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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 20. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt ist die Frau StRin Mag Vassilakou, die Frau Abg Korosec, die Frau Abg Ringler und die Frau Abg Trammer.

Wir sind bereits bei der Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP/00923/2004/0001-KSP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Im Jahr 2001 wurde von der Landesregierung das Landschaftsschutzgebiet Hernals beschlossen. Welche Schutzgebiete nach dem Wiener Naturschutzgesetz sind in nächster Zeit geplant?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!
Sie haben gefragt, welche Maßnahmen wir im Bereich Landschaftsschutz in Wien setzen. Wien ist Umweltmusterstadt und die Wiener lieben ihre Stadt. Das haben die jüngsten Untersuchungen gezeigt. 95 Prozent der Wienerinnen und Wiener schätzen ihre Stadt. Und die letzte Untersuchung, international gesehen, hat ergeben: Wien liegt unter den Top 3 im Hinblick auf Lebensqualität. Warum das so ist? Das liegt einfach daran, dass Wien einen hohen Grünanteil hat und dieser Grünanteil im Erholungsgebiet einfach geschützt werden muss. Dieser Erholungsraum muss gewahrt werden.

In den letzten Jahrzehnten hat es sich die Stadt Wien zum Ziel gemacht, genau diese Grünbereiche im Hinblick auf ihre Schutzwürdigkeit zu kontrollieren und zu überprüfen. Es geht hier darum, dass die Lebensgrundlagen gesichert werden und die biologische und die landschaftliche Vielfalt Wiens als Landschaftsschutzgebiet und auch der Quellschutz erhalten bleiben. Die Naturschönheiten Wiens müssen einfach erhalten bleiben und damit das auch sichergestellt ist, einem hohen Schutz unterstellt werden. Das sind wir unserer Nachwelt einfach schuldig. Bereits jetzt sind rund neun Prozent des gesamten Wiener Raums unter Landschaftsschutz gestellt. Wenn man die gesamten Schutzgebiete Wiens ausweist, kommt man auf einen Bereich von rund 30 Prozent. Also das heißt, ein Drittel von Wien ist unter den höchsten Schutzcharakter gestellt. Dadurch werden die Erholungsräume gesichert und die grüne Lunge Wiens wird auch für die Nachwelt erhalten bleiben.

Was macht es nun mal aus, warum hier ein Landschaftsschutzgebiet als Landschaftsschutzgebiet auch auszuweisen und zu erhalten ist? Die typischen Landschaften gilt es zu erhalten, die Kulturlandschaften von historischer Bedeutung gilt es zu schützen und vor allem ist die naturnahe Erholung der Wienerinnen und Wiener sicherzustellen.

Es geht hier in weiterer Folge um eine Erweiterung des Naturschutzes, um eine Ausweitung des Naturschutzes in gesamten Raum Wiens. Daher hat die MA 22 hier Untersuchungen angestellt, ganz besonders in Penzing und in Ottakring. Hier werden bereits jetzt Verordnungsentwürfe vorbereitet und im 1. Quartal werden diese Verordnungsentwürfe der Landesregierung vorgelegt werden. Das heißt, es geht hier darum, den Naturschutz, den gelebten Naturschutz in gebietsbezogenen Naturschutz in Wien auszuweiten. Rund 14,6 Prozent des gesamten Stadtgebiets von Wien werden damit dann unter Landschaftsschutz gestellt sein. Das bedeutet, dass hier in diesen Gebieten der Bestandsschutz gesichert und gewahrt ist und diese Schutzgebiete, diese Schutzziele dann auch nicht mehr beliebig aufgehoben werden können. Das heißt, das ist ein nachhaltiger Schutz, ein nachhaltiger Umweltschutz, ein gelebter Umweltschutz. Es geht hier im Bereich des Landschaftsschutzes nicht um eine Konservierung des Gegebenen, sondern es geht um eine Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts des gesamten Naturhaushalts, denn wir wissen, wenn ein Naturraum einmal zerstört ist, dann ist es sehr schwierig, diesen Naturraum wieder herzustellen. Daher ist es unsere Aufgabe, unsere Pflicht, diese Naturräume zu schützen.

Bezogen auf Penzing: Rund 34 Quadratkilometer umfasst dieser Bereich Penzing, davon sind 21 Qua-dratkilometer Grünfläche. Welche Bereiche sind hier besonders schützenswert? Ja, rund ein Drittel des Wienerwaldanteils befindet sich in Penzing und das heißt, diesen Bereich Wienerwald, aber auch die Steinhofgründe, das Mauerbachtal und die Hohe Wand-Wiese gilt es verstärkt zu schützen. Eine Besonderheit hier sind sicherlich die Wienerwaldwiesen wie die Pfeiffengraswiese, das Naturdenkmal Salzwiese, aber natürlich auch die Magerwiesen auf der Sophienalpe und am Satzberg. Eine ganz große Besonderheit und Österreich weit einzigartig sind die Kopfweidenbestände auf den Steinhofgründen. Auch die sind heute kaum mehr in Österreich oder international anzutreffen.

Wenn nunmehr dieses Landschaftsschutzgebiet gesetzlich verordnet wird, bedeutet das, dass rund 60 Prozent der Bezirksfläche des gesamten 14. Bezirks als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen sind, das bedeutet, der gesamte Wald- und Wiesenbereich des Wienerwalds.

Zum Landschaftsschutzgebiet Ottakring: Hier wird eine Neuabgrenzung erfolgen, das heißt, hier gilt es insbesondere den Weinbau, also die Wahrung des besonderen Landschaftscharakters im Weinbau zu erhalten. Heute noch werden sechs Hektar Rebflächen bewirtschaftet. Der Ottakringer Wald ist auch eine Besonderheit. Besonders die Eichenvorkommen sind hier zu schützen und auch das Naturwaldreservat Moosgraben ist auch jetzt schon durch hohe Beliebtheit ausgezeichnet. 

Im Bereich des Wienerwalds: Auch hier gibt es Besonderheiten im Bereich der Wiesen wie etwa die Kreuzeichenwiese und die Steinbruchwiesen. 

Also beim gesamten Landschaftsschutz geht es nun darum, die Artenvielfalt bei Pflanzen und Tieren zu erhalten wie zum Beispiel den Steinkrebs oder die Schlingnatter, aber auch besonders gefährdete Vogelarten, die auch in Zukunft geschützt werden müssen, wie etwa der Neuntöter, der Gartenrotschwanz oder die Mehlschwalbe. Insgesamt werden dann durch das Landschaftsschutzgebiet rund 26 Prozent der Bezirksfläche des 16. Bezirks unter Schutz gestellt werden. Durch die Neuabgrenzung werden sich die Landschaftsschutzgebiete insgesamt um rund 1 300 Hektar vergrößern, denn früher war hier auch schon ein ex lege-Schutzgebiet. Hier geht es nunmehr um eine Gesamtzusammenführung der Landschaftsschutzgebiete in Ottakring.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Was mich sonst noch zu diesem Thema interessieren würde, wäre: Wie geht es mit der Unterschutzstellung im Verschiebebahnhof Breitenlee weiter?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Der Verschiebebahnhof Breitenlee, ÖBB-Gebiet, wird seitens der Umweltschutzabteilung, der MA 22, auf seine Schutzwürdigkeit genau untersucht. (Abg Mag Rüdiger Maresch, auf Unterlagen zeigend: Das gibt es schon, das Papier! Das ist schon fertig!)

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin, eine Frage: Welche Projektkosten werden bei der Schaffung des Biosphärenparks dem Bundesland Wien entstehen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Der Biosphärenpark Wienerwald ist ein sehr ambitioniertes Projekt der Länder Wien und Niederösterreich. Wien hat hier schon zahlreiche Vorleistungen erbracht, da schon sehr viele Bereiche als Naturwaldreservate und als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen sind.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Sie haben erwähnt, wie wichtig diese Naturschutzgebiete im großen sind und speziell haben Sie erzählt, wie grandios es sich in Penzing darstellt. Das mag schon sein, aber was werden Sie konkret unternehmen, dass im inneren Teil Penzings, sprich im Raum Breitensee, Reindlgasse, Grünflächen geschaffen werden, sodass sich die Bürger dort nicht um jeden Grashalm raufen müssen, denn es nützt nichts, dass draußen der Wienerwald prächtig gedeiht, wenn man eine kurzfristige Erholungsfläche im inneren Breitensee nicht vorfinden kann?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Bei den Landschaftsschutzgebieten geht es darum, zusammenhängende Flächen zu schaffen. Es geht ja darum, Naturräume zu bewahren, Schutzziele zu erhalten und diese Schutzziele hier auch für die Zukunft zu erhalten. Die Schaffung von Grünflächen im innerstädtischen Bereich ist selbstverständlich eine Aufgabe der Stadt Wien, eine Aufgabe des Stadtgartenamts und es ist sichergestellt, dass diese Grünflächen, diese Parkanlagen im Raum Wien auch in weiterer Folge erweitert werden. Das ist aber nicht mit den Landschaftsschutzgebieten, die hier einen zusammenhängenden Bereich gestalten sollen, in Zusammenhang zu bringen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Schieder.

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben ausführlich dargestellt, in welch großem Ausmaß die Grüngebiete auch Wien betreffen und welch positive Funktion sie auch für die Wienerinnen und Wiener haben. 

Mich würde interessieren: In welchem Zusammenhang steht diese Ausweisung von Landschaftsschutzgebieten zu den Diskussionen und Planungsarbeiten zum Biosphärenpark Wienerwald anlässlich auch des 1000 Jahre-Bestands des Wienerwalds, der ja nicht nur Wien betrifft, sondern auch ein Projekt ist, das mit unseren Nachbarn zu tun hat.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Selbstverständlich ist das Projekt Biosphärenpark - ich habe das schon ausgeführt - ein Projekt der Zukunft, ein Projekt für den Schutz der Natur und des Wienerwalds für die Zukunft unserer Wienerinnen und Wiener, denn die Natur kennt eben keine Grenzen. Daher haben wir uns zum Ziel gesetzt, einen Biosphärenpark Wienerwald zu schaffen. Die UNESCO kennt diesen Begriff. Es gilt daher, diesen Biosphären-Wienerwald von der UNESCO auch anerkennen zu lassen. Daher ist es auch erforderlich - das fordert die UNESCO -, dass der überwiegende Teil der Fläche des Biosphärenparks auch rechtlich geschützt ist. Daher geht das mit unseren Intentionen der Ausweitung von Landschaftsschutzgebieten, der Ausweitung von Naturschutzgebieten absolut konform, um diese Gebiete auch rechtlich verbindlich zu schützen. Diese Gebiete werden dann der UNESCO bekannt zu geben sein und dann ist es sicherlich gewährleistet, dass die UNESCO auch diesen Teil des Biosphärenparks im Raum Wien anerkennen wird. Es geht hier um eine Auszeichnung der Kernzone, der Pflegezone und zwei Drittlungszonen. 

Im Wesentlichen geht es mir darum, dass der Wienerwald in weiterer Folge genützt wird, auch geschützt wird und das ist eine Chance für die Zukunft. Wir haben als Land Wien bereits 500 Hektar aus der Nutzung gestellt und das ist eine Vorleistung für den Biosphärenpark. 

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Frage (FSP/00927/ 2004/0001-KGR/LM) wurde von der Frau Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus) gestellt. Sie ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Die jüngsten Vorfälle rund um das Kompetenzzentrum für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und die Leiterin des Jugendamtes zeigen die dringende Notwendigkeit zur Schaffung eines Landes-Antidiskriminierungs-Gesetzes. Zum Vergleich: In Oberösterreich wurde dieses unter grüner Regierungsbeteiligung innerhalb der ersten 100 Tage zur Begutachtung ausgeschickt. Wann, Herr Landeshauptmann, wird das Wiener Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz endlich in die Begutachtungsphase kommen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich will zunächst einmal davon absehen, dass ich das Beispiel, das Sie in Ihrer Anfrage einleitend erwähnt haben, als keineswegs geeignet ansehe, um Antidiskriminierungsgesetze zu begründen. Desgleichen will ich mich jetzt auch über Oberösterreich nicht äußern, weil ich mich nicht in die inneren Angelegenheiten eines befreundeten Bundeslandes einmischen will, sondern ich will mich darauf konzentrieren, Ihre Frage zu beantworten, weil ich dies durchaus positiv tun will. 

Die Bundesländer haben sich, wie Sie wissen, darauf verständigt, dass die Umsetzung der EU-Richtlinie durch den Bund zu erfolgen hat und dies als Vorgabe zu geben ist. Die Aussendung eines Gutachtens, eines entsprechenden Entwurfs, ist auf Kritik der Bundesländer, auch der NGO’s, gestoßen und die Frau Stadträtin hat daher in Auftrag gegeben, ein entsprechendes Landesgesetz vorzubereiten gemäß der EU-Richtlinie zur Antidiskriminierung und desgleichen eine Novelle des Dienstrechts in Erfüllung auch dieser EU-Richtlinie. Diese Vorarbeiten sind in absehbarer Zeit abgeschlossen. Es werden dann im Gegensatz zu dem, was bisher im Bund in Form von Runden Tischen passiert ist, auch die NGO’s in diesen Gesetzvorbereitungsprozess eingebunden und ich denke, dass wir noch im April mit diesem Landesgesetz in die interne und externe Begutachtung gehen können.

Ich bin mir dessen bewusst, dass dieses Landesgesetz nicht wie die Novelle zum Dienstrecht materiellere Begründungen hat, aber dass dieser Gesetzesentwurf in hohem Ausmaß deklaratorischen Charakter hat, wie das aufgrund der österreichischen Gesetzeslage ein Landesgesetz zu diesem Thema nur haben kann. Es ändert aber nichts an der Tatsache, dass ich einen sehr festen Willen habe, diese deklaratorische politische Willensäußerung auch zu setzen. Also um den Zeitablauf auch noch einmal klar zu stellen: Wir werden noch im April in externe und interne Begutachtung gehen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich denke, mit einem Antidiskriminierungsgesetz würden wir uns jetzt in diesem Fall, Rassismusfall, sag’ ich einmal, bezüglich der Jugendamtsleiterin sehr wohl sehr viel leichter tun. Jetzt haben wir aber noch keines und müssen dennoch den Fall aufklären. 

Es gab von zwei Leuten der Kompetenzstelle eine Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Interne Revision hat dann befunden, an der Sache ist soweit nichts dran, da gäbe es widersprüchliche Aussagen. Das ist als Klärung der Sachlage noch nicht befriedigend. Es gibt aber Protokolle dieser Befragung und ich bin der Meinung, dass es nach unserem Gemeinderatsbeschluss, den wir ja auch gefasst haben, notwendig ist, den Abgeordneten diese Protokolle vorzulegen. Ich bin daher der Meinung, dass die Protokolle, die von den befragten Mitarbeiterinnen unterzeichnet sein müssen, vorgelegt werden müssen. 

Ich frage Sie jetzt: Werden Sie als Landeshauptmann dafür sorgen, dass die Protokolle der Befragung unterzeichnet und durchaus in anonymisierter Form den Mitgliedern des Ausschusses vorgelegt werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das kann ich Ihnen so in dieser Fragestunde nicht zusagen. Was ich Ihnen zusagen kann, ist, dass ich diese Frage einer Rechtsprüfung unterziehen lasse, denn Sie können von mir nicht verlangen, dass ich gerade in diesen Bereichen rechtskonforme Handlungen auch in Form von Anordnungen setze. Das kann ich zur Stunde nicht sagen. 

Aber eines möchte ich schon auch sagen: Ich bin mit dem Bericht der Innenrevision, deren Qualität der Arbeit ich kenne, durchaus insofern zufrieden, weil ich weiß, wie die arbeiten und der Bericht mir nunmehr auch vorliegt. Ich verhehle nicht, dass ich die Abteilungsleiterin seit geraumer Zeit kenne, ihre grundsätzlichen Einstellungen auch zu diesen Fragen kenne und ich mir daher persönlich auch nicht vorstellen kann, dass sie die unterstellten Aussagen gemacht hat. Das passt nicht zu dem Bild, das ich von dieser Person habe und begründeter Weise über annähernd zwei Jahrzehnte habe. Ich werde daher selbstverständlich nicht zulassen, dass auch in kleinen Bereichen diskriminierende Äußerungen, tatsächliche diskriminierende Handlungen gesetzt werden. Und ich werde auch nicht zulassen, dass Menschen, die anständig arbeiten, dann aufgrund von anonymen Anzeigen nachträglich verfolgt werden. Da bitte ich auch um Verständnis.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Einen Teil meiner Frage haben Sie jetzt gerade beantwortet. Wir bekennen uns grundsätzlich zu der Idee eines Antidiskriminierungsgesetzes. Für uns stellt sich aber in diesem Zusammenhang durchaus die Frage der Anlassgesetzgebung, weil wir aus den uns bisher vorliegenden Unterlagen auch nicht nachvollziehen können, wie weit es sich hier um einen konkreten Vorwurf handelt, der - und das ist jetzt meine Frage, weil Sie das angedeutet haben - derzeit offenbar rechtlich noch nicht geklärt ist. 

Meine Frage ist daher: Ist ein Verfahren rechtlich in irgendeiner Form anhängig oder ist es durch die Innenrevision bereits geklärt?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es gibt selbstverständlich kein Verfahren und es ist ja auch in dem Sinn nicht Anzeige erstattet worden. Der § 54 unserer Geschäftsordnung regelt die anonymen Anzeigen sehr klar. Die in diesem Paragraphen auch reglementierten Handlungen, die durch den Magistratsdirektor, respektive den Bürgermeister, zu setzen sind, sind durch die Untersuchung der Innenrevision mit dem nun ja auch in der Öffentlichkeit bekannten Ergebnis gesetzt worden. Meine Haltung dazu habe ich soeben auch erläutert. 

Ich persönlich halte von Anlassgesetzgebung überhaupt nichts. Mir geht es bei dieser Frage des Antidiskriminierungsgesetzes des Landes darum, den klaren politischen Willen erkennen zu lassen, dass wir an der Umsetzung einer EU-Richtlinie Interesse haben.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Schöfnagel.

Abg Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich kann also an das, was Sie gesagt haben und was der Vorredner gesagt hat, anschließen. Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass diese Vorfälle, so wie sie jetzt momentan am Tisch liegen, wirklich stattgefunden haben und ich denke, das Antidiskriminierungsgesetz ist sehr wichtig. Aber was tun Sie beziehungsweise was wird gemacht, damit es sich nicht ins Gegenteil verkehrt? Genau das, was Sie gesagt haben, meine ich auch: Antidiskriminierung ist ganz, ganz wichtig, aber es darf doch nicht so sein, dass jetzt dann Beamte aufgrund anonymer Anzeigen plötzlich verurteilt werden, verfolgt werden und in ihrer Dienststelle Schwierigkeiten bekommen.

Also was tun Sie, um diese Angestellten und diese Mitarbeiter zu schützen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Landtagsabgeordnete! 

Die Frage ist so schwierig wie auch einfach zu beantworten: Standfestigkeit zeigen, inhaltlich, indem ich hier keinen Zweifel aufkommen lassen will, dass ich gegen Diskriminierungshandlungen und verbale Diskriminierung hart auftrete, ganz sicherlich aber auch dort, wo aus meiner Sicht gesehen eher eine Verfolgungshandlung gesetzt wird, auch hart dagegen auftrete. Wo Menschen unschuldig sind, auch meinem Empfinden nach, und ein Bericht wie dieser auch vorliegt, verdienen sie es auch, dass der Bürgermeister zu diesen Mitarbeitern steht. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Nur damit wir immer über dieselbe Sache sprechen, möchte ich kurz aus dem Vorwurf zitieren: Als die Leiterin des Jugendamts ins Kompetenzzentrum kam, waren dort 30 AsylwerberInnen mit dunkler Hautfarbe anwesend. Der Anblick dieser Gruppe, so wird behauptet, versetzte die Beschuldigte sichtlich in Rage. Sie begann laut zu schreien, lief nervös auf und ab und es war wörtlich auch für amtsfremde Personen folgende Äußerung klar zu verstehen: „Diese Arschlöcher vergiften unsere Kinder mit Drogen.“ Bei der Befragung ging es darum, ob die anwesenden MitarbeiterInnen diesen Vorfall bestätigen oder aber sagen: „So war es nicht.“ Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben diese Aussage bestätigt und es geht ja jetzt wohl auch darum, diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schützen, die so viel Rückgrat gezeigt haben und so viel Mut hatten, diese Aussage auch tatsächlich zu bestätigen. 

Mich würde aber nun interessieren, ob Sie als Landeshauptmann - und das frage ich Sie jetzt auch - diese Äußerung und diesen Vorfall, so er stattgefunden hat, als rassistisch bezeichnen: Ja oder nein?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Sie zitieren einmal mehr die anonyme Anzeige, so wie Sie es in der Anfrage auch getan haben und so wie sie auch von wem immer öffentlich publiziert wurde. Sie zitieren nicht dazu, jedenfalls nicht vollständig, Berichte und Revision und Erkenntnis der Revision, denn in der Tat... (Abg Susanne Jerusalem: Und woher?) Also das ist sogar in den Zeitungen gestanden und ich lese solche Sachen ohnehin früher in den Zeitungen als bis ich sie selber bekomme. Wie werden sie wohl dorthin gekommen sein? (Heiterkeit bei der SPÖ.) Also sei dem wie dem auch sei, mir ist es ja im Prinzip auch egal. 

Die Mitteilung der Revision ist eindeutig: Es konnte dieser Vorfall weder verifiziert noch falsifiziert werden. Es haben also ganz offensichtlich nicht alle Mitarbeiter das bestätigt, sondern nur einige, die offensichtlich auch die anonyme Anzeige geschrieben haben. Wenn einem Mitarbeiter ein derartiger Vorfall bekannt wird, dann verstehe ich die Anonymität nicht! Wenn ich meine, hier einen Rassismusvorwurf aufgrund einer mir bekannt gewordenen Tatsache erheben zu müssen, dann werde ich doch wohl auch dazu stehen können, dass ich dies auch entsprechend aufzeige. Was soll denn hier dabei die anonyme Anzeige? Also da bitte ich, nicht böse zu sein. 

Ich halte - um Ihre Frage zu beantworten - einen solchen Vorfall, wenn er irgendwo stattfindet, für verurteilungswürdig und für rassistisch und billige so etwas überhaupt nicht. Aber ich sage Ihnen gleichzeitig auch dazu: Ich werde Leute davor schützen, dass sie verfolgt werden, wenn sich für mich auch persönlich ganz eindeutig herausstellt, dass es einen derartigen Vorfall gar nicht gegeben hat! (Beifall bei der SPÖ und der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 3. Frage (FSP/00925/2004/0001-KVP/LM). Sie ist vom Herrn Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) gestellt und an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Die Parkscheibe ist laut Rechtslage als anwenderfreundliches und kostensparendes Nachweisinstrument vorgesehen. Werden Sie sich angesichts dieser Tatsache für die Einführung der Parkscheibe als kostengünstiges Kontrollinstrument für das 10‑Minuten-Abstellen eines KFZ in Kurzparkzonen - wie sie derzeit für das m-parking in Verwendung ist - einsetzen?

Ich bitte um die Beantwortung. 

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Landtagsabgeordneter! Herr Kollege Pfeiffer!

Ich möchte eine Vorbemerkung machen: Ich respektiere wirklich Ihr unermüdliches Engagement für eine Renaissance der Parkuhr oder Parkscheibe und ich teile nicht die Meinung, die es manchmal gibt, dass das alles sehr altmodisch klingt, sondern es ist in der Tat eine ernst zu nehmende Frage: Was ist die kostengünstigere Variante, um ein bestimmtes Ziel zu erreichen? 

Ich muss mich auch entschuldigen, dass ich gestern nicht Gelegenheit gehabt habe, in der Gemeinderatssitzung Ihren Ausführungen zu diesem Thema unmittelbar zu folgen. Ich habe es nachgelesen und bin auf jeden Fall in einem Punkt anderer Meinung, nämlich ich verstehe nicht, warum Sie das Engagement für die Parkuhr mit einer eher Ablehnung des Mobiltelefons als Instrument des Parkens verbinden, wenn ich das richtig verstanden habe.

Zur Sache selbst: Ihre Frage zielt ja auf die 10-Minuten-Parkscheine ab. Das Problem, das sich einfach stellt und sich auch in einem anderen Zusammenhang mit der Parkuhr ergibt, ist die juristische Zweispurigkeit, die in diesem System gegeben ist. 

Auf der einen Seite haben wir die abgabenrechtliche Seite, die eine Landesangelegenheit ist, wo wir auch den Parkschein geregelt haben und auch das Mobiltelefon als Kontrollinstrument anerkannt haben. Auf der anderen Seite gibt es die Straßenverkehrsordnung mit der Durchführungsverordnung zur Kontrolle der Kurzparkzone, also der Maximalaufenthaltsdauer und dort ist der Parkschein akzeptiert, nicht das Mobiltelefon. Und beim Parkschein ist es jetzt so, wenn du den Parkschein erwirbst, und er ist ja als Alternative zum Mobiltelefon weiterhin vorgesehen, dann erwirbst du damit auch gleich den Kurzparkschein. Daher ist dieses Argument, das Sie bringen - es ist unpraktisch und für den Verkehrsteilnehmer kompliziert -, eigentlich nicht gegeben. Ich denke, dass die Anlegung einer eigenen Parkuhr, die ja dann auf Minuten abgestellt sein müsste, aufwendiger und komplizierter ist, auch wenn sie immer wieder verwendet werden kann. Das Argument gelte ja letztlich umgekehrt auch, wenn man aufhebt. Und Sie haben ja gestern davon gesprochen, dass die Kurzparkscheine aufgehoben werden können, auch sehr ironisch, aber es wird ja doch immer wieder getan, sodass der Kostenunterschied nicht groß ist und vom Konsumenten her, der in die Trafik geht oder in eine andere Abgabenstelle, auf dasselbe hinausläuft. Daher ist meine Einschätzung - und ich bleibe dabei, wir führen ja diese Diskussion nicht zum ersten Mal -, dass eine Anreicherung unseres Systems noch zusätzlich in einem ganz kleinen Segment durch eine Kurzparkuhr nicht notwendig ist. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Pfeiffer. 

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt): Danke, Herr Vizebürgermeister.

Ich verstehe schon, dass Sie heute dazu im Licht der letzten Diskussion auch sehr moderat Stellung genommen haben - das ist durchaus sehr verständlich -, wo jetzt in zunehmendem Maße klar geworden ist, dass die Parkscheibe sozusagen recht positivistisch als das Anwendungs- und Sicherheitskriterien bezogene Instrument zur Überwachung der Kurzparkzonen definiert ist. Das steht halt so in der Kurzparkzonenüberwachungsverordnung explizit im § 9 Abs 2 drinnen und man kann rechtlich also wirklich nicht dagegen argumentieren, dass eine im Gesetz verankerte Parkscheibe ein nicht geeignetes Kriterium für die Überwachung der Kurzparkzonen wäre, so wie es bisher in den letzten sechs Anträgen und Anfragen immer wieder seitens, ich nehme an, eines Ihrer Beamten festgestellt wird. Wahrscheinlich ist es immer der gleiche, denn der Wortlaut ist über drei Finanzstadträte hinweg - von Edlinger über Ederer bis jetzt zu Ihnen - fast immer derselbe, immer wieder der gleiche Wortlaut. Also der Beamte hat offensichtlich erkannt, dass eine in der Gesetzesverordnung festgehaltene Parkscheibe widerrechtlich und sinnlos ist. Aber er dürfte in dem Fall schon ein Einzelfall derjenigen sein, die das interpretieren. 

Ich frage Sie daher, Herr Vizebürgermeister: Wie können Sie es eigentlich auch als Wirtschaftsstadtrat verantworten, dass die Nahversorgungsbetriebe durch acht Jahre hindurch und auch weiterhin mit einem Instrument, das durch Ihre Regierung eingeführt wurde - nämlich das kostenlose Abstellen von Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen, das anwenderfreundlich zur Förderung der Nahversorgung dienen soll, damit die Leute nicht bis zum nächsten Einkaufszentrum durchfahren, sondern stehen bleiben können, kurz etwas erledigen und weiterfahren können -, konfrontiert sind, das anwenderunfreundlich ist, für die Stadt Kosten erzeugt, umweltunfreundlich ist, weil es wieder entsorgt werden muss und bürokratisch ist, weil es jedes Mal zu Handlungen herausfordert an Stelle zu einfachen Einstellvorgängen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann‑Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! 

Seit Einführung des Mobiltelefons als Instrument des Parkens, also der elektronische Parkschein, sind es immerhin 37 700 Verkehrsteilnehmer – Sie haben gestern von 40 000 gesprochen –, die sich dieses Instruments bedienen. Es sind insbesondere auch jüngere, mit der Technologie besser vertraute Menschen. Das ist sicher der Fall. Das entspricht etwa fünf Prozent der in Wien zugelassenen PKW’s, also es ist ein nicht unwesentlicher Teil. Innerhalb von fünf Monaten ist das ein ziemliches Signal, dass hier auf ein Bedürfnis reagiert wurde, das da ist und dass das eine Verbesserung des Kundenservices ist. Es ist zweifellos auch die modernere Form und wenn man es international vergleicht, gibt es immer mehr Städte, die auch in diesen Bereich hineingehen, also weggehen von den konservativen bisherigen Methoden, weil es eben ein Weg ist, wo du nicht zusätzlich irgendein Instrument schaffen musst, sondern du hast es bei dir - die meisten haben ein Mobiltelefon -, das du auch zu diesem Zweck verwenden kannst.

Daher gehe ich davon aus, dass die Entwicklung in Wien eigentlich in die andere Richtung gehen wird. Ich zweifle eigentlich daran, dass der Bundesminister für Verkehr und Innovation - letztlich führt das Ministerium in dieser Frage geradezu provokant den Titel „Innovation und Technologie“ - sich dem anschließen wird, was mittlerweile ja viele fordern, nämlich dass man das Mobiltelefon ebenfalls als Instrument der Bestätigung verwenden kann, dass die nach der Straßenverkehrsordnung vorgeschriebene Höchstzeit für Kurzparkzonen nicht überschritten worden ist. 

Dazu muss man Folgendes auch sagen, um jetzt auf Ihre Frage konkret einzugehen. Die Diskussion ist ja dort unter dem Gesichtspunkt zu führen: Bedeutet das, das Mobiltelefon ist ein Instrument, um die Obergrenzen des Kurzparkens – bei uns in Wien der Parkraumbewirtschaftung – auszuhebeln und bestätigt sich - ich will jetzt nicht zu breit werden -, dass das sicher nicht der Fall ist, insbesondere auch nicht aus der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs? Wenn Sie überlegen, dass Sie die Parkuhr jederzeit nachstellen können, ohne dass es nachvollziehbar ist und Sie die Parkscheine austauschen können, ohne dass es nachvollziehbar ist, während beim elektronischen Parken mit dem entsprechend vorbereiteten Mobiltelefon die Legende des Parkens historisch dokumentiert ist - und das Unternehmen, das von uns mit diesem Projekt beauftragt ist, „Siemens“, bietet ja auch an, dass es damit die Möglichkeit gibt, viel besser, viel genauer nachzukontrollieren, ob jemand jetzt wirklich diese Gesamtzeit überschritten hat -, so muss ich eigentlich sagen: Der Weg führt in diese Richtung und nicht zurück. 

Das Dritte ist: Ich glaube, dass die Frage, die Sie auch gestern angeschnitten haben - das hat mit der Nahversorgung zu tun -, ein Bruchteil ist. Wenn wir von Nahversorgung sprechen, dann sind es ja oft ältere Menschen, die jetzt nicht mit dem Auto herumfahren, sondern in der Gegend wohnen und dann dort einkaufen gehen. Also ich würde schon Wert darauf legen, dass Nahversorgung in erster Linie nicht jene Betreuung ist, wo jemand aus einem anderen Bezirk kommt, um dort einkaufen zu fahren, sondern dass Nahversorgung im eigenen Bezirk stattfindet. Dort hat in der Regel der Autobesitzer ja auch eine Dauergenehmigung und braucht diesen Kurzparkschein überhaupt nicht. Also das mit der Nahversorgung in Zusammenhang zu bringen, so wie Sie es gestern und auch heute wieder getan haben, ist eigentlich unlogisch. Auf der anderen Seite weise ich die Behauptung noch einmal zurück, dass das wirklich ein unfreundlicher Akt gegenüber dem Autofahrer ist. Ich bin wie Sie für Kundenservice auch in der Parkraumbewirtschaftung, dass man eben sagt: Du erwirbst den Parkschein in der Trafik oder anderswo und bekommst gleich dazu kostenlos auch den lila Kurzparkschein.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Josef Wagner, bitte.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann‑Stellvertreter! 

Die Frage beim m‑parking, die der Kollege Pfeiffer aufgeworfen hat betreffend 10‑Minuten‑Gratisparkschein, bezieht sich nicht nur auf diese 10 Minuten, sondern generell auf die Überwachung oder auf die Problematik. Ich denke, man sollte so ehrlich sein und zugeben, dass hier bei der Einführung von m‑parking ein paar Fehlinformationen oder Fehler passiert sind und sich bemühen, diese Fehler auszumerzen. Richtig ist, dass in der Kurzparkzonenverordnung das elektronische Parken nicht vorgesehen ist. Es ist allerdings jetzt schon lange her, dass es eingeführt wurde. Ich frage mich daher, warum man diesbezüglich nicht rechtzeitig Gespräche mit dem Bund aufgenommen hat, um hier als Überwachungsmöglichkeit das Instrument von m‑parking als SMS‑Parken einzuführen.

Bevor ich meine konkrete Frage stelle, bitte nur ein Hinweis: Ich verstehe nicht, wie die Kontrollorgane erkennen sollten, ob jemand SMS parkt oder nicht, wenn überhaupt kein Nachweis oder kein Hinweis im Auto angebracht ist. Ich halte es für unzumutbar, dass ein Kontrollorgan elektronisch jeweils nachprüft, ob Elektronik-Parken vorliegt oder nicht und in 50 Prozent der Fälle wird es darauf kommen, es hat jetzt umsonst kontrolliert und wird strafen. 

Daher meine konkrete Frage: Warum haben Sie bisher mit dem Bund offensichtlich keine Kontakte für eine Veränderung oder Ergänzung der Kurzparkzonenverordnung aufgenommen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich bin etwas überrascht, dass die Kommunikation in Ihrem Klub nicht wirklich gut funktioniert, aber das kann passieren, denn relativ bald nach Einführung des Mobiltelefon-parkings hat es ein Gespräch mit Bundesminister Gorbach gegeben, an dem auch Vertreter Ihrer Fraktion teilgenommen haben, wo unter anderem auch dieses Thema behandelt worden ist und ich den Eindruck gewonnen habe, dass es für diese Entwicklung durchaus Verständnis gibt.

Ich sage noch einmal: Es ist ja nicht nur ein Problem hier in Wien, sondern auch eine Reihe anderer österreichischer Gemeinden und Städte gehen zu diesem System über, sodass es spezifisch nicht nur ein Wiener Thema ist. Das, glaube ich, muss man sagen. 

Das Zweite ist: Ich gebe zu bedenken, dass es ein Rechtsproblem aus der Straßenverkehrsordnung heraus gibt. Eine Ahndung des Delikts „Nichteinhaltung der Höchstgrenze der Kurzparkzeit nach der Straßenverkehrsordnung“ ist subsidiär gegen abgabenrechtliche Verstöße. Schon aus dieser Situation heraus kann sich kein Kontrollorgan damit begnügen zu sagen, es ist keine Parkscheibe drinnen und daher ist er strafbar, sondern es muss feststellen, dass die abgabenrechtliche Vorschrift erfüllt worden ist. Ich betrachte es wirklich als ein absurdes, dem Autofahrer unzumutbares Kuriosum, dass die Situation eintritt, dass jemand ordnungsgemäß seine Gebühr entrichtet hat und dann dafür von Organen des Bundes bestraft wird. Es geht hier um Bundesorgane, wir befinden uns ja im Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung, nur am Rande angemerkt, nicht im Bereich der Landesverwaltung (Abg Dr Herbert Madejski: Da könnten Sie aber Verkehrsüberwachungen auch machen mit der MA 46!)) und daher ist es eine merkwürdige Situation, dass hier selbstverständlich in jedem Fall zunächst die Einhaltung der Abgabenvorschrift geprüft werden muss. (Abg Dr Herbert Madejski: Sie wissen nicht, was Sie reden!)

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Margulies, bitte.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr stellvertretender Landeshauptmann!

Ich kann mich nicht erinnern, wann bei ordnungsgemäßer Entrichtung der Kurzparkgebühr, der Parkometerabgabe, in den vergangenen Jahrzehnten, würde ich fast sagen, das letzte Mal wegen Überschreitung der zulässigen Höchstzeit ein Strafmandat ausgestellt wurde. Ich glaube, Sie können sich diesbezüglich auch nicht erinnern. Wenn tatsächlich bezahlt wurde, dann war es dem Kontrollorgan letztendlich egal, wie lange diese Person dort schon gestanden ist. 

Mit der jetzigen m‑parking-Regelung wird diese Situation de facto endgültig geregelt, indem erlaubt wird, dass man auch außerhalb dieser eineinhalb Stunden problemlos verlängern kann. Es wird nicht nachvollziehbar sein, wo das Auto tatsächlich zu dem Zeitpunkt gestanden ist als die Gebühr entrichtet wurde und damit ist natürlich legistisch auch nicht verfolgbar, ob die Kurzparkzonendauer tatsächlich überschritten wurde oder nicht. Insofern stellt meines Erachtens nach die m-parking-Verordnung, die Gesetzesänderung, ein großes Problem im Verhältnis zur Kurzparkzonenhöchstdauer dar. 

Der andere Punkt ist aber meines Erachtens - und ich habe das gestern kurz angesprochen - schon viel dramatischer und da würden mich Ihrerseits Lösungsvorschläge interessieren. In einer ganz persönlichen, anonymen Umfrage oder Befragung von neun Kontrollorganen - ich habe es mir jetzt angeschaut - habe ich ganz unterschiedliche Antworten bekommen, wie denn dieses m-parking tatsächlich funktioniert. Eine war nicht darunter, nämlich die beschönigende "Alles funktioniert total, super". Die Antworten waren, dass manche gesagt haben "Es funktioniert meistens ganz gut " bis hin, dass die Antwort gekommen ist: "Bei jeder zweiten Abfrage muss man ungefähr fünf Minuten warten.“ In Summe waren sich aber alle Kontrollorgane darüber einig, dass aufgrund des Zeitverlustes maximal zwei Drittel von dem, was vor Einführung des m-parking kontrolliert wurde, kontrolliert werden kann. 

Was gedenken Sie gegen diese Situation zu tun?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Also Sie haben jetzt in Ihrer Einbegleitung der Frage das wiederholt, was ich zuvor versucht habe zu widerlegen, nämlich die Behauptung, dass m-parking das Instrument sein könnte, um die Parkraumbewirtschaftung zur Überschreitung der Höchstaufenthaltsdauer auszuhebeln. Das stimmt einfach nicht, wenn man es mit der gegenwärtigen Situation vergleicht. 

Sie alle kennen die Judikatur - ich hoffe es zumindest - des Verwaltungsgerichtshofs, dass selbst bei Hinaus- und Hineinfahren in dieselbe Parklücke der Tatbestand der Überschreitung nicht gegeben ist und daher für das Kontrollorgan nur die Möglichkeit besteht nachzuweisen, dass das Fahrzeug über die zulässige Höchstzeit hinaus unverändert in der Parklücke stehen gelassen wurde, daher der berühmte Kreidestrich beziehungsweise die Haltung des Ventils am Reifen. Das alles sind markante Beispiele, die überall erzählt werden. Letztlich bedeutet das, dass das, was immer da drinnen liegt, nur darauf beruht zu sagen, es wird vielleicht schwerer sein, wenn er bisher zum Auto gehen musste oder jemanden beauftragt hat, zum Auto zu gehen, um dort den Parkschein zu verändern oder - um das vorangegangene Beispiel der Parkscheibe zu nehmen - die Parkscheibe zu ändern. In beiden Fällen ist diese Veränderung nur nachweisbar, und auch dafür gibt es sehr konkrete Sachverhalte, wenn das Kontrollorgan hinter der Ecke lauert und dann hervortritt und den Betreffenden erwischt, wenn er gerade den Tausch vornimmt. Das zeigt, wie schwierig der Nachweis der Einhaltung dieser Grenzen ist.

Beim elektronischen Parken hat das Organ die Möglichkeit, die Legende abzurufen. Er braucht nur die Autonummer einzugeben und er kriegt die gesamte Legende. Und er kann sich natürlich jetzt, so wie er es heute macht, aufschreiben, welche Autos ihm auffallen und dann die spezifisch kontrollieren und überwachen. Also eine Veränderung an sich in der Nachweisbarkeit ist sicher nicht gegeben. Ich räume ein, dass wie bei allen Umstellungen auf elektronische Systeme es große Schwierigkeiten gibt und ich bin sehr dankbar, dass die Mitarbeiter der MA 67 das insgesamt wirklich in einer großartigen Weise geschafft haben. Das muss man schon sagen, weil leicht ist es ihnen sicher nicht gemacht worden. Dass es natürlich nach diesen ersten Monaten - und wir reden jetzt einmal von fünf Monaten - auch weiterhin noch Probleme gibt und es natürlich nicht mit der Zügigkeit vor sich geht, das räume ich durchaus ein. Ich rechne aber damit, dass sich das verbessert. 

Das Zweite ist aber, dass man das ja abwägen muss. Schwierigkeiten in der Kontrolle räume ich ein. Sie stehen Verbesserungen und Serviceleistungen für den Autofahrer gegenüber. Und jetzt sage ich noch einmal: Parkraumbewirtschaftung hat auch mit Kundenservice zu tun und ich muss daher abwägen, ob ich jetzt die Kontrolle aufrecht erhalte und sage "Autofahrerservice ist mir egal, Hauptsache ist, ich kontrolliere drei, vier Fälle mehr" oder ich sage "Ich sehe das in einer Balance, die möglicherweise dazu führt, dass die Bereitschaft, die Parkgebühr zu entrichten, höher wird“, was sicherlich nicht an die Grenzen gehen darf, dass damit die Parkraumbewirtschaftung ausgehebelt wird, aber dem entspricht, was wir ja auch sonst fordern, dass nämlich in erster Linie das gesetzeskonforme Verhalten hergestellt wird und nicht die strafrechtliche Aburteilung. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Sie wissen, wie sehr ich Sie persönlich schätze. In einem Konflikt, in einem zivil ausgetragenen Konfliktverhältnis über 13 Jahre hat sich ja in vielen Fragen schon die Möglichkeit ergeben, dass sehr ordentlich miteinander umgegangen wurde. Sie machen aber aus unserer Sicht genau den gleichen Fehler wie alle anderen Stadträte hier bei der Beantwortung, dass Sie diese Fragestunde dazu benützen, Diskussionsthemen aufzuwerfen, wo der Abgeordnete dann keine Chance hat, Ihnen gegenüber irgend etwas zu sagen. 

Sie haben nämlich meine Frage nicht beantwortet, nämlich wie Sie verantworten können, dass durch acht Jahre hindurch durch eine irrige Rechtsauffassung eines Beamten es zu einer falschen Gesetzesinterpretation kam - denn im Gesetz steht, dass die Parkscheibe das geeignete Kriterium ist, um all das zu überwachen, was die Kurzparkzonenverordnung erfordert - und dadurch der Nahversorgung geschadet wurde? Und jetzt frage ich in Klammer noch dazu: 1,5 Millionen EUR wurden für die Herstellung dieser Parkscheine sinnlos zum Fenster hinausgeworfen. Wie verantworten Sie das? Das haben Sie nicht beantwortet. Aber Sie haben eine Reihe von Fragen aufgeworfen und Behauptungen aufgestellt, die ich jetzt hier so nicht widerlegen kann, weil ich geschäftsordnungsmäßig ordentlich agiere. 

Ich frage Sie daher, nein ich bitte Sie und auch alle anderen Stadträte daher, in Zukunft die Fragen zu beantworten und nicht neue Fragen in den Raum zu stellen, die in keiner Weise für die Abgeordneten diskutierbar sind. 

Ich möchte Sie daher jetzt aber fragen und ich bitte, eine Antwort darauf zu geben: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass das zehn Minuten kostenlose Abstellen von Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen in Hinkunft tatsächlich kostenlos ist und nicht der Stundensatz durch die SMS-Gebühr höher ist als würde man einen Parkschein einlösen, denn mein gestriger Antrag wurde ja von Ihrer Fraktion in der irrigen Annahme abgelehnt, ich hätte nicht den Herrn Bürgermeister in diesem Antrag ersuchen sollen, den Magistrat zu beauftragen, eine Vertragsänderung für das zehn Minuten kostenlose m-parking herbeizuführen? Aber der Gemeinderat kann ja den Magistrat nicht direkt beauftragen, sondern nur im Wege des Herrn Bürgermeisters. Werden Sie sich dafür einsetzen? Sie haben die Rede, die ich die gehalten habe, offensichtlich ja gut gehört und haben daher auch das Beispiel gesehen und sicherlich nachrechnen können. Es ist...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben zwei Minuten Zeit. Sie reden zweieinhalb Minuten und haben die Frage bereits gestellt.

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! 

Ich mache dem Herrn Landtagsabgeordneten den Vorschlag, dass wir über dieses Thema in Ruhe weiterreden und uns nicht auf die Spielregeln der Geschäftsordnung begrenzen, die Sie zwingt, kurz zu antworten und mich genau genommen eigentlich zwingen würde, ebenso kurz zu antworten. Sie haben nicht kurz gefragt. Ich habe nicht kurz geantwortet und habe die Geduld des Herrn Präsidenten und aller hier im Landtag Versammelten sicher strapaziert, die dieses Thema ja schon mitverfolgt haben.

Ich muss Ihre Frage mit einem schlichten "Nein" beantworten und zwar deswegen, weil Sie ja abstellen, dass wir den Vertrag mit mobilcom ändern. Das ist nicht unser Vertragspartner, sondern der Vertragspartner ist Siemens.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 4. Frage (FSP/00924/2004/0001-KFP/LM). Sie wurde vom Herrn Abg Mag Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen) gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Welche Überlegungen haben Sie angestellt, um eine Schließung der Lücke zwischen Pflichtschulabschluss und Einstiegsmöglichkeit in medizinische Berufe und Pflegeberufe zu erreichen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Herr Abgeordneter!

Die Frage, wie wir mehr Pflegepersonal gewinnen können, beschäftigt uns alle. Ich möchte aber anfangs darauf hinweisen, dass gerade die Ausbildung nicht in der landesgesetzlichen Kompetenz, sondern in der bundesgesetzlichen Kompetenz liegt und zuletzt im Bundesgesetzblatt 108 von 1997 geregelt wurde. 

Dieses Gesetz regelt eben die Zugangsvoraussetzungen. Hier wird unter anderem im § 54 Absatz 1.3, Umsetzung des Krankenpflegegesetzes, die erfolgreiche Absolvierung von 10 Schulstufen gefordert: „Aufgrund von internationalen Verpflichtungen ist es erforderlich, als Zugangsvoraussetzung die erforderliche Absolvierung von 10 Schulstufen zu normieren. Diese Grundvoraussetzung ist im europäischen Übereinkommen über die theoretische und praktische Ausbildung von 
diplomierten Krankenpflegepersonen Bundesgesetzblatt 1973/53 sowie in der Richtlinie der EWG verankert.“ 

Insbesondere für Personen, die sich sehr früh für die Ausbildung Gesundheit und Krankenpflege interessieren, gibt es eine Bestimmung im Gesetz: „Die Führung von Vorbereitungsausbildungen nach positivem Abschluss der 9. Schulstufe.“ Im Wiener Krankenanstaltenverbund werden diese Vorbereitungslehrgänge an zwei Gesundheits- und Krankenpflegeschulen angeboten. Sollte mehr Bedarf sein, selbstverständlich auch an den anderen. Daher versucht das Land Wien, diese Lücke zu schließen. 

Ich bin aber überzeugt, dass wir an der Weitererarbeitung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes und der Ausbildung innerösterreichisch auch arbeiten müssen, natürlich in Konformität mit der EU. Ich habe auch der Frau Bundesministerin das letzte Mal klar gesagt, dass es wieder sehr nötig wäre, dass wir eine Landesgesundheitsreferentensitzung hätten, die in der früheren Ära, in der früheren Legislaturperiode ja regelmäßig stattgefunden hat, weil wir gerade diese Probleme österreichweit besprechen müssen. Sie wissen, diese Ausbildung ist nicht im Kompetenzbereich der Frau Bundesministerin Gehrer, sondern im Kompetenzbereich der Gesundheitsministerin angesiedelt. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke Frau Stadträtin!

Es ist ja so, wir sind natürlich aufgrund der Gesetzeslage verpflichtet, die Ausbildung in dieser Art und Weise durchzuführen. Das Problem ist ja nicht neu, dass diese sogenannte Lücke hier dadurch entsteht, dass die Schulstufen verlangt werden und abgeschlossen werden und noch kein Eintritt in eine entsprechende Schule für Diplompersonal erfolgen kann. 

Nun zeigt es sich aber, dass sehr viele junge Menschen durchaus bereit wären, auch schon in jüngeren Jahren den Pflegeberuf zu ergreifen und es auch durchaus zumutbar ist, dass sie beginnen. Wenn ich mir vorstelle, dass wir auf der anderen Seite darüber diskutieren und es auch teilweise durchführen, dass das Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt wird und wir auf der anderen Seite sehen müssen, dass jemand erst ab 17 Jahre letztendlich in eine Krankenpflegeschule aufgenommen wird, so ist das nicht ganz verständlich. Es wird viel darüber diskutiert und es sind auch von Seiten, glaube ich, der Bundesdienststellen Überlegungen angestellt worden, ob man nicht überhaupt in Form einer Gesundheits- und Sozialakademie ein Angebot macht, dass junge Menschen nicht nur diesen Pflegeberuf ergreifen können, sondern dass sie am Ende ihrer Ausbildung auch eine Matura und gleichzeitig ein Krankendiplom haben. Und darüber gibt es, glaube ich, eine Diskussion.

Meine Frage geht dahin, ob Sie so eine Entwicklung und auch so eine Einrichtung einer Gesundheits- und Sozialakademie, die einerseits eine Diplomprüfung ermöglicht und andererseits einen Maturaabschluss hat, begrüßen würden und auch mitarbeiten würden, damit das verwirklicht wird. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! 

Ich bin für alle Einrichtungen, die es uns ermöglichen, dass wir mehr Pflegekräfte in Österreich haben. Es müssten diese Schulen und die Akademien sicher nebeneinander bestehen. Ich bin nicht sicher, dass alle, die sich für die Ausbildung melden, unbedingt die Akademie besuchen können und wollen. Aber es ist, wie gesagt, eine bundesstaatliche Angelegenheit und ich bin einmal grundsätzlich für alle Gespräche und Vorschläge aufnahmebereit. Es ging schon mein Ersuchen an die Frau Bundesministerin, wieder eine Sitzung der Landesgesundheitsreferenten einzuberufen und natürlich sollten wir uns vornehmlich mit diesem Thema, das nicht nur ein österreichisches, sondern ein europäisches ist, beschäftigen. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Pilz!

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich bin Ihrer Meinung, dass es wichtig ist, dass wir gut ausgebildete und genügend Pflegepersonen in der Pflege haben. Aber wie wir jetzt aus all den Debatten um die Versorgung in den geriatrischen Zentren wissen, ist die Frage der Ausbildung und des mangelnden Nachwuchses nur ein Teil des Problems. Der andere Teil des Problems besteht darin, dass die Verweildauer des Personals so kurz ist und nach Berechnungen für Österreich zwischen drei und vier Jahren liegt. Das muss ja etwas mit Arbeitszufriedenheit zu tun haben, die hier offensichtlich nicht gegeben ist oder dass sich die Menschen falsche Vorstellungen gemacht haben. 

Was, Frau Stadträtin, werden Sie tun, um die Verweildauer in diesem Beruf hier zu verlängern?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! 

Wir versuchen durch Schulungen und durch Supervisionen, die Arbeitszufriedenheit sozusagen zu stärken. Wir versuchen auch, insbesondere Führungskräfte so auszubilden, denn sehr oft gibt es ja Diskrepanzen zwischen denen, die an der Basis arbeiten und zwischen den Führungskräften, wovon ich mich oft auch in Gesprächen mit Pflegepersonen überzeugen konnte, die von anderen Spitälern an unsere Abteilung kamen, und die dazu führen, dass sie zum Teil die Arbeitsstelle verlassen und manchmal auch den Beruf. 

Aber das eine, das man immer wieder betonen muss, ist: Es ist ein Beruf mit einer ungeheueren Schwierigkeit in der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 24 Stunden an jedem Tag des Jahres eine Arbeitsverpflichtung eventuell zu haben, ist schwer vereinbar. Es sind natürlich Wochenenden zu besetzen. Es sind Partnerschaften, wo meist eine Fünf-Tage-Woche herrscht. Das führt zu irrsinnigen Schwierigkeiten im Privatbereich, denn auf diese 24 Stunden-Präsenz auch an unangenehmen Tagen kann natürlich nicht verzichtet werden. Man versucht, den Menschen zu helfen, indem man sie auch in andere Möglichkeiten hineingibt. Nur, so viel Tagesarbeitsplätze haben sie im gesamten Gesundheitssystem nicht und genau das ist es, was dann bekrittelt wird, warum das Gesundheitssystem so teuer ist, weil man die Menschen als Arbeitskräfte nicht verlieren will und ihnen auch helfen will und sie zum Teil dann in Positionen kommen, die nicht einmal unbedingt berufsspezifisch sind, dass sie dann zum Teil auch als Schalterkräfte arbeiten, nur damit sie eben Arbeitsbedingungen haben, die denen in anderen Berufen entsprechen. 

Wir müssen sicher versuchen, viel, viel mehr Menschen zu gewinnen und dass wir die Arbeitsbedingungen verbessern können, aber es ist eben noch überwiegend ein Frauenberuf. Frauen bekommen Kinder. Sie haben die Problematik der Schwangerschaft, dass sie ab Beginn der Meldung der Schwangerschaft praktisch in ihrem Beruf in der Art nicht mehr zur Verfügung stehen. Sie wissen: Verbot der Nachtarbeit, der Schwerarbeit, der Infektionsarbeit, der längeren Arbeitszeit als acht Stunden, das Verbot von Sonn- und Feiertagsarbeit. Also auch das ist etwas, was immer zu sehr, sehr schwierigen Situationen auf allen Stationen führt. Eine Frau wird schwanger und schon kommt alles ins Ungleichgewicht, aber de facto ist der Posten besetzt bis sie Karenz antritt.

Das ist die Problematik, die man gerade in diesem Bereich viel mehr als anderswo hat und wie gesagt, wir haben laufend Gespräche, um zu versuchen, diese Situation zu verbessern. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Lakatha!

Frau Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Sie betonen immer wieder, dass Wien für Bundesländer ausbilden muss, da ja die Ausbildungsstätten dort leider geschlossen werden. 

Ich wollte Sie nun fragen, welche zusätzlichen Anreize Sie in Zukunft planen, damit ausgebildetes Personal nicht wieder in die Bundesländer zurückkommt, sondern hier bei uns in Wien länger arbeitet.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! 

Das ist eine äußerst schwierig zu beantwortende Frage. Sie haben auch bei den Diplomfeiern gesehen, dass ich immer frage, wo man sich hinbegibt und es ist natürlich so, dass diejenigen, die aus ihrem Heimatort nach Wien gekommen sind, um hier die Ausbildung zu machen, schon mit dem fixen Wunsch wieder zu gehen, zu ihren Bindungen zurückzukehren. Es sind natürlich auch manchmal Wienerinnen, die Lebenspartner gefunden haben, die in den Bundesländern arbeiten und ich glaube, so hohe Anreize, dass jemand auf das Zentrum seines Lebens verzichtet - dort wo die Familie ist und wo er gern war und wo man ihn auch braucht -, können wir fast nicht bieten. Wir versuchen natürlich vermehrt, Wienerinnen und Wiener aufzunehmen, denn die ihre ganze Familie hier haben, bleiben uns eher im Land als jene, denen wir noch so viel bieten und die ein sehr glückliches Familienleben in ihrer Heimat haben.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Wir diskutieren ja darüber, es ist ja weithin bekannt, dass wir eben wirklich einen eklatanten Personalmangel an diplomiertem Krankenpflegepersonal haben, der sich zum Beispiel auch so auswirkt, dass die Bestrebungen vom Krankenanstaltenverbund, die eine oder andere Dialysestation auszubauen, nicht möglich ist, weil es das entsprechende Personal nicht gibt. Auf der anderen Seite müssen wir erkennen oder sehen, dass es auch eine große Zahl von arbeitslosen Ärzten und Ärztinnen gibt, die auf einen Turnusplatz warten und fremde Arbeiten durchführen müssen, damit sie auf irgendeine Art und Weise - mit Taxi Fahren oder sonst etwas - Geld verdienen.

Besteht nicht die Möglichkeit und könnte man nicht Überlegungen anstellen, hier mit Sonderkursen aus diesem Bereich der arbeitslosen Ärzteschaft Personal zu rekrutieren, das bei den Dialysestationen das diplomierte Personal unterstützen kann?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter, danke für die Frage. Ich halte es an sich rein vom Fachlichen durchaus für möglich. Sie wissen, gerade bei diesen maschinellen Therapien wurden ja die Apparate am Anfang primär immer von Ärzten bedient, die sich damit auseinandergesetzt haben. Ich kann das auch für meine Person sagen. Wir, zwei Ärzte, haben an so einem Apparat vier Jahre lang ohne eine Pflegeperson gearbeitet, weil wir die damals nicht hatten. Später haben wir dann eine Pflegeperson eingeschult. Heute wird diese Tätigkeit überwiegend von Pflegefachkräften wahrgenommen. Genauso war es am Anfang auch im Dialysebereich und ich erinnere mich noch an meine Kollegen, mit denen ich studiert habe, die in der Ferienzeit auch an der Dialyse gearbeitet haben, Assistenzleistungen erbracht haben. 

Ich habe mit verschiedenen Juristen darüber gesprochen und es sind manche Juristen nicht ganz sicher, ob das möglich ist. Ich habe auch mit Prof Mazal gesprochen, der der Überzeugung ist, dass die gesetzlichen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Ich werde mich noch mit den verschiedenen Juristen aus dem Gesundheitswesen in Wien, aus dem Gesundheitswesen des Bundes und mit Prof Mazal zusammen setzen und ich hoffe, dass wir Wege finden, denn letzten Endes kann eine Dialyse durchaus auch daheim von den Angehörigen ausgeführt werden, die auch keine Kompetenz für Behandlungen haben. Diese Kompetenz ist in einem Spital a priori gegeben, weil ich dort jederzeit jemanden rufen kann und auch der junge Arzt in der Lage ist, eine Hochdruckkrise zu erkennen, auch wenn er noch keine weitere Ausbildung hatte, sodass ich mir vorstellen könnte, dass wir Wege gehen, wo wir es möglich machen, dass die dringend benötigten Dialyseplätze durch Einschulungen von Ärzten, die allerdings nicht als Ärzte bezahlt werden könnten und auch nicht auf einem solchen Dienstposten sind, auf diese Art geschaffen werden.

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Frage (FSP/00338/ 2004/0001-KVP/LM) wurde von der Frau Abg Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Die Geschichte der folgenlosen Ankündigungen Ihrerseits hinsichtlich der Vorlage eines neuen Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetzes ist endlos. Wie sieht der konkrete Zeitplan für die Verabschiedung des Gesetzes aus?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete!

Wir haben bereits einen Entwurf eines Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetzes im internen Begutachtungsverfahren gehabt. Es sind die Stellungnahmen bis Dezember letzten Jahres eingetroffen und werden derzeit eingearbeitet. Es sind aber einige Bestimmungen des gegenständlichen Entwurfs sehr ähnlich mit dem Heimgesetz, sodass die zuständige Magistratsabteilung da auch eine Vereinheitlichung anstrebt. Wie gesagt, ich habe bemerkt, dass eben in Wien die Juristen sehr, sehr sorgfältig die Gesetze ausarbeiten und es sehr wenig Novellierungen gibt. Ich kam aus dem Bundesgesetzbereich und dort haben wir ununterbrochen novelliert. Es sind zwar die Gesetze schneller zu Stande gekommen, auf der anderen Seite haben wir manchmal aber schon in der nächsten Sitzung eine Novelle oder eine Änderung des Gesetzes gehabt. Ich bin schon dafür, dass man Gesetze sehr sorgfältig erarbeitet. 

Es ist jetzt in der Endphase und vor dem letzten Begutachtungsverfahren, auch vor der Einreichung bei der Magistratsdirektion. Ich möchte aber, bevor ich das tue - wir haben ja am 24. März eine interfraktionelle Sitzung -, den Kolleginnen und Kollegen aus den anderen Fraktionen dieses Gesetz vorlegen, damit wir eventuell Wünsche noch einfließen lassen können, bevor wir endgültig zum Abschluss komme.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Also ich würde sagen, dann warten wir gemeinsam auf den 24. März.

Frau Stadträtin! Es gibt ja zu den Gesetzen im Allgemeinen immer eine Verordnung. Wissen Sie schon konkret die Inhalte dieser Verordnung oder ist da noch überhaupt nichts in Arbeit?

Präsident Johann Hatzl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich kann Ihnen das jetzt in der Sekunde nicht sagen. Dass überhaupt nichts in Arbeit ist, kann ich mir bei der qualitätsvollen Arbeit der MA 15 der Rechtsabteilung nicht vorstellen. Ich werde aber versuchen, dass wir diese Verordnung gemeinsam mit dem Gesetz im interfraktionellen Gespräch am 24. März besprechen werden. Ich habe schon bemerkt, dass es auch der Wunsch ist, Heimgesetz und Verordnung übereinstimmend zu machen. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Es ist ja wirklich sehr schön, dass unsere Beamten so genau und so exakt arbeiten, nur dauert es halt doch schon ein bisschen lange. Aber unabhängig davon möchte ich nachfragen, ob es nicht doch noch möglich ist, bei der Gesetzeswerdung dieses neuen Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetzes darüber nachzudenken, dass auch die Problematik der sogenannten Betthebungen irgendwie einfließt. Wir haben ja die große Schwierigkeit, dass es immer wieder vorkommt, dass die Rettung zu Patienten gerufen wird, die zum Beispiel aus dem Bett gefallen sind, aus eigener Kraft nicht mehr ins Bett hinein können, auch irgendwie krank sind und so weiter und so fort und dann wohl ins Bett gehoben werden müssen. Es wird auch untersucht, ob sie irgendwelche Brüche oder Erkrankungen haben und dann weigern sie sich oder unterschreiben, dass sie nicht ins Krankenhaus geführt werden wollen, was dann dazu führt, dass letztendlich die Krankenkassa nicht bezahlt und die Wiener Rettung hier eine Gebührenrechnung vorlegt.

Ich glaube, dass in dem neuen Entwurf auch auf diese Problematik zu wenig Rücksicht genommen wird und dass man die einzelnen Paragraphen, die sich damit beschäftigen, zum Beispiel auch wenn die Rettung gerufen wird, dass der dann dafür zahlen muss und so weiter, noch einmal überdenken muss. 

Könnten Sie sich vorstellen, dass man da noch das eine oder andere ändert?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Also wir müssen das alles sicher überdenken, aber Sie wissen, wir haben ja schon einen Meilenstein erzielt, dass wir auch aus sozialen Gründen auf die Einhebungen verzichten können. Wann immer die Rettung für die Betthebungen gerufen wird, so ist das praktisch nicht finanzierbar, weil das dann ausufert und wir dann mehr Personal in den teuer bezahlten Nachtdiensten haben müssen, weil es ja dazu vermehrt in der Nacht kommt. Es schreibt ja auch der Gesetzgeber vor, wann etwas als eine medizinische Leistung zählt und wann nicht. Die Krankenkassa wehrt sich natürlich zu bezahlen, wenn es sich um keine medizinische Leistung handelt. Es ist so, dass von der Rettung alles übernommen wird, was von der Krankenkassa anerkannt wird. Ich bin auch immer eher dafür, weil ich finde, es ist auch schwer für den Rettungssanitäter zu entscheiden, ob eine Verletzung stattgefunden hat oder nicht, mit Ausnahme wenn einer halt irgendwie runtergeglitten ist und sagt, ich habe sicher nichts. Die Patienten haben das Entscheidungsrecht, dass sie nicht ins Spital wollen. Aber nur mit einer ärztlichen Untersuchung ist für die Krankenkassa die Verpflichtung zur Bezahlung gegeben. Ob nur für das Bettheben unbedingt ein Rettungsdienst geholt werden muss und ob wir da nicht auf anderes ausweichen müssen, das müssen wir sehr ernstlich auch im Sinne der Kostenfrage diskutieren. Sie wissen, dass die Rettungsdienste alle doch gewaltige Kosten für das Gesundheitswesen verursachen. Das kann man nicht leugnen.

Es ist natürlich, und ich weiß es, die Problematik, die Sie ansprechen, dass ein Anbieter, der seinen Sitz nicht in Wien hat, immer die Rettung verständigt. Die meisten Anbieter der Notrufpiepser haben selber Krankentransporte und schicken dann ihre Leute hin und wenn sie dann nicht wegtransportiert werden, wäre das auch eine viel kleinere Summe beziehungsweise manche inkludieren in diesen Vertrag, dass sie auch im Notfall hinfahren und die Patienten ins Bett heben.

Das sind natürlich auch Kooperationspartner der Stadt Wien und in Zeiten, wo die Finanzen nicht größer werden, muss man natürlich immer wieder ins Auge fassen, mit welchen Anbietern kann man einen Gesundheitsdienst für die Stadt Wien aufrecht erhalten, der auch leicht finanzierbar ist. Also fünf Ausfahrten, zehn Ausfahrten pro Teilnehmer pro Monat auf Kosten der Steuerzahler und die anderen übernehmen das in ihr Angebot, das wird schwer finanzierbar sein. Aber wir können gern über diese Problematik auch beim interfraktionellen Gespräch reden.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie geben mir das Stichwort. Mir geht es auch um die Kostenfrage und um die Effizienz. Wir haben im letzten Gesundheitsausschuss ja auch über die exorbitanten Steigerungen bei den Einsatzfahrten der Wiener Rettung gesprochen. Ihre Beamten haben bei einem Anruf von meiner Mitarbeiterin von 20 Prozent Steigerung gesprochen. Das hat dann der zuständige Beamte im Ausschuss relativiert und gemeint, es wären nur 8 Prozent. Hoffentlich hat er Recht. Aber auch 8 Prozent Steigerung in einem Jahr ist schon erheblich. 

Jetzt meine Frage Sie, Frau Stadträtin: Wie erklären Sie sich einerseits diese doch eklatante Zunahme an Einsatzfahrten der Wiener Rettung und andererseits was gedenken Sie zu tun, um hier im Sinne der Kosteneffizienz weitere Steigerungen hintan zu halten?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! 

Man muss sicher neuerlich mit der Ärztekammer verhandeln, wieweit ein Ärztefunkdienst auch tagsüber unterwegs sein sollte. Es ist so, dass die Ärzte die Verpflichtung zu Hausbesuchen während der Ordinationszeiten haben, aber dem oft auch gar nicht nachkommen können und daher empfehlen, die Rettung zu verständigen. Ich weiß das selbst von manchen Fällen, wo dann Beschwerden der Patienten zu mir kamen. Ich verstehe aber auch, dass der Arzt mit einem vollen Wartezimmer nicht ins Auto steigen und zu dem Patientenbesuch fahren kann. Sicher war auch ein Teil, der zu der Steigerung geführt hat, die Ambulanzgebühr, denn wenn die Menschen die Rettung gerufen haben, dann mussten sie nicht bezahlen. Wenn eine Handlung gesetzt wurde, sei es eine Untersuchung oder eine Infusion, dann war es bereits eine Kassenleistung und nicht zu bezahlen, während sie im Spital bezahlen mussten. Wir müssen den Ursachen und den Diagnosen, was dazu geführt hat, sehr nachgehen. Dazu wird eine ausgewogene gute Statistik und eine gute Recherche nötig sein, die auch der Herr Mag Klvana erbringen muss. Danach werden wir sehen, wie es weitergehen wird, ob auch in manchen Institutionen angerufen wird, wenn ältere Menschen dehydriert sind. Auch das soll vorkommen, dass man dann die Rettung ruft, die dort die Infusionen verabreichen. Nur ist natürlich in einem solchen Fall der Besuch eines Arztes oder auch die Anstellung eines Arztes, der Infusionen verabreicht, wesentlich zielführender als dass man immer die Rettung ruft. Ich bin da voll bei Ihnen, dass man die Rettung nicht unnötig rufen soll. 

Auf der anderen Seite werde ich mich immer dagegen aussprechen, dass man auch nur einen einzigen Einsatz ablehnt, denn letzten Endes kann man am Telefon niemals entscheiden, ob der Zustand lebensbedrohlich ist oder nicht. Genauso wie ich die Weisung gegeben habe, dass ein Patient, der eine Ambulanz aufsucht, durch einen Arzt begutachtet zu werden hat. Man kann ihn nicht wegschicken. Ob dann was nötig ist oder nicht, ob dort oder woanders, das ist das, was dann in der Entscheidung liegt. Aber von vornherein zu entscheiden, dass das unnötig ist, ohne jemanden gesehen zu haben oder vor Ort zu sein, das ist in meinen Augen unmöglich. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Eine Verordnung kann, aber muss nicht in Begutachtung gehen. 

Ich wollte Sie nun fragen, ob die Verordnung zum Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz in Begutachtung gehen wird oder nicht oder ob die Krankenbeförderungsdienste in einer anderen Weise beim Zustandekommen dieser Verordnung eingebunden sind?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete!

Wie gesagt, ich möchte hier die Verordnung noch anschauen und möchte sie Ihnen am 24. März auch zeigen und wir werden dann gemeinsam darüber reden. Ich weiß, dass die Rettungsdienste großes Interesse an dem haben, weil auch Gesetze und Verordnungen natürlich mit mehr Kosten verbunden sind. Das ist uns allen klar. Und ich bin dafür, da wir mit den privaten Anbietern in Wien sehr gut arbeiten, dass man die breitest möglich einbezieht, wiewohl ich eine Anhängerin der hohen Qualität bin und wir dort, wo Qualität nötig ist, auf diese sicher nicht verzichten können.
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Wien - Standort für Innovation und Lebensgefühl“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den ersten Unterzeichner, Herrn Abg Friedrich Strobl, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich festhalte, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Ich darf jetzt schon darauf aufmerksam machen, dass bei den weiteren Wortmeldungen die Damen und Herren Abgeordneten sich nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Nun ist der Herr Abg Friedrich Strobl am Wort.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke, Herr Präsident! Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben heute in der Aktuellen Stunde den Titel „Wien - Standort für Innovation und Lebensgefühl“ und ich glaube, wir können voll Stolz und voll Selbstbewusstsein auch darauf hinweisen, dass diese Fakten auch durch nationale und internationale Studien bestätigt worden sind. 

Ich möchte aber ganz zu Beginn meiner Ausführungen nicht versäumen, auch darauf hinzuweisen, dass es natürlich so ist, dass bei aller Freude über die Präsentation der Studien ein bisschen ein Wermutstropfen dabei ist, denn in unserer Stadt - und wir haben die Zahlen ja vor einigen Tagen bekommen - gibt es eine sehr hohe Arbeitslosigkeit. Wir haben über 92 000 arbeitslose Wienerinnen und Wiener in unserer Stadt und ich glaube, man sollte doch auch darüber sprechen. Ich weiß auch, dass es für die Betroffenen kein Trost ist, dass sie persönlich mit ihrer Lebensqualität nicht zufrieden sind, wenn sie keinen Job haben. Und ich weiß auch, dass es kein Trost ist, wenn wir darauf hinweisen, dass es zum Beispiel gegenüber dem Vormonat zu einem leichten Rückgang der Arbeitslosenzahlen gekommen ist. Es ist auch kein Trost, wenn wir sagen, dass in unserer Stadt 200 000 Nichtwienerinnen und -wiener beschäftigt sind. Und es ist für die Jugendlichen auch kein Trost, wenn wir darauf hinweisen, dass zirka 4 000 Jugendliche, die in Wien eine Lehrstelle haben, auch nicht aus Wien sind. 

Umso wichtiger ist es aber meiner Meinung nach, dass die rasche Realisierung der Maßnahmen, die beim Arbeitsmarktgipfel vom Herrn VBgm Rieder und Herrn Wirtschafts- und Arbeitsminister Bartenstein besprochen und beschlossen wurden, auch umgesetzt werden. Wenn wir von diesen Maßnahmen sprechen, dann kann ich dazu sagen, dass die Stadt Wien dem Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds 42 Millionen EUR zur Ver-fügung gestellt hat, um eben auf diese Problematik reagieren zu können und es gibt, und das freut mich sehr, eine Zusage auch des Herrn Arbeitsministers, dass es für das AMS Wien zusätzliche Mittel geben wird.

Nur, meine sehr geehrte Damen und Herren vor allem der ÖVP, ich würde Sie ersuchen, dem Herrn Minister Bartenstein auch wirklich mitzuteilen, dass hier Eile angebracht ist. Es sind in unserer Stadt so viele Menschen arbeitslos und es ist die Aufgabe (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Und was machen Sie in Wien?) des Herrn Arbeitsministers - er nennt sich ja auch Arbeitsminister -, dass er rasch hilft (Aufregung bei der ÖVP.), denn wer rasch hilft, hilft doppelt. Es ist Eile geboten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Dass Wien unter der sozialdemokratischen Führung am richtigen Weg ist (Abg Kurth-Bodo Blind: Sozialistisch!), das belegen mehrere Studien und ich werde mir erlauben, ganz kurz darauf einzugehen. Wir haben zum Beispiel eine Studie der britischen Forschungsgruppe Economist Intelligence Unit EIU, die uns einige Punkte aufzeigt, die für Wien sehr, sehr wichtig sind und für Wien sehr erfreulich sind. Ich komme dann später noch darauf zu sprechen. Wir haben die Studie von „Mercer“, einer internationalen Beratungsfirma, und wir haben letztendlich auch die Studie über Leben und Lebensqualität in Wien, wo die Wienerinnen und Wiener um die Lebensqualität in unserer Stadt befragt wurden. Alle Ergebnisse dieser Studien sagen aus: Wien ist Lebensqualität pur. Und dass sie das sagen, darauf können wir sehr stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich ganz kurz zur Studie der EIU etwas sagen. Wien ist laut dieser Studie die lebenswerteste Stadt der Welt gemeinsam mit Vancouver und Melbourne und das, glaube ich, kann sich sehen lassen. Nach ihren Lebensbedingungen wurden bei dieser Studie ausländische Angestellte von global tätigen Unternehmen befragt. Diese Studie dient zur Auswahl von international renommierten Firmen für neue Firmensitze. Grundlage, Parameter dieser Studie sind die Fragen zur medizinischen Versorgung, zur Sicherheit, zur Kultur, zur Umwelt und vor allem auch zur Infrastruktur und in all diesen Bereichen ist Wien Spitze! Auch wenn Sie sich noch so sehr bemühen, Wien immer wieder schlecht zu machen, es wird Ihnen hier nicht gelingen, denn es ist von unabhängigen Experten auch dementsprechend bewiesen. (Aufregung bei Abg Kurth-Bodo Blind.)

Bei der zweiten Studie von „Mercer“ werden Sie vielleicht auch wissen, dass es folgendes Ergebnis gegeben hat: Wien ist hinter Zürich und Genf gemeinsam mit Vancouver am dritten Platz und das bedeutet wieder, dass Wien bezüglich Lebensqualität die beliebteste Stadt ist und innerhalb der Europäischen Union den ersten Platz einnimmt. 

Das hat natürlich in dem Sinn Auswirkungen, dass es auch im Jahr 2003 wieder einen Rekord an Betriebsansiedlungen von internationalen Konzernen und internationalen Firmen in Wien gegeben hat. Über 50 Prozent Zuwachs bei Firmen, die sich in Wien angesiedelt haben, waren es 2002 und es sind auch wieder über 50 Prozent 2003. Diese Firmen haben in Wien zirka 1 000 Arbeits-plätze geschaffen und diese Firmen haben in Wien zirka 1,1 Milliarden EUR investiert. Da sind noch gar nicht die so genannten zusätzlichen Fakten durch die Umwegrentabilität mitenthalten, was sie nämlich auch für Zulieferfirmen vor allem im Klein- und Mittelbetriebsbereich bringen. Es sind dies schwerpunktmäßig die Bereiche IT und Telekommunikation, wo sich 5 Firmen angesiedelt haben, Life Sciences, wo sich 3 Firmen angesiedelt haben, Dienstleistungen mit 19, Handel mit 10 und sonstige mit 3. 

Um all diese Faktoren aufzählen zu können, was die Firmen dazu bewegt, sich in Wien anzusiedeln, dafür reicht mein Zeitbudget wahrscheinlich bei weitem nicht aus. Aber es sind natürlich nicht nur die so genannten Softfacts, die ich schon erwähnt habe, die dazu führen, dass sich diese Betriebe in Wien ansiedeln, sondern es sind natürlich - und ich möchte fast sagen in erster Linie - die Investitionen, die Wien zum Beispiel in Forschung und Entwicklung getätigt hat und wo die Bundesregierung mehr als säumig ist, sonst würde es vielleicht anders aussehen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Also es ist genau das Gegenteil!)

Wir haben in Wien in Forschung und Entwicklung investiert und diese Investitionen haben dazu beigetragen und werden dazu beitragen, dass sich weiterhin international renommierte Firmen in Wien ansiedeln werden. So ist zum Beispiel, und das möchte ich hier ganz besonders erwähnen, die Dr Bohr-Gasse, wo wir ein Zentrum für Biotechnologie haben und wo ein breites, ein wirklich breites Spektrum angeboten wird von der Erforschung neuer Krebstherapien über die Entwicklung von neuen Impfstoffen bis hin zur modernsten Chiptechnologie. 
Wir haben am Standort Vienna Biocenter auch einen 
Fachhochschullehrgang für Biotechnologie, wo über 1 000 WissenschaftlerInnen aus über 40 Nationen am Campus tätig sind und wo jährlich etwa 200 Absol-ventInnen aus den Bereichen Biotechnologie, Biochemie, Molekularbiologie, Mikrobiologie und Genetik ihre Studien beenden. Diese Qualifikationen bringen uns die Firmen nach Wien und sorgen dafür, dass internationale ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Friedrich Strobl (fortsetzend): ... Firmen es für richtig ansehen, sich in Wien anzusiedeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Zeit, ich habe es vermutet, ist zu kurz. Ich könnte noch die Muthgasse und die Firma Baxter erwähnen, die Ihnen vielleicht auch ein Begriff ist, wo sich Wien gegenüber Städten wie zum Beispiel Berlin und Singapur durchgesetzt hat. 

Aber ganz zum Schluss lassen Sie mich eines sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren vor allem von ÖVP und FPÖ: Die Wiener Stadtregierung zeigt unter einer sozialdemokratischen Führung, dass hier im Sinne der Wienerinnen und Wiener für die Wirtschaft, für die Arbeitsplätze und für die Ausbildungsplätze in unserer Stadt gearbeitet wird. Ich möchte abschließend an Sie appellieren, dass Sie mit uns zum Wohle der Menschen in unserer Stadt ohne politisches Taktieren gute, konstruktive, zukunftsorientierte und nachhaltige Arbeit für Wien leisten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.).
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Chorherr. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir erleben die 298. Strophe, tapfer. Zwar ist die Realität, die Arbeitslosigkeit steigt und steigt, und wieder viele Probleme, aber die Wiener Sozialdemokratie singt die 298. Strophe des Liedes: „Wien ist super, Wien ist super, Wien ist super!“ und verweist auf die Lebensqualität, das Lebensgefühl. Und als leidenschaftlicher Wiener sage ich: In der Tat, Wien hat ein gutes Lebensgefühl, Wien hat eine schöne Lebensqualität.

Überraschenderweise werde ich mich jetzt nicht auf viele Themen, sondern auf ein Thema konzentrieren, inspiriert von einer sehr guten Tagung des Bundes der Sozialdemokratie, der ich am Samstag folgen durfte. Die Kernfrage ist... (StR Dr Johannes Hahn: Interessante Veranstaltung!) Ja, es gibt interessante Veranstaltungen, es gibt auch interessante Veranstaltungen der ÖVP, der GRÜNEN und auch der Sozialdemokratie und da wurde sehr viel Kluges gesagt und dem steht ziemlich das entgegen, was der Herr Strobl gesagt hat. Lebensgefühl pur, aber für wen? Gibt es nicht eine sehr große Gruppe von Menschen, die mit dem ziemlich nichts anfangen können? 

Ich will Ihnen jetzt ohne vorbereitetes Manuskript von dieser Tagung erzählen. Es war eine Bildungstagung der Bundes-SPÖ, wo insbesondere Berufschullehrerinnen, Berufsschullehrer und Direktoren aufgetreten sind und mit harschesten Worten darauf Bezug genommen haben, was das für eine Gesellschaft ist, die österreichweit die Hälfte der Jugendlichen, und auch in Wien eine beträchtliche Gruppe, öffentlich ignoriert und wir, diese Lebensgefühl-pur-Gesellschaft, feststellt, dass die Gesellschaft Tausenden 15-Jährigen sagt: Euch brauchen wir nicht. Was ist das für eine Gesellschaft, wo im internationalen Vergleich, Herr Strobl, nirgendwo in der OECD die Herkunft die zukünftige Ausbildung derartig stark bestimmt und auch die Herkunft derartig stark bestimmt, ob ich arbeitslos oder schlecht gebildet werde? Das ist Österreich und auch im beträchtlichen Ausmaß Wien! Ja, das hat viel mit der ÖVP zu tun. Aber was ich mir erwarte: Was kann Wien hier tun und tut hier Wien ausreichend? Und auf einer SPÖ-Bildungstagung - ich glaube ihr wisst, dass mit Ausnahme von mir ausschließlich Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen dort waren - hat zum Beispiel der Prof Pelinka gesagt, nirgendwo werden derartig viele Talente vergeudet, ungerecht und ineffizient, wie in unserem Bildungssystem. Und dort ist eine Berufsschullehrerin aufgetreten, die gesagt hat: Warum geht nicht eine Partei heraus - wir tun das - und sagt schlicht und einfach, um so ein bisschen bei den 13-, 14-Jährigen das Lebensgefühl zu erhöhen, weil viele tausend 14-, 15-Jährige einen unglaublichen Stress haben - krieg ich einen Lehrplatz oder krieg ich keinen, viele kriegen keinen Lehrplatz, das hat auch mit einer wirtschaftlichen Entwicklung zu tun, die immer weniger Lehrplätze anbietet -, also warum geht nicht die Wiener SPÖ heraus und sagt: Wir leisten eine Garantie auf eine Berufsausbildung mit der Selbstverständlichkeit, mit der für jeden 17-, 18-Jährigen, der von einer AHS in eine andere wechselt, es irgendwo eine AHS gibt, wo Platz genug ist. So ist die Situation in Wien und es ist egal, ob es 2 839, 4 529 oder selbst nur 1 111 junge Menschen sind - und die Prozentsätze kennen Sie -, die mit 14 und 15 Jahren suchend auf eine individuelle Schuld reduziert da stehen und die Gesellschaft und auch Wien sagen: Sorry, wir haben nichts für euch. (Abg Friedrich Strobl: Das stimmt nicht! Das stimmt nicht!)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Das stimmt doch nicht, das stimmt doch nicht. Ja, da war ich wahrscheinlich auf einer Hetzerveranstaltung. Ich weiß nicht, wo ich da war, denn da waren der Herr Gusenbauer dort und ach so unbekannte Lebensgefühl-pur-Verneiner, der Wesentliches gesagt hat, leider nicht das Wesentliche: Die Sozialdemokratie, dort wo sie an der Macht ist, garantiert eine Berufsausbildung. Dafür gibt es die Möglichkeiten, dafür hat diese Gesellschaft die Ressourcen. Das würde ich mir erwarten und da verneige ich mich tief vor dem Herrn Strobl, wenn er eine Aktuelle Stunde macht, die da lautet „Lebensgefühl pur in Wien heißt, wir garantieren jedem Jugendlichen die Berufsausbildung“. Dann verneige ich mich. (Abg Gerhard Pfeiffer: Wenigstens eine gescheite Pflichtschulausbildung!) 

Aber das ist nicht der Fall und das ist der Grund, warum ich Ihnen Falschinformation und Schönfärberei vorwerfe. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Hahn. 

StR Dr Johannes Hahn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Der Herr Vizebürgermeister hat bei der heurigen SPÖ-Klausur in Rust mit einem wahrlich interessanten neuen Vorschlag aufhorchen lassen und zwar die weitere Erschließung des Asperner Flugfeldes Industrie- und Betriebsansiedelungen. Ich kann nur sagen, seitens der Volkspartei begrüßen wir diesen Vorschlag. Auch das renommierte Wirtschaftsforschungsinstitut ist ja schon zu diesem Schluss gekommen. Da gibt es eine Studie, die nennt sich „Ökonomisches Leitbild für die Agglomeration Wien“ und da schreibt das WIFO: „Mit dem Gelände des ehemaligen Flughafens Aspern befindet sich in Wien ein großes Areal für den Ausbau zu einem Industriegebiet.“ Die Studie stammt vom August 1994. Es hat in der Tat keine zehn Jahre gedauert, bis die SPÖ diesen Vorschlag aufgegriffen hat. Das nenne ich wirklich eine intellektuelle und konzeptive Tempobolzerei der Sonderklasse! Ich gratuliere, dass das innerhalb eines Dezenniums möglich war! (Beifall bei der ÖVP.)
Kehren wir in die Gegenwart zurück, Herr Vizebürgermeister. Sie haben vor kurzem eine weitere Studie des WIFO – die machen ja viele Studien, das ist ihr Geschäft – im Auftrag der Stadt Wien präsentiert: „Der 2. Bericht zur Internationalen Wettbewerbsfähigkeit Wiens“. Das ist ja viel weiter gegangen, wir erinnern uns daran. Seitdem rastet ihr euch aus, aber es werden sich die Zeiten wieder ändern. (Beifall bei der ÖVP.- Abg Godwin Schuster: Haben wir fünf Jahre lang den Planungsstadtrat gehabt oder ihr?)
Ich komme wieder zu dieser WIFO-Studie zurück. Die ist ja sehr interessant auch hinsichtlich der selektiven Wahrnehmungen, die von diesem Bericht ausgehen. Ich zitiere die Kernaussage des Autors, nämlich Peter Maierhofer, der Folgendes sagt. „Wien ist nach den hier präsentierten Daten“ - also in der Studie - „keine der ge-nannten Spezialisierungsmuster hochentwickelter Stadtregionen zuzuordnen. Für eine Entwicklung nach dem Muster dynamischer Industriestädte fehlt mittlerweile die Industrieorientierung. Von den hochrangigen Dienstleistungszentren im europäischen Kernraum unterscheidet sich die Stadt wiederum durch ihre vergleichsweise geringe Ausstattung mit komplexen international handelbaren Diensten.“ 

Wien ist also, das ist der Befund, keine hochentwickelte Stadtregion, weder eine dynamische Industrieregion noch ein hochrangiges Dienstleistungszentrum. Das ist die traurige Realität, die uns Wirtschaftsexperten bestätigen und das ist das Ergebnis einer jahrzehntelangen SPÖ-Stadtpolitik! Und wenn ich...(LhptmStv Dr Sepp Rieder: Das ist aber nur die teilweise Wiedergabe der Studie!) Ich sage das, was der Herr Maierhofer offensichtlich bei der Präsentation nicht sagen durfte und somit ist es ein Beitrag zur Wahrheitsfindung und zur Aufklärung.

Wenn ich die Schlussfolgerung aus dieser WIFO-Studie höre, dann ist es um die Entwicklung Wiens in keiner Weise gut bestellt und wir sehen auch diese Folgen Monat für Monat. Wir haben sie gerade wieder bei den Arbeitslosenzahlen gesehen. Wenn Sie sagen, dass Wien als städtische Agglomeration mit dem Rest Österreichs nicht vergleichbar ist, so gebe ich Ihnen Recht. Wien ist wirklich anders. Rund um Österreich, rund um Wien gibt es Städte, die sich durch ein wesentlich höheres Wachstum und niedere Arbeitslosenraten auszeichnen und das sind nicht bloß Städte im früheren Osten, das sind auch Städte in den westeuropäischen Industrieländern, München, Mailand, Bern, Stuttgart (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Welche großen europäischen Städte haben eine so niedrige Arbeitslosenrate? Sag’ mir das!), Budapest und Prag. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Das stimmt überhaupt nicht! Das stimmt überhaupt nicht!)

Was Wien wirklich fehlt, das musst du mir zugestehen, sind neue Betriebe, die eine wirkliche Lokomotivfunktion ausüben und die wirklich im produzierenden Bereich eine Lokomotivfunktion für andere Betriebe, die im Dienstleistungssektor sind, ausüben. Wir brauchen eine industrielle Struktur, die auch das produzierende Gewerbe, die produzierende Industrie mit einschließt. 

Wenn wir heute vom Lebensgefühl einer Stadt sprechen, dann ist das nicht nur die Freizeit, das Wohnen, der kulturelle Aspekt oder die gute Luft und das viele Grün - zugegeben, davon hat Wien einiges -, aber es geht auch um ein Lebensgefühl, das sich in Arbeit, in Beschäftigung artikuliert. Es kann nicht das Ziel und das Interesse Wiens sein, dass wir quasi diesbezüglich zu einem Vorort einer dynamisch wachsenden Metropole wie Bratislava werden. 

Über die Beschäftigungszahlen brauche ich mich hier nicht auszulassen. Aber eines ist mir schon ein Anliegen zu sagen, weil jetzt wiederholt die Forderung an den Bund gekommen ist, dass durch die Steuerreform Wien Gelder verloren gehen, wo man eigentlich vom Bund Geld haben möchte.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Stadtrat, die Redezeit ist beendet.

StR Dr Johannes Hahn (fortsetzend): Herr Vizebürgermeister! Sie müssten eigentlich dieser Bundesregierung dankbar sein, weil diese Steuerreform mit der Absenkung der Körperschaftssteuer der wesentlichste Beitrag zur Standort- und Arbeitsplatzsicherung in den letzten Jahren und Jahrzehnten ist. Und insofern sind hier... (Abg Godwin Schuster: Da ist noch nichts bewiesen! Noch nichts bewiesen!) Entschuldige, es gibt -zig Firmen und meine eigene ehemalige Firma nehme ich da nicht aus, die darüber diskutiert haben zu verlagern oder Produktionskapazitäten woanders aufzubauen. Mit der Ankündigung dieser Steuerreform sind schlagartig alle Aktivitäten in diese Richtung eingestellt worden. Fragen Sie bei den Herren von der Austrian Business Agency nach. Auch dort werden Sie diese meine Aussage bestätigt finden. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist die Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Abg Friedrich Strobl hat am Schluss seiner Ausführungen eingeladen, dass wir alle gemeinsam für Wien arbeiten. Wenn das ernst gemeint wäre, wäre es sehr zu begrüßen. Das würde aber bedeuten, dass man vielleicht auch Kritik und Anregungen der Opposition wahrnehmen und auch in die Überlegungen einbeziehen sollte.

Als wir gestern den Titel gehört haben, habe ich mir gedacht: Was bedeutet der Standort Wien für Innovation? Die höchste Arbeitslosigkeit in Österreich, die höchste Jugendarbeitslosigkeit in Österreich, die sozialistische Wirtschaftspolitik hat zum größten Lehrstellenmangel in der Geschichte der Stadt geführt und dass die vorhandenen Ausbildungsplätze für die Schulen für die allgemeine Gesundheits- und Krankenpflege und für die Kinder- und Jugendpflege und für die Schulen der psychiatrischen Gesundheits- und Krankenpflege nicht besetzt sind und es viel zu wenig ErgotherapeutInnen gibt, damit die Patienten und Patientinnen rascher und effektiver rehabilitiert werden können.

Was bedeutet der Standort Wien für das Lebensgefühl? Da hat auch der Herr Abg Strobl gesagt, die Studie sagt, Wien ist Lebensqualität pur. Ich gebe Ihnen Recht. Ich bin zwar in Graz geboren und lebe seit vielen Jahrzehnten in Wien. (Abg Heinz Hufnagl: Da haben Sie es sich verbessert!) Ich finde, diese Stadt ist liebenswert, aber es gibt einfach irrsinnig viele Menschen, die von dieser Lebensqualität pur sehr wenig, sehr, sehr wenig erleben. Die von Ihnen zitierte Studie wurde ja quasi nur im Ausland oder bei Ausländern abgefragt. Interessant wäre, so eine Studie zu Fragen, die Wienerinnen und Wiener Lebensgefühl ... (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Leben in Wien!). Was bedeutet der Standort Wien für das Lebensgefühl? (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Leben in Wien! Leben in Wien!) Gangbetten in den Wiener Spitälern. Lange Wartezeiten bei orthopädischen Interventionen. Die teuersten Kinderbetreuungsplätze in Österreich. Dass es in Wien Kinder- und Jugendarbeitslosigkeit gibt, Obdachlosigkeit gibt, wird überhaupt negiert. Expertinnen und Experten sprechen von 300 Kindern und Jugendlichen in Wien, die obdachlos sind. Dass wir die Kinder und Jugendlichen am Karlsplatz haben. Wenn man in Wien nach einer Oberschenkelhalsoperation eine Rehabilitation braucht, dann gibt es einen Teil, der das Glück hat und in das Sophienspital kommt. Da zahlt der Sozialversicherungsträger. Wenn ich ein Pech habe und in die Kurzzeitpflege ins Geriatriezentrum am Wienerwald komme, bin ich plötzlich ein Pflegefall und bin ausgesteuert. Das ist Zwei-Klassen-Medizin. Diese Liste ließe sich endlos fortsetzen. 

Wir würden - ich fange bei dem an, wo Sie geendet haben - uns erwarten, dass wir die gesetzlichen Rahmenbedingungen für eine Wiener Technologie- und Innovationsagentur gemeinsam machen. Vielleicht wäre das ein Weg, hier wirklich innovative Dinge einzubringen. Wir erwarten uns auch, dass die versprochene Pflegemilliarde kommt, damit die Menschen, die in dieser Stadt möglicherweise pflegebedürftig werden, die Geborgenheit erhalten, die ihnen gebührt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Cordon. Ich erteile es ihr.

Abg Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

„Wien - Standort für Innovation und Lebensgefühl.“ Ja, bei Innovation - wir sind sicher sehr offen - aber schauen wir uns einmal die Vorbereitung der Wiener Politik auf die demokratische Entwicklung unserer Gesellschaft an. Es stimmt schon, Wien wird bis zum Jahr 2030 eine der jüngsten unter den alternden Städten sein. Wir sind sozusagen in guter Gesellschaft: Berlin, Warschau, Budapest, Prag, Bratislava sind in derselben Situation. Trotzdem sind jetzt schon 43 Prozent der Wahlberechtigten auch in Wien über 50. 

Nun frage ich Sie, sehr geehrte Damen und Herren: Wie sieht die Innovation dieser Stadt für eine Gesellschaft, die viele ältere Menschen und zunehmend Hochbetagte hat, eigentlich aus? Welches Lebensgefühl können Sie diesen älteren Menschen in dieser Stadt geben? Wie sieht die Erneuerung auch im Hinblick darauf aus, dass es in Wien sehr viele ältere Menschen und hier insbesondere Frauen gibt? Panikartige Ausgliederungen sind Ihre Antwort darauf. Aber das wird nicht reichen. Wo sind die großen Würfe im Pflegesystem? Wo sind die vorausschauenden Vorgaben für eine Stadt, in der es noch viele Substandardwohnungen gibt und gerade bei alten Menschen und hier wiederum gerade bei älteren Frauen? 

Ich freue mich wirklich, wenn Sie Experten zu einer Pflegeenquete einladen, die Ihnen dasselbe sagen wie wir in unserem Antrag schon gesagt und gefordert haben, den Sie aber leider abgelehnt haben. Aber vielleicht glauben Sie dann doch den ExpertInnen, dass es sehr wichtig ist, dass die Menschen rechtzeitig ihre Wohnungen für ihre alten Tage adaptieren. 

Wie sieht es in Arbeit und Wirtschaft aus? Heute schon in die Zukunft schauen und in einer altersgerechten Arbeitswelt etablieren, ist von Betrieben und der Politik gefordert. Jetzt beginnen die größeren Betriebe langsam, sich darauf umzustellen. Ein Zitat aus der oberösterreichischen Arbeiterkammer: „Es sind solche Unternehmen finanziell zu unterstützen, die alles tun, damit ihre Beschäftigten bis zum Pensionsalter gesund und leistungsfähig bleiben.“ Auch dieser Antrag von uns wurde abgelehnt. Jetzt fängt die Wiener Wirtschaft langsam damit an. 

Andere Länder wie Finnland und Japan sind uns hier weit voraus. Fort- und Weiterbildung, lebenslanges Lernen ist ein Motto der Zukunft und zwar für alle Bevölkerungsgruppen. Dafür entledigt sich die Stadt zum Beispiel der Verantwortung, Lehrlingen eine zusätzliche Bildungsmöglichkeit mit den Lehrlingsbüchereien angedeihen zu lassen. Sie dürfen hier auf ziemlich dilettantische Art und Weise weiterwurschteln. 

Aber ich möchte Ihnen ganz kurz ein Zitat aus dem „Kurier“ von Herrn Bernd Rießland, Geschäftsführer des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, vorlesen, der sagt: "Es wäre vermessen zu glauben, Konzerne würden sich nur wegen der Staatsoper oder der Kaffeehauskultur hier ansiedeln." Was sicher ein angenehmes Lebensgefühl vermittelt. Entscheidend sei bei vielen Firmen das Bildungsniveau. Da geht es um die Qualität unserer Facharbeiter. Die werden wir uns dann in allen altwerdenden Städten sozusagen gegenseitig abluchsen. Ich kann hier auch nur wiederum sagen: Was haben die Finnen, was wir nicht haben? Und ich muss immer wieder feststellen: Vieles. Sie sollten das wirklich eingehender studieren. 

In vielen deutschen Städten erarbeitet die Politik bereits Konzepte für die Zukunft ihrer demografischen Entwicklung in der Gesellschaft. Auch Wien ist hier anders. Unser Antrag dazu wurde auch hier wieder abgelehnt. Wien ist anders. Sie haben Recht. Auf geniale Art und Weise machen wir das. Wir wurschteln halt so dahin. 

Ich denke an die Messe. Ein toller Bau, wunderschön, aber über das Drumherum, wie die Menschen zur Messe kommen, darüber hat man sich keine Gedanken gemacht. Also stopft dort der Verkehr. Auch da gibt es keine innovativen Ideen. 

Es tut mir Leid, ich hätte hier noch einiges, aber auch mir ist leider die Zeit zu kurz. Ich kann nur sagen: Wir wünschen uns, das Lebensgefühl zu erspüren und die Innovationsgedanken zuzulassen, dass wir ein glückliches Lebensgefühl haben können, wenn wir hier schon von Gefühlen reden. 

In diesem Sinne freue ich mich auf eine weitere innovative Zusammenarbeit. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächster Redner ist Herr Abg Mag Gerstl. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr nicht mehr anwesender Vizebürgermeister! 
Ich freue mich, dass wir heute dieses Thema aufgreifen können, weil es so wichtig ist, Studien nämlich auch zum Anlass zu nehmen und ich bedauere sehr, Herr Abg Strobl, dass Sie diese Studie nicht auch zum Anlass genommen haben, ein bisschen kritisch darüber nachzudenken, wo man in welchen Bereichen noch verbessern kann. Denn Studien, die Positives zeigen, haben oft auch viele Punkte drinnen, wo man noch vieles tun muss, damit man dieses Gute auch erhalten kann. Und ich sage Ihnen, wenn wir uns alle weiterhin freuen wollen, in Wien sein zu können und diese Lebensqualität in Wien erhalten wollen, dann ist es heute an der Zeit oder besser gesagt, dann hätten Sie bereits beginnen müssen, die Veränderungen in Angriff zu nehmen, damit auch in den nächsten Jahren noch die gute Lebensqualität in Wien herrscht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das kann ich Ihnen auch mit den Studien untermauern, die Sie genannt haben. Wien liegt in den Studien zwar noch sehr weit vorne, aber es ist auf den dritten Platz abgerutscht. Und warum ist es auf den dritten Platz abgerutscht? Weil Genf nämlich erhöht hat. Und wo hat Genf erhöht? In einem Bereich, über den wir gestern diskutiert haben: Weil sich die medizinischen Einrichtungen in Genf so verbessert haben, dass sie damit unseren Platz überflügelt haben. Das ist ein Punkt, den wir hier nämlich verabsäumen und den wir hier in den letzten Monaten sehr intensiv diskutiert haben, dass nämlich unser Gesundheitsbereich leider nicht mehr der ist, den wir uns wünschen täten. Aber Sie haben noch die Chance, wenn Sie Veränderungen und Strukturreformen in Angriff nehmen und dem einen Schwerpunkt geben. Das sollten Sie auch tun, damit wir in Zukunft einen guten Gesundheitsbereich in Wien haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, welche weiteren Bereiche sind diejenigen, um die wir uns kümmern sollten, damit wir eben diese gute Qualität nicht verlieren? Der Bildungsbereich ist ein ganz, ganz wesentlicher. Auch da haben wir schon ganz intensive Diskussionen gehabt. Sie hätten schon vor Monaten, vor einem Jahr oder vor zwei Jahren die Chance gehabt, für die Wienerinnen und Wiener auch Angebote zu schaffen, wie sie in Niederösterreich schon gang und gäbe sind. Sie hätten die Chance gehabt, auch den Zugang zum Kindergarten gratis zu ermöglichen. Sie hätten mit unseren Anträgen die Chance gehabt, auch ein Gratisvorschuljahr einzuführen, damit man die schulische Integration verbessern kann. Sie haben es abgelehnt. Sie haben im Gegenteil Maßnahmen gesetzt, damit Lehrerinnen und Lehrer in der letzten Novemberwoche noch Angst haben mussten, am 1. Dezember nicht entlassen zu werden. Diese Maßnahmen haben Sie gesetzt, anstatt Sicherheit in dieser Stadt zu geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben es verabsäumt, im Verkehrsbereich eine entsprechende Planung zu stellen, die dieses Land und diese Stadt unbedingt notwendig hat. Der 21. und der 22. Bezirk hat in den vergangenen 15 Jahren eine Aufwärtsentwicklung um rund 40 Prozent an zusätzlicher Bevölkerung zu verzeichnen gehabt. Wie viel zusätzliche Kilometer U-Bahn gibt es in der Zwischenzeit bereits? Wie viel zusätzliche Straßenkilometer zur Verbesserung gibt es bereits? Ganz im Gegenteil. Sie halten uns hintan mit einer U-Bahnverlängerung in den 22. Bezirk. Wir können nicht erwarten, dass Sie das in dieser Legislaturperiode noch abschließen werden. Nein, Sie verschieben es weiter. 

Wir erwarten uns eine Nordostumfahrung. Sie haben noch immer keine Trassenfestlegung getroffen und haben sich noch immer nicht mit der Bundesregierung zusammengesetzt, um dort rasch auf eine Entlastung zu drängen. Dafür müssen die Bürgerinnen und Bürger weiter stauen. Da wird es bald Schluss sein mit der Lebensqualität, diese Lebensqualität, die sie sich so lange hier gewünscht haben! Vor allem, wenn Sie aus der Studie Sachen zitieren, die eigentlich nicht stimmen. 

Ich zitiere das Sicherheitsgefühl in dieser Stadt. Hier weist das sehr parteinahe stehende Institut IFES, das diese Studie gemacht hat, aus, dass es im Vergleich zu 1995 jetzt weniger Opfer von kriminellen Delikten gegeben hat. Das heißt, Sie weisen sogar selbst aus, dass ein hohes Sicherheitsgefühl da ist. Das schreibt die Studie, doch in Ihrer Presseaussendung, in Ihrer Presseerklärung schreiben Sie von steigendem Unsicherheitsgefühl in der Stadt. Sie verleugnen die Studie und das sind Dinge, die nicht in Ordnung sind, denn da bringen Sie nämlich Verunsicherungen zu den Bürgerinnen und Bürgern, auch wenn sie nicht stimmen. Das sollten Sie mit Ihrer Parteipolitik nicht am Rücken der Bürgerinnen und Bürger tun! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr StR DDr Schock. 

StR DDr Eduard Schock: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Es ist natürlich das Recht einer Regierungspartei in einer Situation, wo Wien österreichweit wirtschaftlich immer mehr zum Schlusslicht wird, hier einmal zu einer Verteidigung anzusetzen. Es wird auch jede Regierungspartei auf der ganzen Welt abstreiten, dass dieses Zurückfallen auch auf eigene hausgemachte Fehler zurückzuführen ist. Der Herr Abg Strobl hat ja dazu wieder ein eindrucksvolles Beispiel geliefert, indem er heute gleich am Anfang die Schuld und die Zweifel auf die Bundesregierung geschoben hat. 

Es ist natürlich auch das Recht einer Regierungsfraktion, hier zur eigenen Verteidigung alle möglichen internationalen Studien vorzulegen. Aber Herr Abg Strobl, Herr Klubobmann Oxonitsch vor allem auch, ich meine doch, Sie haben sich zu Ihrer Verteidigung heute die falschen Studien ausgesucht. Und der Herr Klubobmann Oxonitsch selbst hat ja schon gestern in einem Pressedienst aus einer britischen Studie zitiert, Economist Intelligence Unit, und er hat aber nicht dazu gesagt, dass diese Studie nicht die Lebensbedingungen der Wienerinnen und Wiener untersucht hat. Der Herr Klubobmann Oxonitsch hat uns in diesem Pressedienst eigentlich verschwiegen, dass diese Studie - und ich zitiere jetzt wörtlich daraus – „die Lebensqualität der ausländischen Führungskräfte in Wien“ untersucht. Ja, Herr Abg Strobl, auch Sie haben heute aus der Mercer Consulting-Studie zitiert und auch diese Studie misst natürlich die Lebensqualität der Ausländer. Und auch Sie, Herr Abg Strobl, haben nicht dazu gesagt, dass diese Studie nach ihrem eigenen Anspruch die Lebensbedingungen der Einheimischen ja überhaupt nicht untersucht hat. Meine Damen und Herren, Herr Klubobmann, Sie haben sich daher heute wirklich die falschen Studien über die Lebensqualität ausländischer Spitzenkräfte ausgesucht. 

Aber ich meine doch, dass Sie Ihre politische Aufgabe in dieser Stadt hier falsch interpretieren. Ihre politische Aufgabe als Mehrheitsfraktion ist es doch, die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener in dieser Stadt zu verbessern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist ja auch bei Gott nicht so, dass es keine Studien zu diesem Thema gäbe. Und es ist natürlich auch das Recht einer Regierungspartei, aus solchen Studien im Zweifel lieber nicht zu zitieren. Es ist auch das Recht einer Regierungsfraktion, solche Studien ganz einfach unter den Tisch fallen zu lassen, etwa die aktuellste Untersuchung der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung, die erst diese Woche vorgestellt wurde, eine einheimische Studie, die tatsächlich den Lebensstandard, die Kaufkraft in Wien und die Arbeitslosigkeit der Wienerinnen und Wiener im Vergleich misst. In dieser Studie liegt etwa Wels an erster Stelle, dann kommen Krems und Salzburg, dann die großen Kärntner Städte Klagenfurt und Villach. Wir liegen in dieser österreichischen Vergleichsstudie, was die Arbeitslosigkeit betrifft, am 19. Platz von insgesamt 24 untersuchten Städten und damit im letzten Viertel. In dieser Studie schlägt natürlich Ihre falsche Wirtschaftspolitik durch, weil Wien laufend Kaufkraft verliert, weil Wien laufend Arbeitsplätze verliert. (LhptmStin Grete Laska: Und die Kaufkraft? Könnten Sie auch die Kaufkraftstudie zitieren?)

Auch nach den letzten Zahlen, nach den letzten Daten vom Februar, Herr Klubobmann, ist Wien ja wieder für den gesamten Anstieg der Arbeitslosigkeit verantwortlich. Wiederum hat Wien den größten Anteil am Anstieg der Arbeitslosigkeit und es schlägt daher in diesen Zahlen und auch in diesen einheimischen Studien natürlich Ihre falsche Politik durch. (Abg Christian Oxonitsch: Na und wie schaut die Kaufkraft aus?) 

Herr Klubobmann, ich meine, Sie sollten sich das in Zukunft wirklich überlegen. Sie sollten sich nicht mehr die falschen Studien aussuchen, weil Sie als verantwortliche Stadtpolitiker am Lebensstandard der Wienerinnen und Wiener zu messen sind und gerade hier ist die Stadt wieder zurückgefallen. (LhptmStin Grete Laska: 1. Platz bei der Kaufkraft!) Sie müssen sich daher heute einmal mehr von uns ins Stammbuch schreiben lassen, Wien ist durch Ihre Fehler zum Schlusslicht geworden und der Lebensstandard in Wien ist durch Ihre falsche Politik wieder gesunken! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Scheed. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich bei den Vorrednern vor allem von der Opposition für die vielen Hölzerln bedanken, die Sie da geworfen haben. Die fünf Minuten reichen bloß nicht aus, um auf alle einzugehen. Fallweise habe ich schon das Gefühl gehabt, es war irgendwie auch nicht bekannt, von welcher Studie hier die Rede ist. Es ist immer von Lebensgefühl gesprochen worden. Auch das Lebensgefühl der Wienerinnen und Wiener wurde erst kürzlich in einer umfassenden Feldstudie mit sensationellen Ergebnissen der Zufriedenheit der Wienerinnen und Wiener mit ihrer Stadt erfasst. Diese Studie, über die wir hier gesprochen haben, ist die Lebensqualitätsstudie.

Bei dieser Lebensqualitätsstudie ging es nicht um das Gefühl von Menschen, sondern da ging es um Hard Facts, um Kriterien, die untersucht wurden, wie: Politische Verhältnisse, soziales Umfeld, wirtschaftliches Umfeld, soziokulturelles Umfeld, medizinische Versorgung und Gesundheit der Lebensbedingungen, Schule und Bildung, öffentliche Dienstleistung und Verkehr, Erholungsräume, Qualität der Konsumgüterversorgung, Wohnen und Umwelt. In diesem Ranking liegt Wien mit 106 Punkten einen halben Punkt hinter Genf und Zürich, also nicht abgeschlagen und zurückgefallen, sondern in Wirklichkeit gleichauf an der Spitze aller untersuchten Städte!

Ich sage, Wien liegt verdienterweise an der Spitze all dieser untersuchten Städte, weil das - und das können Sie wegzureden versuchen, solange Sie wollen - eine Leistung der Wiener Stadtpolitik ist. Wien liegt an der Spitze aufgrund dieser Politik und trotz der Bundespolitik! Wenn man sich die internationalen Rankings ansieht, dann sieht man, dass Österreich derzeit bedauerlicherweise im Abstieg befindlich ist, etwa beim Wirtschaftswachstum, und Österreich muss sich für die Mängel in der aktiven Arbeitsmarktpolitik rügen lassen. Also überall dort, wo die Bundesregierung verantwortlich ist, sind wir sozusagen in einer negativen Tendenz, während wir dort, wo es um Wien geht und die Wiener Politik tatsächlich greift, sehen, dass wir uns im Aufstieg befinden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Gerade zu den Hard Facts wäre Herrn StR Schock vielleicht noch Folgendes zu sagen, ich habe hier zufällig die vom "Format" zitierte Untersuchung zur Kaufkraft: Wien liegt in der Kaufkraftentwicklung Österreichs einsam voran auf Platz 1, Wien liegt beim Pro-Kopf-Jahreseinkommen weit vorne auf Platz 1. (GR Franz Ekkamp: Wo liegt Kärnten?) Wenn man die Arbeitslosenrate hernimmt, ist es natürlich eine dramatische Geschichte, dass Wien 100 000 Arbeitslose zu verzeichnen hat, aber Wien hat immer noch 200 000 hier beschäftigte Nichtwiener, und würde man das saldieren, wäre diese Arbeitslosenrate schnell woanders zuzurechnen, und zwar in einem politischen Verantwortungsbereich, der nicht im Bereich der Sozialdemokraten und schon gar nicht in Wien ist! Das muss man, glaube ich, auch sagen. 

Herr Minister Bartenstein ist da offensichtlich schon einen Schritt weiter. Denn am Arbeitsmarktgipfel hat er selbst zugestanden, dass das AMS Wien personell und geldmäßig mit Ressourcen unterversorgt ist. Im Vergleich mit den anderen Bundesländern hat Wien momentan 34 Prozent der Arbeitslosen zu bearbeiten, hier stehen aber nur 29 Prozent des Förderbudgets und gar nur 24 Prozent des Personals zur Verfügung. Hier hat der Minister erstmals zugegeben, dass aufgrund der Verantwortung der Bundesregierung in Wien zu wenig Ressourcen zur Verfügung stehen. Ich hoffe, dass die gegebene Zusage, das schnell auszugleichen, auch tatsächlich schnell realisiert wird. Das ist nämlich wirklich eine wichtige Angelegenheit für die Wienerinnen und Wiener.

Zu der Frage der betrieblichen Position: Man kann gerade den Innovationsstandort Wien auch mit aller Bemühung, glaube ich, nicht krank reden. Es sind in vielen Bereichen Erfolge zu verzeichnen. Der "Econovius"-Preis für Innovation wurde einem Wiener Unternehmen verliehen. Wir haben vor einem Monat der Presse entnehmen können, dass es in Wien gelungen ist, erstmals die kleinste Zeiteinheit zu messen, eine Attosekunde - eine technische Revolution, die auch für die Produktentwicklung von großer Bedeutung ist. Teleportation, Krebsforschung, Genforschung, unendlich viele Bereiche, in denen Wien auch in der Weltspitze der Innovation mit tätig ist.

Der Erfolg gibt uns auch darin Recht, dass wir sehen, dass jede zweite Betriebsansiedlung in Österreich immer noch in Wien stattfindet. Jeder zweite Betrieb, der nach Österreich kommt und sich hier ansiedelt, sucht sich als Standort Wien aus, und das passiert sicherlich nicht an einem Ort, an dem die Dinge nicht funktionieren, der schlecht versorgt ist, in dem die Bildung, die Facharbeiter und all das im Argen liegen.

Das heißt, Wien hat diesen Spitzenplatz trotz der schlechten Rahmenbedingungen, die die Bundesregierung bringt, und behauptet sich mit einer erfolgreichen, autonomen, sozialdemokratisch geführten Wiener Politik. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eine und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien ebenfalls eine eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus drei und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien vier Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 1, 3, 5, 2 und 4 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2002/2003 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag. 

Ich begrüße sehr herzlich in unserer Mitte die beiden Kinder- und Jugendanwälte Frau Pinterits und Herrn Dr Schmid. Herzlich willkommen! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich begrüße auch sehr herzlich unsere beiden Kinder- und Jugendanwälte und möchte eingangs sagen - und euch beide bitten, das dem Team auszurichten -, dass wir uns auch heuer wieder bedanken, nicht nur für die Erstellung des Berichtes, das wäre zu wenig, sondern vor allem auch für die Arbeit, die während des Jahres im Zusammenhang und letztendlich als Grundlage für die Erstellung des Berichtes geleistet wurde. 

Dass die Kinder- und Jugendanwaltschaften in ganz Österreich, aber speziell natürlich in Wien von unendlicher Bedeutung und Wichtigkeit sind, hat gerade das Jahr 2003, haben aber auch die ersten Monate des Jahres 2004 extrem bewiesen. Dass es noch immer gilt, Lobbyismus auf Seiten der Interessen der Kinder zu betreiben und deren Interessen auch in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses zu stellen, ist hinlänglich bekannt.

Was ich in meiner Einleitung kurz erwähnen möchte, ist, dass selbst die große Studie "Leben in Wien", die wir vor einiger Zeit präsentiert haben, ein Zeichen gesetzt hat, über das ich mich sehr freue, weil es die Bestätigung unserer Vorgangsweise ist, einerseits unseres Interesses, immer wieder auf die Anliegen von Kindern und Jugendlichen verstärkt Rücksicht zu nehmen, immer mehr Partnerinnen und Partner zu gewinnen und das auch zu dokumentieren, im Bereich der gesamten Stadt und nicht nur im Zusammenhang mit dem Jugendthema, um auch beim Bauen, Wohnen, Planen oder im Umweltbereich dieses Thema als Querschnittsmaterie zu betrachten. Wenn selbst 8 000 Befragte mehrheitlich sagen, wie wichtig es ist, gerade in der Großstadt Rücksicht zu nehmen auf die Interessen der Jugendlichen, auf Bewegungsräume et cetera, dann gibt uns das Aufwind, dann bestätigt uns das und lässt es uns hoffen, dass es in Zukunft leichter sein wird , diese Interessen, die wir ja kennen, auch tatsächlich umsetzen zu können.

Dazu brauchen wir als Partnerin auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft, auch beim Thema Gewalt gegen Kinder und Jugendliche und auch bei dem Thema, das uns erst vor kurzem medial beschäftigt hat: Wenn es darum geht, wo Interessen der Kinder bleiben, wenn Eltern ihrer Verantwortung nicht gerecht werden.

In all diesen Bereichen, in all diesen Tätigkeiten der Stadt Wien ist uns die Kinder- und Jugendanwaltschaft nicht nur ein inhaltlich qualifizierter, sondern auch sehr aktiver Partner. In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zum vorliegenden Tätigkeitsbericht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Jerusalem gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben heute den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft vor uns liegen. Wir erhalten ihn jährlich, er ist alle Jahre wieder von äußerst guter Qualität, er ist übersichtlich, er ist umfassend. Er braucht sicher viel Arbeit jener, die ihn erstellen, und es ist auch ersichtlich, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft sehr viel Arbeit leistet und eine echte Lobby für Kinder und Jugendliche darstellt. Dafür möchte ich mich auch im Namen der GRÜNEN bei den Kinder- und Jugendanwälten bedanken. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte einige Themen aufgreifen, die in diesem Bericht beschrieben sind; andere Themen wird später meine Kollegin Claudia Sommer-Smolik aufgreifen. Ich möchte vor allem aber gleich zu Beginn darauf hinweisen, dass ich der Meinung bin, dass Wien versagt! Sie werden mir wieder sagen, das ist zu hart ausgedrückt, aber ich weiß wirklich nicht, wie ich das abfedern oder lindern könnte. (Abg Godwin Schuster: Jeder hat seine ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich bin der Meinung, Wien müsste sehr viel mehr tun für Kinder und Jugendliche, deren Eltern nicht so viel Geld haben. Für einkommensschwache Kinder und Jugendliche wird also meiner Meinung nach doch zu wenig getan, und das ist immerhin erstaunlich in einer Stadt, die so lange von sozialdemokratischen Stadtregierungen regiert wird. 

Ich möchte zum Beispiel erwähnen, dass in jenem Kapitel, in dem es um Gewalt, um Prozessbegleitung und Psychotherapie geht, wieder darauf hingewiesen wird, dass die Finanzierung von Psychotherapie, die notwendig wird, wenn Kinder Opfer von Gewalt werden, so sie nicht schon zu den Klienten der MA 11 zählen, privat erfolgen muss. Das heißt, dass diese Eltern und ihre Kinder auf Spenden angewiesen sind. Es kommen auch Spenden, aber das ist dem Zufall überlassen. 

Wir sind nicht der Meinung, dass Kinder, die Opfer von Gewalt werden, Psychotherapie nur dann erhalten können, wenn sich Spender dafür finden. Wir sind eindeutig der Meinung, dass dafür die Stadt zuständig ist und dass es eine Notlage betreffend die psychotherapeutische Versorgung von minderjährigen Gewaltopfern nie und nimmer geben darf. Daher an dieser Stelle meine Aufforderung an die Stadt, an die Stadträtin und an die Abgeordneten der SPÖ, dafür zu sorgen, dass in einem nächsten Budget wieder Geldmittel für diese Gewaltopfer und deren psychotherapeutische Versorgung zur Verfügung gestellt werden!

Auch in einem der nächsten Absätze kommt wieder zutage, wie sehr der Geldmangel in diesem Bereich zuschlägt, nämlich dort, wo darauf verwiesen wird, dass auch für die Täterkampagne zwecks Prävention sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen derzeit das Budget noch nicht zur Verfügung steht. Ich möchte an dieser Stelle wieder vermerken, dass ich hoffe, dass dieses Budget noch kommt und diese Täterkampagne tatsächlich in vollem Umfang und so, wie sie konzipiert ist, stattfinden kann. 

An dieser Stelle einige weitere Punkte. Ich weiß, wir haben schon in der Vergangenheit und in der Budgetsitzung darüber geredet, dass wir GRÜNE immer wieder darauf verweisen, dass derzeit unfaire Einsparungen stattfinden, die Menschen treffen, die sich selbst aus eigenen Geldmitteln gar nicht helfen können. Ich sage es Ihnen noch einmal. Ich weiß, es ist mittlerweile ein Reizthema, aber man muss es immer wieder anführen.

Die Schuleinsparungen im Rahmen der unverbindlichen Übungen, mitgetragen von der Wiener Stadtregierung, treffen natürlich in erster Linie wieder Jugendliche, deren Eltern es sich nicht leisten können, privat für das eine oder andere Angebot zu sorgen. Das können viele Menschen nicht, deshalb war es auch maximal sinnvoll, dies als unverbindliche Übung im Rahmen der Schule anzubieten. Es gibt Eltern, die es sich selbst leisten können und die das Geld haben, um Angebote selbst zu finanzieren, und es gibt Eltern, die das nicht können. Für diese Eltern und Kinder, die die Geldmittel nicht haben, sind wir zuständig, als Land, als Stadt, als diejenigen, die Geldmittel aus Steuermitteln zu verteilen haben. 

Es wurden weiters die Zuschüsse für Projektwochen und Skikurse nunmehr ebenfalls wieder gekürzt. Ich habe an den Schulen nachgefragt, was das bedeutet, und die Antwort der Lehrerinnen und Lehrer ist ganz klar: Es werden, während Projektwochen stattfinden, noch mehr Kinder als jetzt nicht mitfahren können und während dieses Zeitraums in einer anderen Klasse sein, in der sie eigentlich nichts zu tun haben. Aber Schule muss angeblich sein für diese Kinder, und manchmal wird es auch stimmen, weil es die Eltern benötigen, dass die Kinder beaufsichtigt sind. Dann werden wieder einige Kinder nicht mitfahren, sie werden dasitzen und zu spüren bekommen, dass sie benachteiligt sind und nicht mithalten können. Es war schon in der Vergangenheit so, dass das immer wieder Kinder getroffen hat, und jetzt werden es noch mehr sein.

Übrigens ist überhaupt zu bemerken, dass sich gute, engagierte Lehrerinnen und Lehrer zunehmend dadurch auszeichnen, dass sie irgendwelche Geldmittel für irgendetwas auftreiben, sei es für einen Besuch im Haus der Musik - Eintritt, glaube ich, 4 EUR, wenn ich mich richtig erinnere - oder für Straßenbahnfahrscheine und so weiter. Diese Lehrer sind jetzt alle damit beschäftigt, Geldmittel aufzustellen. Ich halte das für falsch, ich denke, dass wir dazu da sind, diese Geldmittel zur Verfügung zu stellen. 

Wir haben heute schon einmal darüber geredet, wie das mit den 15-Jährigen ist, mit der Ausbildung, der Weiterbildung und den Schulabschlüssen, die sie machen können oder nicht machen können. Auch da sieht es einfach nicht gut aus, und es sind auch in Wien von StRin Laska weitere Kurse nicht finanziert worden. Jetzt weiß ich schon, dass die Stadt Wien nicht alles selbst finanzieren kann, das ist ganz klar, nur wird man da auch klären müssen, was der Bund zahlt und was die Stadt zahlt. Denn bis zum 18. Lebensjahr hat jeder Jugendliche das Recht, zumindest einmal einen Schulabschluss zu machen, und auch darüber hinaus müssen die Bildungsangebote so sein, dass diese Jugendlichen in der Gesellschaft mithalten können. 

Daher ein ganz klares Nein der GRÜNEN, wenn man nunmehr versucht, Charity zugunsten der Ärmsten zu organisieren! Golfspielen für Notversorgung, das soll nicht sein und das kann so auch nicht sein. Ich denke, wir werden die Verantwortung ernst nehmen müssen, auch für Menschen, die wenig Geld haben, die notwendigen Angebote zur Verfügung zu stellen. 

Einige Anmerkungen auch zu dem Kapitel über auffällige Kinder und Jugendliche in der Schule: Es ist so, dass schon seit vielen Jahren die Lehrerinnen und Lehrer darauf hinweisen, es gäbe immer mehr verhaltensauffällige Kinder. Obwohl nicht hundertprozentig greifbar ist, was denn nun ein verhaltensauffälliges Kind ist - vielleicht ist für mich etwas nicht verhaltensauffällig, was für den Nächsten schon verhaltensauffällig ist -, muss doch gesagt werden, dass es im Verlauf der letzten zehn Jahre den Eindruck macht, als wären in einer Klasse heute mehr Kinder drinnen, die, wie soll man sagen, sehr unruhig sind, die komplett gegenläufige Ambitionen in der Klasse haben. Wenn sich also nicht wirklich alle Lehrer völlig irren, dann gibt es etwas, dass man sagen kann: Es gibt, im weitesten Sinn, mehr verhaltensauffällige Kinder. 

Es macht daher auch Sinn, wenn man sich mit diesem Kapitel befasst. Denn nicht umsonst wird auch in dem Bericht festgehalten, dass die Lehrerinnen und Lehrer zu jener Berufsgruppe, zu jenen Menschen gehören, die nachweislich die meisten Medikamente nehmen. Auch das muss ja irgendeinen Grund haben, der teilweise in diesem Beruf zu finden sein wird. Wir haben auch gesehen, dass, als sich die Tore für die Frühpension geöffnet haben, sehr viele Lehrerinnen und Lehrer tatsächlich in die Frühpension gegangen sind.

Das heißt - und jetzt komme ich wieder auf die Geldmittel zurück -, es sollten Geldmittel zur Verfügung gestellt werden für zwei meiner Meinung nach sehr wichtige Maßnahmen. Das eine ist, dass Lehrerinnen und Lehrer Anspruch auf Supervision haben sollten - das ist eine ganz wichtige Geschichte! Andere Berufsgruppen haben das längst für sich erkämpft und haben es zugestanden bekommen, es sollte aber natürlich auch für Lehrerinnen und Lehrer gelten, und zwar eine Supervision bei Personen, die sie sich selbst aussuchen können müssen, denn das gehört dazu. 

Der zweite Punkt, für den meiner Ansicht nach Geldmittel zur Verfügung gestellt werden müssen - mehr, als dies derzeit der Fall ist -, ist die Schulsozialarbeit. Das kommt zwar in dem Bericht nicht vor, aber wir wissen ja, dass die Schulsozialarbeit sich dort, wo sie existiert, eine klar umrissene Rolle und einen Platz an der Schule erarbeitet hat und dass sie sehr wichtig und sehr brauchbar ist. Auch das könnte enorm helfen, um das Problem der so genannten auffälligen Kinder irgendwie zu lindern und dem ein bisschen beizukommen. 

Es wird in dem Bericht darauf hingewiesen, dass es immer viele verschiedene Ursachen hat, wenn Kinder tatsächlich so große Probleme haben, dass sie auch in der Klasse zum Ausdruck kommen, und dass es natürlich darum ginge, auf den Kern dieser Probleme zu stoßen und die Zusammenhänge zu begreifen, weil man nur dann tatsächlich auch Gegenmaßnahmen ergreifen kann. 

Als ein weiteres Kapitel aus diesem Bericht möchte ich die Schulmediation anführen. Ich denke, das ist eine wunderbare Sache. Es ist im Bericht nicht explizit angeführt, aber das geht auf einen Antrag der GRÜNEN im 9. Bezirk zurück. Es ist mittlerweile offensichtlich hervorragend angelaufen, ist eine sehr brauchbare Sache und zeigt auch auf, dass die Bezirke etwas dazu beitragen können, dass Schulmediation stattfindet, was ja den Kindern und Jugendlichen zugute kommt und ganz im Interesse einer Lobbyarbeit für Kinder und Jugendliche ist. Ich denke, man sollte dafür sorgen - die GRÜNEN werden auch einen Vorstoß in diese Richtung machen -, dass die Schulmediation in anderen Bezirken ebenfalls vorgesehen wird. 

Ich möchte nunmehr noch auf einige wenige Dinge hinweisen, zum einen auf die blamable Angelegenheit mit dem Jugendgerichtshof. Das geht wirklich ausschließlich an die Adresse der Regierungsparteien, die ja, obwohl nahezu alle Expertinnen und Experten dringend davon abgeraten haben, unbedingt die Schließung des Wiener Jugendgerichtshofes vornehmen mussten. Ich möchte Ihnen an der Stelle noch einmal sagen, wir haben diese Entscheidung immer für falsch gehalten und das auch gesagt. Ich denke, es erweist sich jetzt im Nachhinein und bei Betrachtung der Sache, wie sie derzeit läuft, als eine grundfalsche Entscheidung, die man im Grunde genommen rasch zurücknehmen sollte!

Es gab ja gleich nach Setzen dieser Maßnahme zwei Vorkommnisse, die bewiesen haben, dass die Schließung des Jugendgerichtshofes eine sehr schlimme Sache ist. Ein Jugendlicher wurde aus disziplinären Gründen vier Tage lang in eine Korrekturzelle gesperrt. Wenn mir jemand sagt, dass es das in Österreich gibt, würde ich es nicht hier lesen und hätte ich es nicht aus den Medien erfahren, dann würde ich ja nie glauben, dass Österreich ein Land ist, in dem ein Minderjähriger 14 Tage lang in einer Korrekturzelle landet! Oder dieser andere Fall, in dem ein 14-jähriger Jugendlicher vergewaltigt wurde, wobei im Grunde genommen herausgekommen ist, dass so etwas nicht zu verhindern ist! Da denke ich mir schon, dass ein existierender Jugendgerichtshof, an dem qualitativ mit ausreichend Personal gearbeitet wird, Derartiges sehr wohl verhindern könnte.

Wenn wir uns aber anschauen, was sich im Grauen Haus tatsächlich abspielt - dort gibt es Platz für ungefähr 900 Gefangene und Untersuchungshäftlinge, aber zum Zeitpunkt der Erstellung des vorliegenden Berichtes waren dort 1 250 Menschen hineingepfercht, und im Erwachsenenbereich sind sämtliche Freizeiträume besetzt, sodass sie nicht als Freizeiträume verwendet werden können -, dann sehen wir schon, mit welcher brisanten Situation wir es hier zu tun haben. Auch die Beschäftigungslage der Jugendlichen im Gerichtshof ist ja eine blamable. Ich denke mir, in diesem Punkt sollte es dazu kommen, dass eine andere Regierung diese Maßnahme wieder zurücknimmt. 

Zum Abschluss noch einige Worte über den nationalen Aktionsplan für Kinder und Jugendliche, der derzeit erstellt wird: Meine Damen und Herren, Sie können sich sicher erinnern, es gab, nachdem das Übereinkommen über die Rechte des Kindes geschlossen wurde, damals diesen ganz dicken Expertenbericht. Da wurde vom damaligen Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie eine Studie gemacht, vorgestellt wurde der Bericht damals von Maria Rauch-Kallat. In diesem Bericht steht sehr schön drin, was in Österreich alles angegangen werden müsste, damit diese UNO-Konvention tatsächlich umgesetzt werden kann. Wenn man den heute liest, weiß man, dass nach wie vor zahlreiche Punkte offen sind und dass nach wie vor ein weites Betätigungsfeld vorhanden ist, um dieses UNO-Übereinkommen tatsächlich zu erfüllen. 

Viele Abgeordnete, die heute hier sitzen, haben sicher noch in Erinnerung, was damals die Stellungnahme der Wiener Landesregierung war, die auch gefragt wurde: Wie steht es damit in Wien? Was muss da geändert werden? Ich möchte Ihnen noch einmal in vollem Wortlaut zu Gehör bringen, was das Amt der Wiener Landesregierung 1992 festgestellt hat: Das Amt der Wiener Landesregierung gab bekannt, dass die Überprüfung der einschlägigen landesgesetzlichen Vorschriften hinsichtlich der Übereinstimmung mit der Konvention über die Rechte des Kindes einen Anpassungsbedarf nicht ergeben hat.

Das war zumindest eine sehr erstaunliche Stellungnahme, dass die Wiener Landesregierung findet: Bei uns ist alles picobello und wunderbar, das gesamte UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes ist erfüllt, und wir haben absolut nichts zu tun. Ich möchte Ihnen sagen, dass ich der Meinung bin, dass Wien sehr viel zu tun hat und dass es gleich eine ganze Reihe von Gesetzestexten gibt, die überprüft werden müssten und die korrigiert gehören, wenn es darum geht, dieses UNO-Übereinkommen tatsächlich zu erfüllen. Ich reiße es nur kurz an: Sowohl in der Kinderbetreuung gäbe es da Maßnahmen, die zu setzen sind; es gäbe Maßnahmen im Rahmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes, da geht es vor allem um die Umsetzung, und es wäre auch schön, wenn das umgesetzt wird; oder was die Bauordnung betrifft, können Sie sich sicherlich an unsere Auseinandersetzung bezüglich der freien Räume von Jugendlichen erinnern, die ja nicht im selben Ausmaß wie bei Kindern vorgesehen sind.

Es wird diesen nationalen Aktionsplan geben. Dieser nationale Aktionsplan umfasst alle institutionellen Ebenen, also auch die Länder und Gemeinden. Das heißt, da wird sehr viel Arbeit zu erledigen sein. Es ist natürlich erfreulich, dass da unsere Kinder- und Jugendanwälte, die ja in einem dieser Arbeitskreise sitzen und dort sicher für hervorragende Arbeit sorgen, eingebunden sind. 

Was ich hoffe und was ich von der Stadt erwarte, ist, dass ein Aktionsplan der Stadt Wien vorgelegt wird, ein Plan, aus dem hervorgeht, inwieweit man Gesetze verbessern will, um noch mehr dieser UNO-Konvention zu entsprechen, und inwieweit man andere Fördermaßnahmen setzen will, die garantieren, dass die Konvention umgesetzt wird. Wie Sie wissen, sind in der Konvention alle bis 18 Jahre Kinder - manchmal ist man darüber erstaunt und denkt, ein Kind wäre vielleicht unter 10 Jahre alt, aber Kinder sind laut dieser Definition alle Menschen bis 18 Jahre -, und Anspruch auf diese gleichen Rechte, Anspruch auf Gleichbehandlung haben alle bis 18, nicht nur die österreichischen StaatsbürgerInnen, sondern alle, unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, unabhängig von ihrem Pass, ihrer Hautfarbe, ihrer Religion und so weiter. Es sind alle gleich zu behandeln. Ich denke, auch diesbezüglich müsste man noch einmal alles sehr genau durchforsten.

Ich möchte enden mit meiner immer wieder vorgebrachten Aufforderung und Forderung, nämlich dass die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes natürlich sowohl in die Bundesverfassung als auch in die Landesverfassung hineingehört. Ich weiß, wir haben da in unserer Argumentation immer unterschiedliche Rechtsgutachten bemüht, aber ich denke, wenn wir wollen, dass das in die Verfassung kommt, dann kann man es dort auch hineinarbeiten. Es geht um den politischen Willen und nicht um irgendeine juristische Auseinandersetzung!

Ich danke noch einmal den Kinder- und Jugendanwälten für ihre hervorragende Arbeit und Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Walter Strobl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich beginne heute insofern anders - und vielleicht für einige hier überraschend -, als ich die erfreuliche Meldung an die Spitze stelle, dass die Damen und Herren der Jugendanwaltschaft dazugelernt haben. Das bezieht sich zumindest einmal auf den Bericht, weil ich hier sagen muss, dass es aus unserer Sicht das erste Mal gelungen ist, einen sehr sachlichen Bericht zu erstatten, der nicht mehr voll der Polemisierung oder der Polemik ist gegen irgendwelche parteipolitischen Implikationen oder indem Schwerpunktsetzungen, wobei Sie immer Ihre eigenen parteipolitischen Sichtweisen mit verarbeitet haben, festgeschrieben wurden. Das ist, glaube ich, sehr wesentlich, weil es ein guter Beitrag dazu ist, die Funktion der Jugendanwälte entsprechend in eine Position oder in ein Licht zu bringen, dass sie sinnvollerweise eine Anlaufstelle sein und eine Funktion in der Gesellschaft zum Wohle der Kinder und Jugendlichen haben soll.

Grundsätzlich orte ich im Zusammenhang mit diesem Bericht ein paar Überlegungen, durchaus ableitend von der Aufgabe der Jugendanwälte, also aufzuzeigen, zu vermitteln und natürlich auch eine gewisse sachorientierte Öffentlichkeitsarbeit durchzuführen sowie Hilfestellung zu geben. Es ist allerdings - und das ist hier zumindest in Ansätzen bemerkbar - nicht unbedingt sinnvoll, all die aufgeworfenen Problemstellungen, erkannten Problemstellungen und Hilfestellungen gleich selbst lösen zu wollen. 

Hier orte ich eine Dynamik, von der ich meine, das sollte man sich vielleicht überlegen und lieber - und das ist jetzt ein Zugang, den ich im Bericht eigentlich ein bisschen vermisse - mit anderen Institutionen, die in diesen Bereichen bereits konkrete Aufgaben, handlungsorientierte und operative Aufgaben haben, stärker zusammenzuarbeiten. Dazu zählt die MA 11, hierzu vermisse ich derart dargestellte Kooperationsmodelle. Es zählen natürlich auch der Wiener Stadtschulrat und die Wiener Schulen dazu, wenngleich Sie hier Projekte zeigen - keine Frage, dass Sie das tun. Aber die echte Kooperation wäre, dass man sagt: Wie funktioniert das zwischen zwei Institutionen, die, wenn es Probleme gibt, sich mit den jeweiligen Aufgabenbeschreibungen gegenseitig unterstützen können? Das gilt aber auch für private Organisationen wie "die möwe" oder das Landesjugendreferat.

Ich hätte also ein bisschen die Sorge, dass sich zu sehr das Selbstverständnis der Jugendanwaltschaft als ein Staat im Staate entwickelt und hier Bereiche, Institutionen und Einrichtungen, die in der Öffentlichkeit durchaus sehr erfolgreich einen Teil der Sorgen erledigen, für die Jugendanwälte in ihrer Ansprechfunktion nun einmal zur Verfügung stehen, zu wenig einbezogen werden. Hier könnte die Kooperation, glaube ich, vertieft werden.

Etwas, bei dem Sie meiner Ansicht nach inhaltlich zu wenig Problembewusstsein gezeigt haben - wenngleich das in einem einzelnen Satz durchaus vorkommt -, sind zwei Punkte, die ich gerne aufzählen möchte. Das eine - und das wurde von meiner Vorrednerin in einer Dimension bereits angesprochen - ist die Frage der Kinderarmut. Es hat da von mehreren Fraktionen immer wieder unterschiedliche Bemühungen gegeben, für Wien eine Studie darüber zu erstellen, wie intensiv Kinderarmut in Wien tatsächlich sichtbar wird oder vorhanden ist - oft wird sie ja nicht sogleich sichtbar, ist aber vorhanden -, und gleichzeitig herauszuarbeiten, wodurch diese Jugendarmut und Kinderarmut ausgelöst wird. 

Es gibt zwar Parameter, die allgemein bekannt sind und generell Geltung haben, wenn man von Kinderarmut spricht, es gibt aber auch andere Bereiche, und von denen möchte ich nur einen herausgreifen. Es ist dies die Frage: Wie viel Geld kostet die Schule am Schulanfang? Wir haben hier zweifelsohne eine Einrichtung der Stadt, die sich im Begriff "Warenkorb" definiert und den Jugendlichen, den Schülern und Schülerinnen für den Schulbeginn Geld zur Verfügung stellt, damit sie Schulmaterialien zusätzlich kaufen können. 

Wir haben aber darüber hinaus auch die Tatsache - und da bitte ich Sie, einmal hinauszugehen, vor allem in die Wiener Pflichtschulen -, dass vor Ort, an der Schule, in der Klasse, zusätzlich Geld eingesammelt wird, und zwar durchaus in einer Höhe zwischen 10 und 20 EUR pro Kind. Wer das einmal erlebt, weiß, dass man von einigen Kindern vereinzelt bereits solche Aussagen hört: Das kann ich heute nicht bringen, das kann ich morgen auch noch nicht bringen. Da gibt es dann ein Ritual, das in Wahrheit eindeutig darauf hinausläuft, dass die Eltern das Geld nicht zur Verfügung haben und es im Moment auch nicht zahlen können. Da kommt es dann zu irgendwelchen stillschweigenden Vereinbarungen, die die Schule trifft. Aber es gibt da Dimensionen, die sehr sensibel sind, und da hätten Sie, glaube ich, eine gute Möglichkeit, sich mit diesem Thema in den verschiedensten Facetten auseinander zu setzen.

Ein zweiter Bereich, der zweifelsohne dazu gehört, ist der Bereich der ganztätigen Schulbetreuung. Wir haben - ich habe das hier schon des Öfteren gesagt - im Kindergartenbereich vom Angebot her einen sehr hohen Deckungsgrad. Ich lasse jetzt einmal alle anderen Imponderabilien weg: Was es kostet, wie viele Sozialplätze dafür vergeben werden et cetera. Sie wissen auch, dass wir hier ganz spezifisch das letzte Kindergartenjahr gerne für die integrative und kompensatorische Arbeit für alle Wiener Kinder zur Verfügung stellen und daher gratis anbieten wollen. Aber das sind politische Überlegungen, in denen sich die Parteien unterscheiden. 

Mir geht es um die Frage, warum nach dem fünften Lebensjahr, mit Beginn des sechstens Lebensjahres, dieses Angebot plötzlich auf 13 Prozent eingeengt wird. Wir haben in Wien ein Angebot ganztägiger Schulen im Primarbereich, also in der Volksschule, von genau 13 Prozent. Das ist natürlich, wenn man sich vorstellt, dass man vorher einen Deckungsgrad von über 80 Prozent hatte, schon eine massive Kerbe, wodurch die Eltern vor viele Probleme gestellt werden. Im Hauptschulbereich ist es ähnlich, um eine Spur besser, dort sind es 27,5 Prozent. (Abg Mag Sonja Wehsely: Du weißt, dass das so nicht stimmt!)
Das stimmt schon! Da kann ich dir sogar die Zahlen nennen und die Standorte aufzählen, wie viele Schulen eine ganztätige Betreuung anbieten, und daraus kannst du divisionsmäßig schön die Zahlen herausrechnen. Das stammt zumindest aus dem Internet des Stadtschulrates. Vielleicht sind dort viele Fehler verpackt, aber dann wäre es höchste Zeit, dass man das dort anders darstellt. Ich bemühe mich hier schon, sehr ordentlich mit den Zahlen umzugehen. Das ist nun einmal ein Faktum: Hier gibt es zu wenig an Angebot. 

Warum sage ich das? - Weil es hier wieder eine Spange zur Kinderarmut gibt: Arme Kinder, Kinder aus einem sozial schwachen Elternhaus, haben weniger Möglichkeit, kompensatorische Maßnahmen wahrzunehmen, und zwar aus zwei Gründen: Einmal, weil es im Hinblick auf private Nachhilfe finanziell nicht zu leisten ist, und andererseits, weil die Eltern oft selbst, je nach Familiensituation, das Thema gar nicht für wichtig empfinden. Daher kommt man aber, wenn man nicht im Sinne von Schelsky eine Herrschaft der Betreuer aufbauen möchte, in diese Dimension, dass man sagt: Freunde, wir sollten zumindest vom Angebot her sicherstellen, dass Schüler, die in einer ganztätigen Form aufgenommen sind, dann auch die für die kompensatorisch notwendigen Bereiche entsprechende Betreuung enthalten. 

Das sind also zwei Bereiche, von denen ich meine, dass Sie gut beraten sind, sich mit diesem Thema genauer auseinander zu setzen.

Ich möchte mich aber - es kann gar nicht anders sein - auch mit einer politisch-ideologisch kritischen Fragestellung auseinander setzen. Wir haben derzeit in Österreich die Diskussion um die Senkung des Wahlalters, eine Diskussion, zu der man einerseits sehr emotional, andererseits auch ganz nüchtern viele Fragen und Abwägungen in den Raum stellen kann. Ich darf Ihnen zusichern, es gibt da auch innerhalb der ÖVP unterschiedliche Standpunkte, wie Sie wissen, quer durch Österreich. Es gibt Argumente dafür und dagegen, es gibt die Argumente in der Fragestellung: Wo sind die Grenzen anzusetzen? 

Was aber spannend ist, ist die Frage: Wie komme ich an jene 20 Prozent der Kinder heran, die dieses Wahlrecht aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen und Begrenzungen derzeit nicht ausüben können, aber vom Staatsbürgerlichen her gesehen ein Anrecht auf diese Wahrnehmung auch beim Wahlakt selbst haben? Daher die Frage: Stimmrecht für Kinder, ja oder nein? 

Sie lehnen das ab, und da komme ich jetzt zu einem für mich doch sehr eigenartigen Satz oder zu eigenartigen Überlegungen aus einer Aussendung vom 12. Fe-bruar. Sie schreiben hier: Leider ist es in unserem System noch viel zu utopisch, darüber nachzudenken, dass Kinder die gleichen Rechte wie andere Menschen auch besitzen sollten, unabhängig ihres Alters. Und weiter unten: Es geht nicht darum, bereits Babys in die Wahlurne zu bringen. Aber ein Stellvertreterwahlrecht würde in keinem Fall etwas daran ändern, Kinder, Jugendliche auch weiterhin von der tatsächlichen Mitbestimmung auszuschließen.

Ich habe versucht, diesen Satz oder diese beiden Überlegungen in die verschiedensten Richtungen zu interpretieren, was Sie denn da überhaupt gemeint haben könnten, und komme faktisch zuerst einmal zu der Überlegung, dass Sie Grundvoraussetzungen für das Ausüben des Wahlrechtes, nämlich eine gewisse Beurteilungs- und Verstandesreife als Voraussetzung dafür, diesen Akt selbst ausüben zu können, zuerst einmal sehr schwammig ins Nirwana verschieben. Da wird eigentlich einmal gesagt: Wir wollen zwar keine Babys in der Wahlurne (Abg Claudia Sommer-Smolik: Babys in der Wahlurne?), aber die Ausübung des Wahlrechtes durch die Kinder müsste anders möglich sein. 

Meine Damen und Herren! Wir haben aber die Begriffe der Volljährigkeit im Gesetz, wir haben die Begriffe der Voll- und Teilrechtsfähigkeit im Jugendschutzgesetz, und dort sind sie mit bestimmtem Alter genau definiert, aus genau diesem Grund, weil man nämlich Beurteilungs- und Verstandesreife einfach festgesetzt auch aus pädagogischen und entwicklungspsychologischen Überlegungen einem Menschen erst ab einem gewissen Alter zumuten kann. Da habe ich mir gedacht, das kann es nicht sein, denn auf die Frage, warum Sie das Kinderstimmrecht ablehnen, geben Sie ja nicht wirklich Antwort. 

Das Wahrnehmen treuhänderischer Verpflichtungen oder Rechte durch Eltern oder Erziehungsberechtigte ist übrigens zum Beispiel beim Aktiengesetz gesetzlich voll geregelt. Würde also ein minderjähriges Kind Aktien erben, so würde ein Treuhänder dieses Recht für diese Kinder vollrechtsfähig, genau im Aktienrecht beschrieben, wahrnehmen können. Daher stellt sich für uns - ich bekenne mich zu diesem Stimmrecht - die Frage: Woher nehmen Sie dann Überlegungen, dass das sozusagen nicht zusammenpasst oder nicht den Rechtsnormen oder einem Rechtsverständnis entspricht? 

Da komme ich - und das ist jetzt ein kleiner Vorwurf, mit dem Sie sich zumindest auseinander setzen müssen - zu dieser dumpfen Andeutung, die da mit "utopischen Überlegungen" definiert ist: zu einer bizarren Welt der Antipädagogik. Das ist eine anarchistische Pädagogik, sie wird auch schwarze Pädagogik genannt. Nur dort, meine Damen und Herren, finden sich solche Überlegungen! Da finden sich die Überlegungen, dass die Erziehungsbedürftigkeit des Menschen in Frage gestellt wird und dass es eben darum geht, dass Kinder und Jugendliche, aber vor allem Kinder bereits in ihrer sozialen Natur, quasi aus einer grundsozialen Natur des Menschen heraus, diese Entwicklung autonom machen können und daher Erziehung abgelehnt wird. Das ist etwa der Sukkus dieser ganzen Überlegungen, in der wissenschaftlichen Welt seit 1975 schwer umstritten. Die deutschen Vertreter wie Braunmühl und Schoenebeck sind ja in dieser Frage wirklich bizarre Anarchisten. Es gibt auch kein einziges Praxisfeld, das nachweisen würde, dass auch nur ein Ansatz, der hier überlegt wird, Geltung haben kann oder irgendwo funktioniert. 

Wie stark das ist, darf ich Ihnen an einem Beispiel kurz darstellen. Das Ziel der Antipädagogen wurde immer als Utopie vorgestellt, die die Befreiung von vermeintlicher Unterdrückung durch Abschaffung der Erziehung leisten soll: Die Behauptung, dass Erziehung schädlich ist, weil sie die natürliche Entwicklung des Kindes, die alles, was zu einem glücklichen und selbstbestimmten Leben erforderlich ist, aus sich selbst hervorbringt, beeinträchtigt, behindert, unterdrückt und daher nichts anderes als Fremdbestimmung, Unterdrückung, Gewalt, Gehirnwäsche, ja Mord ist. - Das ist ein wörtlichen Zitat aus dem Buch von Braunmühl.

Das heißt, wir haben es mit der Überlegung zu tun, dass ein Kind von selbst alles lernt, was es zum Leben braucht. Warum kümmern sich dann Erwachsene überhaupt um die Frage der Kinder und die Erziehung der Kinder? Da führt Braunmühl folgende Motive an - und das ist wirklich das Skurrilste, was ich überhaupt finden konnte -: Rache und Strafbedürfnisse, Kompensation von eigenem Minderwertigkeitsgefühl, umgekehrten Ödi-puskomplex, Triebe und infantile Wünsche, den Wunsch, sich auszutoben, und Herrschsucht. Die Kinder müssten herhalten für die Bedürfnisbefriedigung; hier sieht Braun-mühl die Parallele zwischen Prostituierten und Kindern. 

Ich habe es in diesem Bereich deshalb ein bisschen ausführlicher gemacht, weil es meine Sorge ist, dass Sie in Ihrem ideologischen Anspruch - weil Sie keine Begründungen geben, warum Sie das Kinderstimmrecht tatsächlich ablehnen - sich offenbar in eine Vision, in eine Utopie flüchten, die mit einem Rechtsverständnis, mit einem Schutz des Kinderrechtes im herkömmlichen Sinn und auch im Sinn der UNO-Kinderrechtskonvention, überhaupt nichts zu tun hat. Im Gegenteil, es gibt weltweit genug Beispiele dafür, dass das Kinderstimmrecht bis zu einem gewissen Alter sehr wohl von den Eltern wahrgenommen werden kann. 

Ich gehe davon aus, dass Sie heute in Ihrer Antwort zumindest zu einigen Überlegungen, die ich hier angestellt habe, Stellung nehmen werden. Ich sage gleich dazu - und das sage ich für meine Fraktion -, sosehr ich mit dem Bericht einverstanden bin, werden wir Sie sehr genau beobachten, ob Sie sich als Jugendanwälte sozusagen in einer Übersteigerung philosophischer, geradezu gesellschaftskritischer Ansätze in Richtung einer Antipädagogik, in Richtung einer anarchistischen Deutung, was Kinderrechte betrifft, weiterentwickeln und weiter Presseaussendungen fabrizieren. Wir werden also sehen, was Sie dazu zu sagen haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Strache. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Werte Kinder- und Jugendanwälte!

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder sehr harte Kritik geäußert, was den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft betrifft, und haben in den vergangenen Jahren auch feststellen müssen, dass wir es zumindest so empfunden haben - und auch eine andere Oppositionspartei in diesem Haus es so empfunden hat -, dass man sehr häufig den Eindruck gehabt hat, dass von Seiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft auch parteipolitische Agitation betrieben wurde. Wir erinnern uns vielleicht auch an einen Eklat, der einmal hier im Haus stattgefunden hat, und an persönliche Untergriffe, die stattgefunden haben, vielleicht auch von beiden Seiten. Vielleicht ist auch von mir einmal etwas zu barsch geäußert worden, was natürlich auch zu einer Reaktion geführt hat, keine Frage. 

Aber wir erkennen auch, dass beim Bericht 2003 eine verstärkte Sachlichkeit an den Tag gelegt wurde und in unseren Augen eine wesentliche Qualitätsverbesserung stattgefunden hat, auch wenn wir natürlich in vielen Dingen eine andere Meinung haben. Aber das ist gut so, das soll ja auch so sein, dass man in manchen Bereichen andere Meinungen hat, und diese möchte ich kurz ansprechen. Aber ich möchte festhalten, für uns zeigt dieser Bericht diesmal wirklich eine erfreuliche Entwicklung, und wir haben ihn deshalb schon im Ausschuss zur Kenntnis genommen und ihm zugestimmt. Das soll auch zeigen, dass man nicht immer eine starre Haltung einnimmt, dass man Veränderungen in eine positive Richtung wahrnimmt und das auch würdigt. Das ist uns wichtig, und das tue ich heute auch hier. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der Bericht über Gewalt an Kindern und Jugendlichen und überhaupt das Behandeln dieses Themas ist sehr wichtig, weil wir leider Gottes erkennen müssen, dass Gewalt gegenüber Kindern in unserer Zeit zunimmt. Gerade die Arbeit und die Konzentration, in diesem Bereich Hilfe anzubieten, ist uns sehr wichtig, und insbesondere auch, den Aspekt der Opferhilfe in den Vordergrund zu rücken und den Bereich der Opferhilfe auszubauen. 

In dem Bericht befindet sich auf Seite 20 ein Satz, den ich gerne näher erklärt haben möchte. Ich habe ihn nicht ganz verstanden und zitiere ihn: "Es scheint die Phase vorbei, wo es massenmedial darum geht, Gewalt gegenüber Kindern und Jugendlichen zu einem Thema zu machen", und dann kommen einige Erklärungen. Prinzipiell wäre ich der Meinung, dass es immer gut ist, Gewalt an Kindern zu einem Thema zu machen und das Thema ganz bewusst auch öffentlich zu machen, weil wir dadurch sensibilisieren und weil wir Gewalt gegenüber Kindern in der Gesellschaft wirklich schärfstens ächten sollen. Daher hätte ich gerne erklärt, wie Sie das meinen, wie Sie das verstehen. Sie haben versucht, es qualitativ zu erklären. Ich hätte gerne erklärt, wie man da die Berichterstattung qualitativ verbessern kann. Ich glaube, es ist wichtig, dass man darüber berichtet, damit die Öffentlichkeit auf alle Fälle sensibilisiert wird. Deshalb bin ich sehr gespannt auf Ihre Erklärung, wie Sie das gemeint haben.

Generell möchte ich festhalten, dass es mir lieb wäre, wenn Sie den Lobbyismus für Kinder und Jugendliche nicht immer so anlassbezogen gestalten, auch was Ihre Öffentlichkeitsarbeit betrifft. Wir würden uns wünschen, dass die Öffentlichkeitsarbeit stärker sozusagen aus der anlassbezogenen Behandlung abgleitet, dass Sie vermehrt auch Eigeninitiativen setzen, in erhöhtem Maße mit eigenen Initiativen hinausgehen, nicht immer nur dann reagieren, wenn aktuell ein Gesetzentwurf diskutiert wird, sondern eigene Akzente stärker medial darstellen. Das wäre uns im Sinne des Lobbyismus für Kinder ein Anliegen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auf Seite 57 ist mir die Wettbürostudie aufgefallen. Diese begrüße ich, die ist sehr gut, das ist auch ein richtiger Schritt in die richtige Richtung. Was mir jedoch aufgefallen ist - und da geht jetzt die Kritik auch zurück an die Landesregierung -, ist, dass wir eigentlich einen Grundsatz gebrochen haben, oder dass die Stadtregierung und Landesregierung einen Grundsatz gebrochen hat, der in der Vergangenheit in Wien eingehalten wurde, nämlich dass man in der Vergangenheit Spielhöllen nicht in dem Ausmaß genehmigt hatte, wie das gerade in den letzten beiden Jahren der Fall gewesen ist. 

Wir haben heute sehr viele wirkliche Spielhöllen, ich nenne sie beim Namen: "Imbiss", "Snack" steht auf diesen Glastüren, sodass man als Unbeteiligter oftmals den Eindruck hat, man bekommt dort etwas zu essen, man bekommt vielleicht etwas zu trinken. Geht man aber dort hinein, dann sieht man Spielautomaten. Da würde ich mir wünschen, dass man diesen Bereich stärker kontrolliert. Denn dort - so höre ich zumindest - soll es häufig auch vorkommen, dass Minderjährige an diesen Spielautomaten anzutreffen sind. Das heißt nicht nur, diese Wettbüros zu kontrollieren, sondern eben auch diese Spielhöllen, die jetzt verstärkt - über 50 Stück kenne ich zumindest in Wien - seit einiger Zeit in Betrieb sind. 

Ich möchte jetzt nicht alles wiederholen, was heute richtigerweise schon gesagt worden ist, sondern jetzt zunächst Wählen mit 16 ganz kurz behandeln. Da haben wir ja in Wien zum Glück schon einen Antrag behandelt, womit das beschlossen wurde, und zwar mit den Stimmen dreier Parteien. Zumindest auf Bezirksvertretungsebene wird das in Zukunft auch in dieser Stadt möglich sein, das ist ein wichtiger Schritt.

Was das Wahlalter angeht, sprich eine weitere Senkung, die Sie auch in Pressediensten artikuliert haben, sehen wir das nicht so wie Sie. Ich möchte jetzt nicht wiederholen, was Kollege Strobl gesagt hat, aber wir halten es sehr wohl für diskussionswürdig, über ein Familienwahlrecht nachzudenken. Warum soll es wirklich negativ sein, dass Eltern bis zu einem gewissen Alter ihrer Kinder auch für ihr Kind mitwählen können?

Wir denken, dass mit der Umsetzung solch einer Überlegung gewährleistet wäre, dass man auch als politischer Verantwortungsträger verstärkt versuchen wird, noch mehr für Kinder und vor allen Dingen für die Familien zu tun. Das wäre ein interessanter Wettbewerb, der da entstehen würde. Und letztlich würden dann die Familien auch beurteilen - natürlich von sich aus beurteilen: Welcher Verantwortungsträger in der politischen Landschaft kümmert sich am besten um uns Familien und macht am meisten auch für unsere Kinder, was etwa Kindergartenbetreuung, Schulausbildung et cetera betrifft?

Das wäre, glaube ich, ein ganz guter und interessanter Ansatz, den man zumindest diskutieren und nicht gleich flapsig beiseite schieben oder gänzlich als eine unkluge Idee bezeichnen sollte. Das würde sicherlich auch einen gewissen Druck in eine positive Richtung mit sich bringen, weil alle Parteien in einen Wettbewerb treten würden, mehr für Familien, mehr für Kinder zu tun - und das ist ja das, was wir uns eigentlich auch wünschen.

Was mir in diesem Bericht abgeht, ist die gesellschaftspolitische Problematik, die wir heute haben - auch wenn sie oftmals geleugnet wird, auch wenn Schuldirektoren sagen, dieses Problem gibt es nicht an ihren Schulen. Keine Frage, dass man das oftmals auch als Schutzbehauptung in der Öffentlichkeit so artikuliert, weil man nicht will, dass die Schule in Verruf gerät, dass dort vielleicht auch ein Drogenproblem herrschen kann. Aber wir wissen, dass viele sozialdemokratische Bezirksvorsteher dieses Problem auch sehr offen aussprechen. Dieses Problem ist äußerst virulent, auch in Wien, in allen Bezirken und in fast allen Schulen, und daher sollten wir das nicht ausblenden. 

Wir sollten uns natürlich auch überlegen: Wie können wir dieses Problem positiv angehen? - Natürlich gibt es dazu auch unterschiedliche Überlegungen, aber worüber wir uns sicherlich einig sind, und ich denke, darüber sind wir uns alle in diesem Haus einig, ist, dass Drogensucht eine Krankheit ist. Darüber sind wir uns einig, so denke ich zumindest. Und wenn wir uns einig darüber sind, dass Drogensucht eine Krankheit ist, dann sind wir uns wahrscheinlich auch einig darüber, dass jede Krankheit am besten in einem frühzeitigen Stadium erkannt werden sollte, damit man den Betroffenen dann auch rechtzeitig medizinische und andere Hilfe angedeihen lassen kann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn man nun das, worüber wir uns vermutlich einig sind, fortsetzt, dann sollte das auch bedeuten, dass man an diese Frage medizinisch herangeht. Und wenn wir an diese Frage medizinisch herangehen, dann wissen wir, dass es vor der medizinischen Hilfe einen ganz wichtigen Bereich gibt, nämlich die Prävention. Dass wir, was den Bereich der Prävention betrifft, auch alle ein Interesse daran haben, dass Prävention gelebt wird, steht fest. Diese sollte man ausbauen, keine Frage. Dass oftmals die heute angesetzte Prävention, die stattfindet, ... (Abg Mag Sonja Wehsely: Freibier!) Sie muss in allen Bereichen ansetzen, aber ich glaube, ein Freibier für über 16-Jährige - die das ja trinken dürfen - ist nichts Negatives. Wenn es dann um das zweite, dritte, vierte geht, dann wird es negativ, da gebe ich Ihnen Recht. Da wird es negativ, und da ist es dann auch nicht lustig. (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) 

Aber wir reden ja jetzt über das Problem an unseren Schulen, und da sollte man nicht davon ablenken. Und da ist auch das Alkoholproblem ein Problem, keine Frage, auch andere Süchte sind ein Problem. Aber bitte machen wir nicht den Fehler, gesellschaftspolitisch so zu tun, als wäre die Schokoladesucht - die halt auch negativ ist, die vielleicht Fettpölsterchen erzeugt, wobei man nachher die Schwierigkeit hat, diese wieder abzuturnen und abzumagern (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist schon eine andere Qualität!), mit einer Sucht im Bereich von illegalen Drogen zu vergleichen! Das ist, glaube ich, ganz wichtig, dass wir nicht diesen Fehler begehen. (Abg Godwin Schuster: Alkohol ... Vorstufe ...!)
Ich halte es für wichtig - um darauf zurückzukommen -, dass die Prävention ausgebaut wird. Wir erleben heute faktisch, und auch die Zahlen zeigen das, dass im Bereich der Prävention einfach eine Verbesserung und ein Ausbau notwendig sind, dass sie oftmals nicht greift, dass wir immer höhere Zahlen haben, was den Bereich von Drogenmissbrauch, nämlich illegalem Drogenmissbrauch, auch bei Kindern und Jugendlichen betrifft, dass dieses Problem auch an unseren Schulen vorhanden ist, in den Pausen, auf den WCs. Es wird auch festgestellt, dass sich Eltern und Schüler Hilfe suchend an diverse Politiker und Stellen wenden und darauf hinweisen, dass es dieses Problem gibt. Wir sollten uns daher auch überlegen: Was machen wir, wenn Prävention alleine nicht hilft? - Dann muss es weitere Schritte geben! 

Dann kommt der weitere Schritt der medizinischen Früherkennung. Dabei geht es nicht darum, den Lehrer sozusagen in eine Drucksituation zu bringen - er ist ja kein Mediziner. Aber wenn ein Lehrer feststellt, es gibt gewisse Auffälligkeiten, wie sie auch im Bericht angesprochen worden sind - diese gibt es in den unterschiedlichsten Bereichen, das hat nicht nur etwas mit Alkoholmissbrauch oder Drogenmissbrauch zu tun -, oder wenn eine Gesundheitsuntersuchung stattfindet - und eine solche findet ja in jährlichen Abständen an allen Schulen statt -, dann macht es doch Sinn und dann soll es auch die Möglichkeit geben, stichprobenartig Kontrollen durchzuführen, medizinische Untersuchungen vorzunehmen, um festzustellen, ob nicht vielleicht auch in dieser Hinsicht bei dem einen oder anderen ein Krankheitsbild vorliegt - damit man es rechtzeitig erkennt, damit man rechtzeitig die Eltern einbinden kann, damit man rechtzeitig Beratung, Hilfe, medizinische Behandlung und Therapie in Angriff nehmen kann und nicht erst dann irgendwann einmal draufkommt, wenn es oftmals schon zu spät ist, nämlich nach Ende der Schulpflicht, nachdem der Schüler letztlich gescheitert ist, auch an der Schulausbildung et cetera.

Das wäre, glaube ich, ein richtiger Ansatz. Das hat nichts mit Repression zu tun, sondern mit Früherkennung, medizinischer Hilfe und Beratung – und das halte ich für sehr, sehr wichtig. Deshalb habe ich auch nicht verstanden, warum man den durchaus guten Vorschlag, den ein Sozialdemokrat in Europa, nämlich Tony Blair, gemacht hat, gleich zurückgewiesen hat. Man stellt also auch in England Überlegungen in jene Richtung an, in die auch wir, schon vor Tony Blair, schon einmal Forderungen zum Ausdruck gebracht haben, und wir unterstützen Tony Blair durchaus auch jetzt in dieser Frage und wollen diese Frage deshalb auch offen diskutieren. Es sollte nicht gleich alles zurückgewiesen werden, sondern wir sollten darüber inhaltlich diskutieren. Auf diese inhaltliche Diskussion würde ich mich freuen, denn ich denke, den Betroffenen würde damit geholfen werden, wenn wir in diese Richtung eine Lösung finden könnten.

Zum Abschluss zur Frage, was zu verändern wäre, um die es im Bericht auf Seite 80 geht: Da bin ich in fast allen Bereichen Ihrer Meinung. Das Thema Kinderarmut ist heute schon eingehend behandelt worden, aber in diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die Bundesregierung, auch wenn das von den Kinder- und Jugendanwälten anders gesehen wird, beziehungsweise dass wir mit dem Kindergeld ja genau in diesem Bereich einen Vorstoß gemacht haben, um Kinderarmut im Alter von ein bis drei Jahren abzufedern.

Es wäre ein schöner und guter Ansatz, wenn man sich jetzt im Sinne der Kinderfreunde auch überlegen würde: Wie können wir auch den Kindergarten in Wien vom dritten bis zum sechsten Lebensjahr kostenlos machen? Wie können wir hier den Betroffenen weitere Hilfe angedeihen lassen, damit wir auch in diesem Bereich Kinderarmut etwas abfedern? (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte! Liebe Damen und Herren!

Ich möchte am Beginn meiner Rede zwei Dinge anbringen, die, glaube ich, wesentlich für die Debatte an sich, aber auch wesentlich für die Debatte heute sind:

Erstens einmal ergeht natürlich und ganz selbstverständlich, so wie jedes Jahr, der Dank von mir und unserer gesamten Fraktion an die Kinder- und Jugendanwaltschaft, an Toni Schmid, Monika Pinterits und das ganze Team, für die großartige Arbeit und auch für den umfassenden Bericht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweitens möchte ich meine Beglückung über die Veränderung der Diskussionskultur oder auch des Diskussionsinhalts in den letzten Jahren zum Ausdruck bringen. Wir können uns alle, wie Kollege Strache schon erwähnt hat, daran erinnern, wie das so abgelaufen ist; ich ganz besonders, wenn ich an meine allererste Rede hier im Haus denke, die mit dem Eklat – ich war daran ja unschuldig, bitte. Insofern möchte ich sagen, dass es mich sehr freut, dass wir hier im Haus Übereinstimmung darüber erzielen können, dass das eigentliche Thema der Diskussion, nämlich der Bericht, eine gute und anerkennenswerte Sache ist. Und es freut mich ganz besonders, dass er im Ausschuss einstimmig beschlossen wurde und, wie ich annehme, auch heute einstimmig beschlossen werden kann.

Jetzt aber doch ein paar Worte zum Thema, damit wir, für alle, die zuhören, den Dank von Seiten unserer Fraktion auch ein bisschen begründen können. 

Es ist - wie alle wissen sollten - das Selbstverständnis der Kinder- und Jugendanwaltschaft, als weisungsungebundene Institution, die einen gesetzlich definierten Rahmen hat, Stütze und Hilfe für Kinder und Jugendliche zu sein, in Not geratene Kinder und Jugendliche, Opfer sexueller Gewalt. Es ist die Aufgabe und das Selbstverständnis der Kinder- und Jugendanwaltschaft, Expertise zu bieten - das ist heute auch schon erwähnt worden - für die Bedürfnisse und das Leben und die Situation von Kindern und Jugendlichen; und es ist schlussendlich ihre Aufgabe, konsequent für junge Menschen Partei zu ergreifen. Dieses Selbstverständnis hat sich nicht nur in Papieren geäußert, sondern in der täglichen Arbeit, und das ist etwas, was positiv hervorzuheben ist. 

Damit bin ich beim eigentlichen Thema des Berichts, und dazu möchte ich kurz ein paar Punkte erwähnen, nämlich all jene, die ich vorher als Teil des Selbstverständnisses der Kinder- und Jugendanwaltschaft aufgezählt habe. 

Was die Expertise betrifft, so wird gerade in den ersten Seiten des Berichts klar, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft die allerbeliebteste, am meisten nachgefragte Fachstelle bei den Medien ist, wenn es um die Frage geht, welche Expertise über das Leben von Kindern und Jugendlichen existiert. Und man sieht, dass diese Expertise, dieses ExpertInnentum auch damit zu tun hat, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft in der Lebenswelt von Jugendlichen ist und mit ihnen kooperiert - und das ist eine sehr tolle Sache, die wirklich hervorzuheben ist. 

Dass Hilfe und Unterstützung angeboten wird, ist als Punkt zu erwähnen. 

Die Selbstverständlichkeiten wie Sozialarbeit, Prozessbegleitung, Soforthilfe möchte ich jetzt gar nicht noch einmal "auswalken". Schön ist, dass es auch in diesem Bereich immer wieder neue Vorschläge gibt, die auch in anderen Bundesländern übernommen werden. 

Was die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in der laufenden Kommunikation mit Kindern und Jugendlichen, in der Vermittlung von deren Bedürfnissen, Vorschlägen, Forderungen an die Politik, aber auch an Firmen, zuständige Stellen und so weiter betrifft, so wurde vieles davon in der Debatte schon oft erwähnt, wie zum Beispiel das "call & mail"-Projekt, bei dem Jugendliche Jugendliche beraten und das mittlerweile von anderen Bundesländern übernommen worden ist, aber natürlich auch neue Punkte wie die Schulmediation. 

Dazu möchte ich kurz nur zur Klarstellung bezüglich einiger Punkte, was die Zuständigkeit betrifft, Folgendes sagen: Es ist nicht, so wie es Kollegin Jerusalem dargestellt hat, eine Idee oder ein Projekt der GRÜNEN, das da umgesetzt worden ist. Ich möchte nur zur Erinnerung sagen: Es ist der 9. Bezirk mit einer roten Bezirksvorsteherin, der die Meditation zur Gänze finanziert und durchführt, und leider noch nicht - aber vielleicht kann das ja noch kommen - der 7. Bezirk.

Betreffend die Forderungen und Problemfelder, ich habe das kurz erwähnt, die aus dieser Kommunikation entstehen, möchte ich hier nochmals meine Begeisterung über und meine Zustimmung zu den konkreten Lösungsansätzen, die aus dem Mystery Shopping bei den Wettbüros und bei den Banken entstanden sind, zum Ausdruck bringen. Es ist schön, dass nicht nur aufgezeigt werden konnte, welche Zustände zum Beispiel in den Wettbüros vorhanden sind, sondern dass es auch eine Kooperation mit den Wettbüros gegeben hat, dass in allen Wettbüros Informationen für Kinder und Jugendliche aufliegen. Schade ist nur, dass bei den Banken die Umsetzung der Forderungen noch nicht so ganz erfolgt. Ich möchte an dieser Stelle aber auch sagen, dass wir da nie aufhören dürfen, guter Hoffnung zu sein. 

Viele Forderungen gab es natürlich auch an die Stadt Wien, und diese Forderungen wurden und werden immer ernst genommen und zu einem großen Teil auch umgesetzt. Da scheinen auch wieder Themen auf, die schon erwähnt worden sind – es sind heute alle so streichelweich, wie das Jugendschutzgesetz, die Senkung des Wahlalters und zum Beispiel auch die mittlerweile schon langjährig erprobten Veränderungen im Bau, in der Bauordnung für Kinder. 

Es gibt natürlich auch immer wieder Punkte und Kritikpunkte, die nicht an die Stadt Wien gerichtet sind, sondern an die Bundesregierung, so zum Beispiel das Offenlegen der katastrophalen Zustände im "Grauen Haus", die wahnsinnige Bedeutung, die die Schließung des Jugendgerichtshofs hatte - nämlich für die Situation der Jugendlichen dort -, aber natürlich auch die Forderung nach einer kinder- und jugendgerechten Schulreform, betreffend Kinderrechtskonvention und so weiter. 

Ich habe den Eindruck, dass überall dort, wo es um die Anliegen von Kindern und Jugendlichen geht, in der Bundesregierung geblockt, gespart, mit interessanten, aber völlig an der Realität vorbeigehenden Argumentationen gearbeitet wird – ich denke da nur an die jüngste Abgeordnete oder eine der jungen Abgeordneten im Nationalrat, die glaubt, drei Wurstsemmeln kosten 10 EUR, aber natürlich auch an die Debatte zum Kinderwahlrecht. 

Ich möchte mich nicht allzu lange in diesem Thema verlieren, sondern nur so viel dazu sagen: Abgesehen davon, dass die Einführung eines Kinderwahlrechts ver-fassungswidrig wäre, geht es auch um inhaltliche Fragen. Das wäre ein Rückschritt in das 19. Jahrhundert und eine absolute Bevormundung von Kindern und Jugendlichen und ist natürlich zutiefst abzulehnen. 

Unsere Position ist, dass man Kinder und Jugendliche selbst fragen soll, selbst mitbestimmen lassen soll, wofür sich die Senkung des Wahlalters als eine Möglichkeit erwiesen hat, was aber auch in vielen anderen Initiativen, die die Stadt Wien durchsetzt, wie beispielsweise Jugendgemeinderäte, umgesetzt wird.

Und jetzt werde ich ein bisschen philosophisch, Kollege Walter Strobl. Ich habe den Eindruck, dass Jugendpolitik in Ihrer Fraktion oft - und da passt das Kinderwahlrecht wieder dazu - so verstanden wird, dass es irgendwelche Leute gibt, die meistens jenseits der 40 oder 50 sind und die "wissen", was Jugendliche wollen. Das sind dann super "adäquate" Vertreter der Jugendlichen, und die können für sie dann mitentscheiden. - So funktioniert, glaube ich, Jugendpolitik im Bund; zumindest äußert sie sich so. (Abg Walter Strobl: ... sind meistens 20 oder 30!) So verstehe ich Ihre Ablehnung der Senkung des Wahlalters, und so verstehe ich auch die Forderung nach dem Familienwahlrecht. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Walter Strobl: ... 20- oder 30-Jährige!)
Er sagt, Eltern sind 20- und 30-Jährige. – Nun, diese sind auch durchschnittlich um 18 bis 25 Jahre älter als ihre Kinder, nicht wahr? 

Und zu dem Thema, dass Eltern sozusagen mitbestimmen können, was für Kinder gut ist: ... (Abg Walter Strobl: Was für ein Dreijähriges, für ein Vierjähriges, für ein Siebenjähriges ..., ... habt ihr keine Antworten!) - Keine Antworten im Wahlrecht, ja. Die Antworten sind da, dass man als ... (Weiterer Zwischenruf des Abg Walter Strobl.) Der Walter weiß nämlich, was die einzelnen Kinder und Jugendlichen alle wollen! - Ich als Kind einer Familie mit ehemaligem ÖVP-Vizebürgermeister einer Landgemeinde und Wirtschaftbundaktivisten und so weiter weiß um die Bedeutung dessen, eine eigenen Meinung haben zu können und sich nicht von den Eltern in der politischen Wahl vertreten lassen zu müssen.

Jetzt aber ganz kurz zu den Punkten, die die Stadt Wien betroffen haben. Es wurde von Kollegin Jerusalem der Vorwurf erhoben, dass die Stadt Wien keine oder zu wenige Angebote für Jugendliche stelle. Die Frage, wie man zu dieser Sichtweise kommen kann, fasziniert mich geradezu. Ich darf dazu nur kurz ein paar Fragen an Sie stellen: Zeigen Sie mir international eine Stadt, die über 25 Millionen EUR im außerschulischen Bereich für die Jugend ausgibt! Zeigen Sie mir international eine Stadt mit einer flächendeckenden Versorgung mit Jugendzentren! Zeigen Sie mir eine Stadt mit einem flächendeckenden Angebot an mobiler, aufsuchender Streetwork-Arbeit! Zeigen Sie mir eine Stadt mit Hunderten von Angeboten pro Jahr für Kinder und Jugendliche, nämlich gratis und niederschwellig, so wie es zum Beispiel der Verein wienXtra anbietet! - Sie werden keine Stadt finden, weil es international keine Stadt gibt, die mehr für Kinder und Jugend tut und mehr für Kinder und Jugend ausgibt als Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Verwechslung von Zuständigkeiten des Bundes mit solchen Wiens haben wir hier sehr oft als Thema, heute war dies wieder im Schulbereich der Fall. Das kommt gebetsmühlenartig immer wieder - auch wenn es sich dabei um keine Glaubensfrage handelt, sondern einige Dinge stehen diesbezüglich in der Verfassung, und wir Politiker sollten diese ernst nehmen. Auch in Bezug auf die Täterkampagne steht sogar im Bericht, dass sich da das BMSG und das Bundesministerium für Justiz herausgehalten haben - meines Wissen keine Behörden oder Stellen oder Teile der Stadt Wien. 

Was überbleibt, ist Folgendes: Der Bund blockiert, wehrt sich in vielen Fragen, wo es um Kinder und Jugendliche und um deren Zukunft geht. Die Stadt Wien nimmt deren Anliegen ernst. Deswegen auch der große Dank an die Kinder- und Jugendanwaltschaft, die da ein starker Partner ist. Ich habe oft den Eindruck, auch was dieses Vertretertum betrifft: Es gibt immer Leute, die wissen ganz genau, was Jugendliche wollen. Wenn es irgendwie leicht ginge, könnte man ja Kinder und Jugendliche sogar abschaffen, wenn ohnedies alle anderen alles erledigen können. 

Ich bin grundsätzlich der Meinung, dass es gut wäre - auch für Politikerinnen und Politiker - anzuerkennen, dass Kinder und Jugendliche, junge Menschen, die Zukunft einer Gesellschaft sind und dass sich eine Gesellschaft nur weiterentwickeln kann, wenn man Kindern und Jugendlichen auch Chancen gibt und sie ernst nimmt - eine Wahrheit, die die Politik in Wien trägt und von der ich hoffe, dass sie in Zukunft auch von allen politischen Kräften in diesem Land geteilt werden kann. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. 

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Dank an die Kinder- und Jugendanwaltschaft von Seiten der GRÜNEN wurde hier schon von Kollegin Jerusalem zum Ausdruck gebracht. Auch von meiner Seite möchte ich Dank aussprechen für den Bericht und für die sehr engagierte Arbeit, die die Kinder- und Jugendanwaltschaft verrichtet. 

Es wäre natürlich jetzt verlockend, nach Jürgen Wutzlhofers "Wien ist so super!"-Rede auf seine Ausführungen einzugehen. Ich möchte mir das aber ersparen und nur sagen, dass ich manche seiner Sichtweisen nicht teile. 

Ich möchte aber schon noch etwas zum Thema Schulmediation im 9. Bezirk sagen: Es stimmt schon, dass das jetzt im 9. Bezirk von der roten Bezirksvorstehung umgesetzt wird, ja. Es ist aber auch die Aufgabe einer Bezirksvorstehung, wenn ein Antrag, der ein grüner Antrag war, in der Bezirksvorstehung angenommen oder beschlossen wird, diesen dann auch umzusetzen. (Abg Mag Sonja Wehsely: ... ist beschlossen worden! – Abg Jürgen Wutzlhofer: Habt ihr die absolute Mehrheit im 9.?) In diesem Antrag ist das alles drinnen gestanden: Dass das finanziert wird und gemacht wird. Und dann muss man das als Bezirksvorstehung auch umsetzen, denn sonst, muss ich sagen, ist die Bezirksvorstehung fehl am Platz. (Abg Barbara Novak: Habt ihr die Absolute?)

Ich möchte nun aber zu einem Kapitel kommen, das im Bericht doch relativ ausführlich behandelt wird, nämlich zu den Jugendkonten. Dieser Punkt ist eigentlich von meinen VorrednerInnen nicht behandelt worden, was mich wundert, denn er zeigt ein Problem auf, das sich in dieser Stadt, aber auch in diesem Land sehr massiv zu manifestieren beginnt, nämlich dass immer mehr Jugendliche in die Schuldenfalle tappen. Und einen Grund dafür orte ich schon auch bei den Jugendkonten und bei dem Umstand, dass es sehr leicht möglich ist, zu diesen Jugendkonten zu kommen. 

Es ist in diesem Bericht ja auch sehr ausführlich erklärt, wie die einzelnen Institute damit umgehen. Es wurde von der Schuldnerberatung eine stichprobenartige Umfrage unter 3 000 SchülerInnen zwischen 16 und 18 Jahren durchgeführt, und diese zeigt sehr deutlich auf, wie von den Bankinstituten, den Geldinstituten diesbezüglich umgegangen wird, wie leicht es gemacht wird, an Geld zu kommen. So haben von diesen 3 000 SchülerInnen zwei Drittel ein Konto, ohne ein fixes Einkommen zu haben; und von diesen zwei Dritteln können die Hälfte das Konto auch überziehen. 

Wenn ich mir anschaue, was mit diesen Jugendlichen passiert, die dann plötzlich so ohne Rahmen ihr Konto überzogen haben - und auch, ohne wirklich darauf hingewiesen worden zu sein, was es heißt, sein Konto zu überziehen -, mit welchen Folgebelastungen sie sich damit vielleicht auch die Zukunft verbauen, dann meine ich schon, dass das ein Bereich ist, den man sich auch von der Seite der Politik einmal genauer anschauen muss und wo man sich fragen muss, ob nicht hier massiv die Zusammenarbeit mit der SchuldnerInnenberatung gesucht werden muss, um nicht einer Verschuldung von jungen Menschen Vorschub zu leisten, solange sich das noch halbwegs in einem Rahmen hält, wo das möglich ist. 

In Kombination mit diesen Jugendkonten gibt es ja auch noch die Problematik der Handys. Diese sind als Kommunikationsmittel nicht abzulehnen, aber die Vertragshandys verleiten schon auch sehr dazu, dass Jugendliche, vor allem auch Minderjährige - die dann noch dazu ein eigenes Konto haben -, in die Verschuldungsfalle tappen, weil die Telefonkosten so sehr anwachsen, dass sie nicht mehr zu kontrollieren sind. 

Es gibt interessanterweise ja von Seiten der Vorarlberger Landesregierung und auch von der Schuldnerberatung in Vorarlberg eine neue Idee, hier mit Prävention zu arbeiten, und ich glaube, dass sich die Stadt Wien diese Präventionsmaßnahme aus Vorarlberg schon anschauen könnte. Dabei geht es darum, schon in den Schulen mit den Jugendlichen dieses Thema zu besprechen, sich gemeinsam Präventionsmaterialien anzueignen und daran zu arbeiten, Jugendlichen aus diesem Konsumzwang, in dem sie sich sehr wohl auch befinden, herauszuhelfen, zumindest mit ihnen zu reden und sie irgendwie dafür zu sensibilisieren, dass sie sich, wenn sie nicht den Umgang mit Geld, der ja auch für das so genannte Erwachsenwerden sehr notwendig ist, lernen und sich damit nicht wirklich auseinander setzen, ihre Zukunft verbauen. 

Ich will gar keine gesetzlichen Einschränkungen für KontoinhaberInnen oder für Vertragshandys, sondern ich glaube, dass da die Prävention eine sehr maßgebliche Rolle spielen könnte. Ich würde daher auch die Stadt Wien ersuchen, sich zu überlegen, wie wir dieses Thema, diese Gefahr, die da auf die Jugendlichen zukommt, gemeinsam in den Griff bekommen. 

Ich möchte mich als Zweites auch auf die bereits angesprochene Seite 80, die Ausführungen unter dem Titel "Was zu verändern wäre", beziehen. Ein paar Seiten davor gibt es den Appell an die Bundesregierung, der sich zum Teil ja auch mit dieser Seite 80 deckt. Wenn man sich die Themen, die hier aufgeführt werden, in Bezug auf Wien anschaut, so muss man sagen: Wien hat in diesen Punkten schon auch noch Nachholbedarf. Die Kinderarmut, die Kollege Strobl auch schon angesprochen hat, ist schon auch ein Problem, das unserer Meinung nach ernst zu nehmen ist. Der Antrag auf Erstellung eines Kinderarmutsberichts wurde abgelehnt. Ich glaube trotzdem, dass wir etwas unternehmen sollten, um dieses Problem in den Griff zu bekommen. 

Aber auch was die Partizipation, die hier als Zweites angeführt ist, betrifft, muss man sagen: Natürlich haben wir jetzt die Senkung des Wahlalters beschlossen, es gibt Jugendbeauftragte und Jugendforen - zwar noch zu wenige und mit zu wenigen eigentlichen Handlungsfeldern -, es gibt die altersgerechte Information für die Kinder- und Jugendangelegenheiten. Aber die Partizipation, nämlich die Mitspracherechte, der Kinder und Jugendlichen in dieser Stadt ist unserer Meinung nach nach wie vor verbesserungswürdig. 

Zur Integration: Auch wenn es um die Integration behinderter Kinder und Jugendlicher in Kindergarten, Schule und Berufsausbildung geht, hat Wien unserer Meinung nach schon noch Nachholbedarf. Und wenn wir uns an die Schuldebatte erinnern, so ist genau hier auch in Wien eine gegenläufige Entwicklung festzustellen.

Auch was das Thema der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge betrifft, das Kollegin Jerusalem schon in einigen Debatten immer wieder zur Sprache gebracht hat, glaube ich, dass sich die Stadt Wien den Punkt 4 im Bericht genauer anschauen sollte. 

Punkt 5 ist dem Thema Spielen gewidmet. Hier geht es um ein Thema, zu dessen leidenschaftlichsten VerfechterInnen ich gehöre, nämlich um Spielplätze und Freiräume für Kinder in dieser Stadt. Es wurde in den einleitenden Worten der Frau Vizebürgermeisterin angeführt, dass es davon sehr viele gibt und dass eben Bewegungsräume für die Kinder sehr notwendig sind. Ich glaube, dass Wien hier sehr wohl einen massiven Nachholbedarf hat, vor allem, wenn es um die Freiräume für Jugendliche geht, die in dieser Stadt nirgends, oder nur in sehr geringem Maße, zu finden sind. Die Bauordnungsdebatte haben wir hier auch schon geführt, das wurde auch schon angeführt. Ich glaube nicht, dass wir dem sehenden Auges entgegentreten können, sondern dass es hier Handlungsbedarf von Seiten der Landesregierung gibt. 

Die Schule ist ebenfalls ein Punkt, der hier aufgeführt wird. Hier steht: "Zukunftsorientierte, kinder- und jugendgerechtere Formen im Lebensraum Schule sind dringend erforderlich." – Ich glaube schon, dass hier die Stadt Wien einen Arbeitsauftrag hat, dem sie mehr oder weniger nachkommt. Die Aufnahme der UN-Kinderrechte in die Verfassung ist ein Punkt, den Kollegin Jerusalem schon angeführt hat. Hiezu kann ich nur sagen, wie auch im Bericht steht, dass das Land Oberösterreich die UN-Kinderrechtskonvention in die Landesverfassung aufgenommen hat - als einziges Bundesland; Wien noch immer nicht. 

Zum Thema Opferschutz wurde auch schon einiges gesagt.

Ich glaube also, dass die Seite 80 von der Stadt Wien sehr genau gelesen werden könnte und dass auch einige Handlungsanleitungen gegeben werden könnten, wenn der politische Wille, für Kinder und Jugendliche in dieser Stadt etwas zu unternehmen, wirklich vorhanden ist. 

Zum Thema Wählen mit 16, das hier auch schon angesprochen wurde: Ich glaube, dass in diesem Bericht die Problematik sehr wohl ganz gut dargestellt wird, dass nämlich noch nicht sehr bekannt ist, dass das Wählen mit 16 wichtig ist für die Jugendlichen, dass sie da ein demokratisches Recht bekommen haben und dass es hier an Information, aber auch an Diskussionsmöglichkeiten nach wie vor fehlt. Nette Folder mit der Frau Stadträtin als Comic-Figur sind sehr gelungen und sehr witzig, reichen aber unserer Meinung nach nicht aus, um dieses Thema auch bei den Jugendlichen anzubringen. Ich glaube, dass wir da alle aufgefordert sind, gemeinsam mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in Bezug auf Information, aber auch auf Aufklärung darüber, was es heißt, Demokratie zu leben und ein demokratisches Recht zu bekommen und auch wahrzunehmen, entsprechende Maßnahmen zu setzen, und dass wir da gemeinsam noch einiges vor uns haben. 

Zum Familienwahlrecht, das Kollege Strobl hier in die Diskussion eingebracht hat: Diese Diskussion erinnert mich ein bisschen an die Debatten, die es zum Frauenwahlrecht gegeben hat. Bevor das Frauenwahlrecht eingeführt wurde, kam auch immer das Argument: Es können ja die Männer die Angelegenheiten ihrer Frauen vertreten! Wozu brauchen die Frauen ein Wahlrecht? - Jetzt geht es eben um die Kinder. Es ist paternalistisch zu behaupten, so wie Sie gesagt haben, Sie seien froh, dass die Jugendanwälte - Sie haben nichts davon gesagt, dass hier auch eine Jugendanwältin sitzt - "dazu gelernt" haben. - Es ist schön, dass Sie Noten verteilen, ich glaube aber nicht, dass wir hier so ... (Ruf bei der ÖVP: Was für eine Note?) – Nun ja, der Ausdruck "dazu lernen" weist zumindest darauf hin. Sie gehen ja noch vom Notensystem aus, Entschuldigung - ich bin gewohnt, mit der kommentierten Leistungsvorlage zu arbeiten. (Abg Walter Strobl: ... Ihre Phantasie!) Meine Phantasien? Ich weiß nicht, welche Phantasien Sie mir unterstellen. Ich glaube aber trotzdem, dass der paternalistische Zugang, den Sie hier auch in Bezug auf das Familienwahlrecht, oder wie auch immer, wählen, nicht der richtige ist, denn es gibt nun einmal das Prinzip der Demokratie und das Prinzip der Geheimhaltung bei der Stimmabgabe. 

Wenn Sie sagen - oder Kollege Strache hat das auch gesagt -, dass die Eltern dann die Partei wählen, die das meiste für die Kinder und Jugendlichen tut, dann glaube ich, dass das ein schwaches Argument ist. Wie wir nämlich wissen, wählen die Kinder selten das Gleiche wie die Eltern - das kommt in den besten Häusern vor! Jetzt stellen wir uns einmal vor, was passieren würde, wenn bei einem solchen Familienstimmrecht dann der oder die Zwölfjährige zu Hause sitzt und der Vater sagt, wir wählen die ÖVP, wonach natürlich vom ihm der Vorschlag kommt, die ÖVP zu wählen, das Kind aber sagt: Nein, ich würde gerne die GRÜNEN wählen! - Was ist dann? Wer setzt sich durch? - "Na sicher" das Kind (Heiterkeit des Abg Dipl Ing Martin Margulies – Abg Jürgen Wutzlhofer: In einer ÖVP-Familie "sicher"!), aber doch "hundertprozentig", also "ganz sicher", und "die ganze Familie wird dann die GRÜNEN wählen". - So wird es nicht funktionieren! Es ist nun einmal leider so, dass die Eltern dann wahrscheinlich das wählen, was sie glauben, und somit die Kinder wieder nicht gehört werden. 

Und "Kinder in der Wahlurne" wollen wir, glaube ich, alle nicht - ich glaube, Sie haben gemeint: In der Wahlzelle. (Abg Walter Strobl: Sie schließen 20 Prozent aus!) Ich schließe keine 20 Prozent aus, denn ich will, dass sich Kinder und Jugendliche in diesem Land selbst artikulieren. (Abg Walter Strobl: Na machen Sie das bei einem Dreijährigen!) Ich will, dass sie ihre Rechte in der Verfassung verankert haben. Man kann auch mit Dreijährigen diskutieren, was sie wollen und wie sie wollen. Man muss sich dazu nur auf die Ebene des Gesprächs eines dreijährigen Kindes begeben! - Ich weiß schon, dass Sie offensichtlich nicht fähig sind, mit Kindern zu reden und ihre Bedürfnisse zu verstehen. 

Unserer Meinung nach haben die Eltern nicht das Recht, für ihre Kinder zu stimmen, sondern die Kinder haben das Recht, für sich selbst zu sprechen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg Jürgen Wutzlhofer.)
Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Bevor ich der Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, zu ihrem Schlusswort das Wort erteile, frage ich die beiden Kinder- und Jugendanwälte, Frau Pinterits und Herrn Dr Schmid, ob sie eine Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht abgeben wollen. – Das ist der Fall. 

Ich erteile daher der Kinder- und Jugendanwältin Frau Monika Pinterits das Wort.

Kinder- und Jugendanwältin DSA Monika Pinterits: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich, dass alle - Menschen aus ganz unterschiedlichen Parteien - unserem Bericht zugestimmt haben, und ich möchte mich dafür auch ganz herzlich bedanken. Es ist uns wichtig, eine gewisse Zustimmung zu erfahren, denn ich denke, wir wollen ja alle gemeinsam, dass sich für die Kinder und Jugendlichen etwas verändern soll.

Ich möchte gerne zu einigen Bereichen Stellung nehmen: 

Was den "Staat im Staat" betrifft, so möchte ich sagen, die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist kein Staat im Staat, sondern sie kooperiert mit sehr vielen Stellen. So kooperieren wir zum Beispiel im Zusammenhang mit dem NAP, dem Nationalen Aktionsplan, mit allen Stellen aus sämtlichen Bundesländern Österreichs. 

National Coalition ist eine Zusammenkunft, eine Vernetzung von Menschen - da sind Pfadfinder dabei, da sind ganz tolle Organisationen unterschiedlicher Couleurs, wenn Sie so wollen, dabei, die eigentlich alle das Gleiche wollen, und zwar, dass die Kinderrechte in den Verfassungsrang erhoben werden. Mit denen kooperieren wir auch sehr gut.

Auch mit der MA 11: Es kommen manchmal Menschen zu uns, die sich über irgendwelche Maßnahmen beschweren. Da erlebe ich immer wieder, dass wir auch mit der MA 11 sehr gut kooperieren können. Wenn es um strukturelle Gegebenheiten geht, dann schicken sie uns die Leute, und wir versuchen dann eben, uns diese Strukturen ein bisschen anzuschauen und Veränderungen durchzuführen.

Gewalt in der Öffentlichkeit ist ein wichtiges Thema. Ich denke aber, es kann nicht so sein, dass auf Grund eines Falles, der im Moment wieder die Wellen höher gehen lässt, die Seriosität der Berichterstattung verloren geht. Uns ist es ein Anliegen, dass die Medien nicht nur fallbezogen ihre Aufgabe der Information erfüllen, sondern wir sehen die Medien auch als Transporteure von bestimmten Inhalten an die Bevölkerung. Deshalb ist es uns ganz wichtig, dass in den Medien endlich einmal richtige Zahlen verwendet werden.

Wir reagieren aber nicht nur auf öffentliche Dinge. Es gibt zum Beispiel jetzt seit einem Jahr einen Arbeitskreis zum Thema Obsorge, und es wird Ihnen vielleicht der "Fall Christian" in den Zeitungen aufgefallen sein. Da haben wir schon seit einem Jahr mit vielen Profis und ExpertInnen gearbeitet, unter anderem Professor Figdor und Mag Mauthner. Gott sei Dank hat das Bundesministerium jetzt - leider auf Grund dieses Einzelfalls, aber besser als gar nicht - eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema eingerichtet. Ich hoffe - und ich habe diesbezüglich ein gutes Gefühl -, dass wir da auch etwas weiterbringen können.

Nun zum Thema Drogen. Ich denke, Kontrolle ist gut, nur: Was den hier geäußerten Vorschlag betrifft, stichprobenartige quasi zwangsverpflichtende Kontrollen in den Schulen durchzuführen, so darf ich darauf hinweisen, dass es bereits die Möglichkeit gibt – wie Sie sehen können, wenn Sie sich das Suchtmittelgesetz anschauen -, wenn Kinder und Jugendliche irgendwie auffällig sind, von Seiten der Schule gesundheitsbezogene Maßnahmen zu initiieren. Ich bin auch Ihrer Meinung, dass wir möglichst früh Drogenerkennung und -prophylaxe durchführen sollen, aber ich denke, es gibt schon sehr gute Möglichkeiten, und wir brauchen daher keine neuen - unsinnigen - zu erfinden.

Zum Thema Jugendgerichtshof. Dieses macht mich noch immer sehr betroffen, denn Menschen, die dort arbeiten, haben zu mir gesagt: Wissen Sie, wir sind leider kein Hotel; wir müssen jeden nehmen, der zu uns kommt. - Ich denke, das zeigt schon sehr deutlich, wie überfordert diese Menschen sind. Es gibt zu wenig Personal. 

Ich denke, wir sollten da gemeinsam Überlegungen anstellen. Kinder einzusperren hat noch kein Kind besser gemacht. Wir sollten uns eher die Frage stellen: Wie kann das Einsperren von Kindern verhindert werden? Und wenn, als letztes Mittel, ein Einsperren notwendig ist, dann müssen diese Kinder so behandelt werden, dass sie wieder Chancen in ihrer Zukunft sehen. Und wenn das soziale Argument nicht treffen sollte, vielleicht trifft dann das finanzielle: Eingesperrte Menschen kosten der Allgemeinheit einfach sehr viel Geld.

Ich möchte mich noch einmal bedanken. Ich möchte auch meinem Team beziehungsweise unserem Team danken - das sind irrsinnig engagierte Leute. Und wenn Sie irgendwelche Menschen wissen, wo Sie meinen, da können wir hilfreich sein – egal, ob es um strukturelle Probleme oder um Einzelfälle geht -, dann können Sie diese gerne zu uns schicken. - Danke. (Beifall bei der SPÖ, den GRÜNEN und bei Abgeordneten der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Danke. - Als Nächstem erteile ich dem Kinder- und Jugendanwalt Herrn Dr Schmid das Wort.

Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch ich sage Danke für das Lob, das wir bekommen haben, und für die nahezu konfliktfreie Auseinandersetzung mit unserem Bericht.

Ich bin sicher - weil Sie das angesprochen haben, Frau Vizebürgermeisterin -, dass der Dank an das Team weitergegeben wird. Ich glaube nämlich, sie sitzen jetzt vor dem Internet und schauen uns zu und haben Ihren Dank gehört; wir werden ihn aber noch einmal weitergeben.

Ich möchte hier auch nur zu ganz wenigen Punkten Stellung nehmen. 

Was die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen betrifft, so hat Kollegin Pinterits schon einiges darüber erzählt. Gerade mit Schulen arbeiten wir sehr viel zusammen: Wir sind sehr viel an Schulen, wir werden eingeladen zu Elternvereinsabenden, zu Diskussionen mit Schülerinnen und Schülern. Wir werden in den Stadtschulrat eingeladen, mit dem Landesjugendreferat verbinden uns sehr intensive Kontakte - auch meine Vergangenheit im Landesjugendreferat hat da einiges dazu beigetragen -, und auch mit der MA 11 haben wir wirklich gute Kontakte. Dass es manchmal freilich auch zu Irritationen kommt, ist ganz klar, denn als Kinder- und Jugendanwälte müssen wir natürlich das eine oder andere Mal auch schauen, dass eventuelle Unzulänglichkeiten abgestellt werden. 

Zum Thema Kinderarmut darf ich Folgendes sagen: Es ist noch immer eine gültige Entscheidung der österreichischen Kinder- und Jugendanwälte, dass wir uns für ein Grundeinkommen, für eine Grundsicherung aller Kinder und Jugendlichen aussprechen, die vom Staat garantiert wird, wobei dieses Geld am Anfang von den Eltern verwaltet werden soll und ab zirka dem 14. Le-bensjahr dann von den Jugendlichen selbst verwaltet werden können soll. Ich denke, das ist so ähnlich wie mit dem Wahlalter von 16 Jahren: Darüber werden wir jetzt auch noch 20 Jahre lang sprechen, und irgendwann wird es kommen - so haben wir sehr lange vom Wahlalter gesprochen, und jetzt ist es da. So wird sicherlich auch die vereinfachte Form des Grundeinkommens für Kinder und Jugendliche kommen, denn dann können wir alle komplizierten Transferzahlungen und alle möglichen Steuererleichterungen et cetera abschaffen und haben eine einfache Lösung. 

Zum Familienwahlrecht, der Idee, dass die Eltern die Stimme für ihre Kinder abgeben, möchte ich nur zwei Sätze sagen: Wir als Kinder- und JugendanwältInnen müssen uns dafür einsetzen, dass die Rechte der Kinder ausgebaut werden - und das Familienwahlrecht ist ein Ausbau der Elternrechte. Daher ist die Optik von unserer Warte eine andere. Es geht darum, dass wir so zeitig, wie das im Wahlbereich möglich ist, die Kinder und die Jugendlichen einbinden - aber nicht den Eltern für ihre Kinder eine Stimme geben. Das ist ganz einfach im Sinne eines Ausbaus der Kinderrechte sehr wichtig. 

Ich darf dazu nur sagen: Wir sind nicht Vertreter der "schwarzen Pädagogik". Die "schwarze Pädagogik" ist – wie man feststellen kann, wenn man in der Geschichte der Pädagogik nachschaut – jene Pädagogik, die das Schlagen der Kinder propagiert und für richtig hält. Sie haben auch "schwarze Pädagogik" gesagt. Ich möchte das nur richtig stellen, denn das soll man nicht. (Abg Gerhard Pfeiffer: ... nicht vertreten!) Wir sind auch nicht Anhänger der Antipädagogik, denn das ist genauso eine kinderfeindliche Pädagogik, weil die Kinder nicht in einen Prozess eingebunden werden und auf ihr Alter nicht Rücksicht genommen wird. Also diesbezüglich hat unsere Tätigkeit damit überhaupt nichts zu tun, sondern wir setzen uns für den Ausbau der Kinderrechte - und nicht der Elternrechte - ein. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Gewalt als Thema in den Medien ist, glaube ich, auch ein sehr wichtiger Punkt. Wir waren diejenigen, die immer wieder das Thema Gewalt an Kindern und Jugendlichen in die Medien gebracht haben. Aber wir wenden uns dagegen, dass Kinder und Jugendliche dort nur der Show wegen dargestellt werden und eigentlich dann in Zukunft darunter leiden müssen, weil sie bekannt wurden als Menschen, die Gewalt erlitten haben, und dann auf der Straße angesprochen werden. Wir haben solche Fälle, und daher sind wir da sehr sensibel. Aber prinzipiell waren es ja wir, die dieses Thema in die Medien gebracht haben. 

Abschließend noch einen Punkt zum Thema Drogen und Sucht. Ich darf Ihnen ein Beispiel erzählen, das zeigt, wie schwierig es eigentlich ist, mit diesem Thema zu arbeiten. Sie wissen ja, Wien, Niederösterreich und das Burgenland haben jetzt ein einheitliches Jugendschutzgesetz, und alle drei Bundesländer haben sich vorgenommen, einen Punkt noch zu korrigieren, und zwar dahin gehend, dass man unter 16 Jahren auch keine Alkohol- und Nikotinprodukte erwerben darf. - Heute darf ja theoretisch auch ein Zehnjähriger in die Trafik gehen und ein Päckchen Zigaretten kaufen.

Dabei scheitern wir momentan an einem einzigen Punkt - und wie wir diesen lösen sollen, wissen wir nicht: Es gibt Zigarettenautomaten. Jeder Zigarettenautomat hat einen Besitzer. Zu diesen Automaten gehen auch Jugendliche hin. Wenn wir jetzt eine gesetzliche Bestimmung einführen, wonach man unter 16 Jahren keine Zigaretten erwerben darf, dann würde sich erstens einmal der Zigarettenautomatenbesitzer, also der Unternehmer strafbar machen. Zweitens würde sich der Jugendliche strafbar machen, indem er hingeht und sich ein Päckchen Zigaretten herausholt. 

Nun, wie lösen wir diesen Konflikt? - In sechs Bundesländern in Österreich ist der Konflikt so gelöst, dass derzeit eigentlich jeder Zigarettenautomatenhersteller über das Jugendschutzgesetz strafrechtlich verfolgt werden kann. So wollen wir das im Osten Österreichs nicht machen, und wir arbeiten daher noch an einer Lösung. Das ist also alles eine sehr komplizierte Materie. Daher ersuche ich auch darum, in diesem Punkt ein bisschen so zu agieren, dass man Vorschläge, das Problem allein durch Drogentests zu lösen, oder Vorschläge, das Problem durch die Freigabe von Drogen zu lösen, als nette Diskussionsbeiträge betrachtet, sich dabei aber immer vor Augen hält, dass wir im Endeffekt an der Realität beinharte Arbeit leisten müssen. 

Ich möchte mich dafür bedanken, dass ich hier sprechen durfte, und danke auch für die heutigen positiven Aussagen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mich auch für diese Diskussion bedanken, vor allem deshalb, weil sie gezeigt hat, wie ein Bericht und die Aufgabenstellung der Kinder- und Jugendanwaltschaft letztendlich die Themen aufzeigen, mit denen wir uns politisch auseinander zu setzen haben. Es ist nicht Aufgabe der Kinder- und Jugendanwaltschaft, politische Lösungen zu bringen - das könnte sie auch nicht -, sondern es ist dies die Aufgabe der demokratisch gewählten Parteien und der Gremien, in denen dann Lösungen umgesetzt werden müssen für Probleme, die aus der Sicht der Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs aus einer bestimmten Lobbyismusfunktion, aber in vielen anderen Bereichen durch Anwaltschaften wie diese, und zwar unabhängige, aufgezeigt werden und gesellschaftspolitisch zu diskutieren sind. Dieser Unterschied ist wichtig.

Die Themen, die auch heute hier in der Diskussion aufgezeigt wurden, sind ja diejenigen, die uns immer wieder beschäftigen. Ich nenne nur etwa die Partizipation, in weiterer Folge das Wahlrecht, das damit zusammenhängt, Prävention in allen Bereichen, vor allem in den Bereichen Gewalt, Sucht und Abhängigkeiten, und natürlich auch die Schwerpunktsetzungen bei Budgets, was sich letztendlich dann im Thema Bildung oder Armut und dementsprechenden unterschiedlichen Positionen der einzelnen Parteien widerspiegelt und letztendlich auch den Niederschlag in den jeweiligen Umsetzungsvorgängen findet. 

Trotzdem - und gerade deshalb - ist eine solche Diskussion zu diesem Bericht wichtig. Deshalb bin ich sehr froh, dass die Diskussion auch genau so geführt wurde, nämlich dass einerseits aufgezeigt wurde, wo die politischen Themen sind - die Entscheidungen über die Lösungen werden sicherlich nicht im Zusammenhang mit der Diskussion des Berichts stehen -, und dass auf der anderen Seite die Würdigung der Arbeit erfolgte und auch der Dank für die Mithilfe beim Aufzeigen von Problemen, vor allem aus der Sicht der für die Kinder und Jugendlichen eingenommenen Position, ausgesprochen wurde. 

In diesem Sinne darf ich Sie noch einmal um Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2002/2003 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist somit einstimmig angenommen. 

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an den Fonds Soziales Wien (Fonds Soziales Wien - Zuweisungsgesetz). 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diesen Gesetzentwurf zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen eine Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben heute das Zuweisungsgesetz für die Bediensteten der Gemeinde Wien an den Fonds Soziales Wien auf der Tagesordnung. Die Wiener GRÜNEN lehnen bekanntlich die Ausgliederung der sozialen Dienste aus dem Verantwortungsbereich des Magistrats ab. Wir haben darüber schon verschiedene Debatten - sehr ausführliche Debatten - in diesem Haus, auch in den Ausschüssen, abgehalten. 

Wir lehnen auch das Zuweisungsgesetz für die Bediensteten ab – natürlich nicht deshalb, weil wir prinzipiell gegen die Zuweisung und gegen rechtliche Regelungen für die Bediensteten, die heute zugewiesen werden, wären - es betrifft zirka 750 öffentlich Bedienstete, die mit Stichtag 1. Juli 2004 zugewiesen werden -, sondern wir stimmen gegen das Zuweisungsgesetz, weil Ausgliederungen prinzipiell personalpolitisch heikel sind und aus unserer Sicht personalpolitische Probleme aufwerfen und auch insgesamt Verschlechterungen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen mit sich bringen. 

Denn lassen Sie uns ehrlich sein: Wir wissen zwar, dass die Überlassung von Gemeindebediensteten zu Dienstleistungen an Private - so heißt es korrekt - zwar verfassungsrechtlich völlig zulässig ist - natürlich -, aber sie ist es politisch nicht, denn die Ausgliederungen sind eine Flucht aus der Budgetverantwortung des Gemeinderats, aus der Kontrolle des Gemeinderats, und sie sind vor allem auch eine Flucht aus dem Dienstrecht. 

Warum eine Flucht aus dem Dienstrecht? - Es stimmt zwar, wie Sie sagen, dass für die zugewiesenen Bediensteten dienstrechtlich, arbeitsrechtlich, besoldungsrechtlich, pensionsrechtlich alles beim so genannten Alten bleibt, wenn sie zugewiesen werden; das gilt aber nicht für die nach dem 1. Juli 2004 neu Eintretenden, neu Aufgenommenen. Diese werden dem Privatrecht unterliegen und nicht mehr den größtenteils - seien wir ehrlich - besseren und arbeitnehmerInnenfreundlicheren Bestimmungen des öffentlichen Dienstes. Es werden Kollegen und Kolleginnen, die, Schreibtisch an Schreibtisch sitzend, dieselbe Tätigkeit verrichten, völlig ungleich behandelt werden, unterschiedlichem Arbeitsrecht, unterschiedlichem Dienstrecht, unterschiedlichen Besoldungen, unterschiedlichen Personalvertretungen und unterschiedlichem Pensionsrecht – dieses ist ja nicht harmonisiert – unterliegen. Wir halten das für nicht fair. Wir halten das für viele DienstnehmerInnen, wie wir auch bei den letzten Ausgliederungen gesehen haben, für sehr, sehr problematisch und auch demotivierend, und wir halten es für nicht förderlich für ein gutes Betriebsklima im neuen Fonds Soziales Wien. 

Das private Dienstrecht für die neu Eintretenden wird unserer Ansicht nach insbesondere für Frauen ein Problem. Viele Dienstnehmerinnen gerade im Sozialbereich sind ja Frauen. Das heißt, wir reden heute auch größtenteils über Frauen, die hier die Betroffenen sind. Wir wissen, dass das Gleichbehandlungsgesetz des öffentlichen Dienstes, das Wiener Gleichbehandlungsgesetz ein wesentlich besseres ist als jenes, das die Frauen dann in der Privatwirtschaft haben werden. Es hat eine 50-Prozent-Frauenförderquote, es hat die automatische Bevorzugung bei gleicher Qualifikation, es hat wesentlich weitgehendere Antidiskriminierungsbestimmungen bei Aus- und Weiterbildung. Es ist daher nicht einzusehen, dass es dann eine Gruppe von Frauen gibt, die nach wie vor dieses gute Gleichbehandlungsgesetz haben, nämlich die jetzt zugewiesenen - und für dieselbe Tätigkeit, quasi Schreibtisch an Schreibtisch, face to face, eine Gruppe von Frauen, die dieses gute Gleichbehandlungsgesetz nicht haben. Denn das Gleichbehandlungsgesetz in der Privatwirtschaft ist, wie Sie wissen, ein wesentlich schlechteres - und vor allem auch in der Umsetzung und der Anwendung ein wesentlich schlechteres. 

Das heißt, es ist auch im Interesse der Frauen, dass wir heute einen Antrag an die zuständigen Stadträtinnen betreffend Mindestrechte für neue Bedienstete im Fonds Soziales Wien stellen. Wir wissen natürlich, dass es aus kompetenzrechtlichen Gründen für uns nicht möglich ist, heute direkte dienstrechtliche Vorschriften zu erlassen, aber wir können ein politisches Signal senden: Ein Signal für die ArbeitnehmerInnen, dass wir die zwei Klassen von Bediensteten nicht wollen, dass wir nicht wollen, dass nach der Ausgliederung die negativen Aspekte beider Systeme, nämlich des privaten und des öffentlichen Systems, überwiegen und ArbeitnehmerInnenrechte sukzessive nach unten nivelliert werden. 

Wir GRÜNEN wollen die besten Standards für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wir sehen uns nach wie vor als verantwortlich für diesen Bereich. Wir wollen die Verantwortung für die Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer im Fonds Soziales Wien nicht ausgliedern, so wie Sie es tun. Ich denke, es ist, gerade in Anbetracht des Sozialabbaus und des Abbaus von ArbeitnehmerInnenrechten auf Bundesebene, auch eine Frage der Fairness, dass wir von Wien aus heute ein Signal setzen, dass wir uns für die bestmöglichen und vor allem für einheitliche Standards für ArbeitnehmerInnen im Fonds Soziales Wien aussprechen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wir stellen daher folgenden Antrag:

"Der Wiener Landtag ersucht die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal und die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, sich nachhaltig bei der Leitung des Fonds Soziales Wien dafür einzusetzen, dass auch die in Zukunft vom Fonds Soziales Wien angestellten Bediensteten hinsichtlich der Bedingungen im arbeitsrechtlichen Bereich, vor allem hinsichtlich des Gleichbehandlungsgebots, des erweiterten Kündigungsschutzes, der Zulagen und Ähnlichem, den von der Stadt Wien dem Fonds Soziales Wien zugewiesenen Bediensteten zumindest gleichgestellt sind." 

Ich möchte noch einmal daran erinnern, ohne das Dienstrecht des öffentlichen Dienstes zu glorifizieren - auch da gibt es noch Wesentliches zu verbessern, auch für die DienstnehmerInnen im öffentlichen Dienst -, dass das Dienstrecht des öffentlichen Dienstes doch in vielerlei Hinsicht ein wesentlich besseres ist als jenes, das wir in der Privatwirtschaft haben und das dann für die neu eintretenden Bediensteten gilt, hinsichtlich - ich habe es erwähnt - des Gleichbehandlungsgebots, aber auch hinsichtlich der Kündigungsbedingungen, hinsichtlich der Zulagensysteme, hinsichtlich zum Beispiel der Pflegefreistellung, hinsichtlich der Möglichkeit, Sabbaticals in Anspruch zu nehmen, hinsichtlich der Gleichstellung von Lesben und Schwulen in manchen Bereichen. - Ich denke, das sind keine Kleinigkeiten, und ich denke, hier darf sich die Stadt Wien nicht einfach so mit der Ausgliederung aus ihrer personalpolitischen Verantwortung stehlen. 

Der zweite Bereich, der uns wichtig ist und wo wir einen Antrag stellen, ist eine Klarstellung betreffend die weitere Gültigkeit des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes. Ich habe schon erwähnt, dass die Zuweisung sehr viele Frauen betrifft, und es ist im § 1 Abs 5 des Zuweisungsgesetzes die Gültigkeit des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes nicht erwähnt. Es sind zwar demonstrativ sämtliche anderen für Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen weiter gültigen Gesetze aufgezählt (Abg Mag Sonja Wehsely: Eine demonstrative Aufzählung? Oder eine taxative?) - warum aber wieder einmal gerade die Frauen nicht? 

Sie wissen ja, dass es im Bund bei Ausgliederungen in ähnlichen Fällen eine sehr große Rechtsunsicherheit für Frauen gegeben hat, was die Frage betrifft, ob denn nun für die zugewiesenen Bediensteten das gute Gleichbehandlungsgesetz - beziehungsweise im Bund das weniger gute Gleichbehandlungsgesetz, aber eben das Gleichbehandlungsgesetz - weiter gilt oder nicht. Wir wollen dieser Rechtsunsicherheit für Wien vorbeugen und schlagen daher vor, auch weil man im Bund dazu übergegangen ist, das Gleichbehandlungsgesetz bei Ausgliederungen und auch Privatisierungen zum Teil eben explizit zu erwähnen, dass wir dieser Regelung auch in Wien folgen und die Gültigkeit des Gleichbehandlungsgesetzes im Zuweisungsgesetz außer Streit stellen. - Danke schön. 

Insgesamt möchte ich noch einmal betonen, dass die Wiener GRÜNEN gegen die Ausgliederung der sozialen Dienste sind. Wir sehen das als keinen Fortschritt für Wien. Wir sehen es vor allem als keinen Fortschritt für die Bediensteten, für die öffentlich Bediensteten. Wir wollen einen starken und guten öffentlichen Sektor und wir wollen starke und gute ArbeitnehmerInnenrechte - und dafür wollen wir heute auch ein Zeichen setzen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Hahn. Ich erteile es ihm. 

StR Dr Johannes Hahn: Herr Präsident! Frau Stadträtin! 

Wir werden - zur allgemeinen Überraschung - dem vorliegenden Antrag auch nicht zustimmen, allerdings aus anderen Motiven als die GRÜNEN. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen: Die grundsätzliche Idee der Zusammenführung der MA 12 mit der MA 47 - wozu immer, aber zu einer gemeinsamen Aktivität - ist a priori eine durchaus positive Idee und hat eine ganze Menge Charme, wenn die entsprechende Umsetzung einigermaßen funktionieren kann. Die Grundidee war also, wie gesagt, eine positive, sie wurde auch von uns immer wieder begrüßt, und die Hoffnung ist ja, dass dadurch eine ganze Menge von Redundanzen, von Reibungsverlusten et cetera ausgeschaltet werden könnten und dass vielleicht in der Folge auch gerade hinsichtlich des Anbietens sozialer Dienstleistungen einheitliche Standards geschaffen werden, dass es in der Folge auch einheitliche Bewertungsmethoden der einzelnen Dienstleistungen gibt. Denn auch hier haben wir eine ständige Diskussion, dass ein und dieselbe Dienstleistung von verschiedenen Organisationen natürlich unterschiedlich bewertet wird. Das führt dann zu höchst unterschiedlichen Honorarsätzen, die dann in der Folge immer wieder zu Diskussionen führen, und hier hofft man sehr stark, dass es zu Verbesserungen kommt. 

Allerdings ist, wie gesagt, die Idee positiv, das Werden aber schon weniger, weil das Werden dieser Organisationseinheit dadurch gekennzeichnet war, dass man eine größtmögliche Intransparenz, und ich will nicht sagen einen Maulkorberlass, das wäre der falsche Begriff, aber es hat nicht wirklich die Bereitschaft gegeben, über diesen Prozess auch den Gemeinderat zu informieren. Es hat verschiedenste Aktivitäten der Oppositionsparteien gegeben, Dringliche Anfragen, Anträge, mündliche Anfragen et cetera, aber in dieser Richtung hat man uns eigentlich immer im Dunkeln tappen lassen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat kurz nach der Bekanntgabe vor ziemlich genau einem Jahr, Ende März vergangenen Jahres, hier im Gemeinderat gesagt, die Grundlagen und Programme für die neuen Strukturen seien erarbeitet - ich würde sagen, das war damals eine kühne Feststellung -, bis zum Sommer werde die Detailplanung erfolgen - es steht allerdings ohnedies kein Jahr dabei -, für Herbst und Winter seien die notwendigen Beschlüsse des Gemeinderates vorgesehen, allerdings folgt dann die seltene Form einer Fristsetzung durch die Regierungsfraktion, und der Beginn der Umsetzung sei der 1. Jänner 2004. 

Wir erleben, dass das in der Form nicht zustande kommt, weil wir ja diese Übergangsregelung mit der Magistratsabteilung 15 A schaffen mussten, aus welchen Gründen immer.

Das, was allerdings den Kern unserer Kritik darstellt - und das ist etwas, was uns ja mittlerweile bei vielen Ausgliederungen, die hier in der Stadt stattfinden, sauer aufstößt -, ist einfach der Umstand, dass unter dem Deckmantel der Ausgliederung eigentlich die parlamentarischen Kontrollrechte entzogen werden.

Meine Damen und Herren, es geht hier um einen Bereich, der in der Größenordnung von, ich würde sagen, wenn ich nicht irre, 600 bis 700 Millionen EUR anzusiedeln ist. Und da stellt sich nun die Mitwirkungsmöglichkeit dieses Gemeinderates oder der politischen Parteien wie folgt dar:

Es hat eine Novellierung der Satzung des Fonds Soziales Wien stattgefunden und nun gibt es einen Beirat, der zur direkten Information der Mitglieder des Wiener Gemeinderates eingerichtet wurde. Was von Beiräten zu halten ist, wissen alle Profis.

Der oder die Geschäftsführer berichten im Beirat über die Beschlüsse des Kuratoriums und des Präsidiums. Also, die operative, die exekutive Tätigkeit hat das Kuratorium und das Präsidium, der Beirat erfährt es. Immerhin ist er mindestens zweimal im Jahr einzuberufen, das ist ja was. Die Mitglieder des Beirates haben auch das Recht, spätestens eine Woche vor der Sitzung des Beirates schriftlich Anfragen an die Geschäftsführung zu richten. Das nenne ich lebendige Demokratie, das nenne ich lebendige Kontrollmöglichkeit.

Also, wenn das alles ist, was an Mitgestaltungsmöglichkeiten übrig geblieben ist, dann gute Nacht, liebes Wien.

So, das ist der aktuelle Status, und daher werden Sie verstehen, dass wir da nicht euphorisch beispringen können, und wenn es bei dieser Form der Mitwirkung bleibt, dann können wir keine Zustimmung geben.

Ich möchte aber auch die Gelegenheit nutzen, wiederum zu fragen, denn möglicherweise gibt es da schon eine Lösung: Ich bin immer noch auf der Suche nach 45 Millionen EUR, die sich da irgendwie zwischen der MA 12 und dem KAV hin und her bewegen. Möglicherweise sind sie jetzt durch diese Fusionierung wegfusioniert worden, oder gibt es eine neue Variante einer konsolidierten Bilanz, und sie sind, sozusagen als Innen-umsatz, irgendwie verloren gegangen. Aber es ist ja auch nicht ein wirklich wesentlicher Betrag – 45 Milli-onen EUR, das hat man mit links, das ist fast die Portokassa. Aber Spaß beiseite, es würde mich wirklich interessieren, die Diskussion geht jetzt, glaube ich, schon über zwei Jahre, ob es hier vielleicht einmal - auch das könnte ein positiver Effekt dieser Zusammenführung sein, so nach dem Motto "wer ist stärker, I oder I" – jetzt endlich eine Klärung gibt, was mit diesem Betrag stattfindet, ob es diese Forderung zu Recht gibt in dieser Höhe oder mit weniger. Jedenfalls glaube ich nicht - und das haben wir die letzten Tage wieder hinlänglich diskutiert -, dass der KAV so locker auf diesen Betrag verzichten kann. Auch diesbezüglich würde ich mir Aufklärung wünschen. Dankeschön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Nächster Redner ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Freiheitliche Fraktion lehnt diesen Fonds ja aus ganz grundsätzlichen Erwägungen ab, und es sind diese grundsätzlichen Bedenken eigentlich alle jetzt bestätigt worden. Und zwar sind im Begutachtungsverfahren zu diesem Zuweisungsgesetz diese grundsätzlichen Bedenken eigentlich alle bestätigt worden.

Meine Damen und Herren, es sind in diesem Begutachtungsverfahren vor allem verfassungsrechtliche Bedenken vorgebracht worden. Bedenken, dass mit dieser Ausgliederung des Fonds die Grenzen der Ausgliederung eindeutig überschritten werden, denn man braucht für die Verfassungsmäßigkeit einer solchen Ausgliederung zweierlei: Zunächst einmal juristisch einen Weisungszusammenhang von der obersten Dienstbehörde bis hinunter, und zweitens dann aber auch die Garantie der Durchsetzbarkeit dieser Weisungen.

Und, meine Damen und Herren, wenn man sich dieses Gesetz ansieht, dann erkennt man, dass genau dieser zweite Punkt nicht erfüllt ist. Weisungen der obersten Dienstbehörde können eigentlich gar nicht durchgesetzt werden, sie können nicht durchgesetzt werden, weil ein Sanktionsinstrumentarium dafür fehlt. (Abg Günter Kenesei: Das ist schlecht!)

Und, meine Damen und Herren, es gibt ja auf Bundesebene bereits Erfahrungen mit solchen Ausgliederungen, auch Erfahrungen, juristische Erfahrungen sagen wir einmal, mit entsprechenden Sanktionsinstrumenten. Und bei der Austro Control etwa ist ein solches Sanktionsinstrumentarium, ein juristisches Sanktionsinstrumentarium ja geschaffen worden. Und in diesem Austro Control Gesetz ist ausdrücklich verankert, dass der die Weisung erteilende Bundesminister die Bestellung zum Geschäftsführer widerrufen kann, und zwar jederzeit die Bestellung widerrufen kann, nämlich genau dann, wenn der Geschäftsführer eine Weisung nicht befolgt.

Und, meine Damen und Herren, genau diese Sanktion fehlt hier in dem heute zu beschließenden Gesetz und auch in der Satzung. Und weil genau diese Bestimmung fehlt, ist eben diese Durchsetzbarkeit nicht garantiert. Dieses Zuweisungsgesetz ist daher ein Husch-Pfusch-Gesetz, eine Husch-Pfusch-Aktion, die der Flucht aus der politischen Verantwortung in erster Linie dient, aber auch eine Husch-Pfusch-Aktion, mit welcher die Grenzen der Ausgliederung überschritten werden und das dadurch eigentlich verfassungswidrig ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, meine Damen und Herren, es leidet unter dieser Husch-Pfusch-Aktion ja auch der Arbeitnehmerschutz. Und das stelle nicht ich fest, und auch nicht nur die Freiheitliche Fraktion, sondern wortwörtlich die Wiener Arbeiterkammer. Die Arbeiterkammer befürchtet eine Verschlechterung des Arbeitnehmerschutzes, vor allem in den neuen Tochterunternehmen. Und es ist ja auch geplant, dass der Fonds eben mehrere Tochtergesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, gründet und der Fonds kann dann Dienstzuteilungen seiner Beamten an diese Töchter aussprechen. Der Fonds kann aber natürlich vor allem Neuaufnahmen - und darauf ist ja bereits hingewiesen worden - nur mehr nach dem Angestelltengesetz vornehmen, nach dem Angestelltenkollektivvertrag. Und genau hier bei diesen Punkten setzt auch die Kritik der Arbeiterkammer ein. Hier setzt die Kritik ein, weil noch völlig unklar ist, welche Tochtergesellschaften dieser Fonds gründen wird, weil unklar ist, wie groß diese Töchter sind, weil unklar ist, ob dort ein Betriebsrat eingerichtet wird. Es herrscht also derzeit noch völlige Rechtsunsicherheit in diesem Bereich und die Arbeiterkammer kritisiert daher eben ausdrücklich, dass auf Grund dieser Rechtsunsicherheit ein fehlender Schutz der Arbeitnehmer eintreten könnte, und die Arbeiterkammer befürchtet daher auf Grund dieser Husch-Pfusch-Aktion eben auch ausdrücklich eine Verschlechterung des Arbeitnehmerschutzes. (Abg Mag Sonja Wehsely: Überlegen Sie einmal den ersten Satz der Stellungnahme der Arbeiterkammer!) 

Meine Damen und Herren, durch die Gründung des Fonds wird auch – und das ist mindestens genauso wichtig – die Prüfungszuständigkeit der Volksanwaltschaft in diesen Bereichen ausgeschaltet. Und ich meine, dass dieser Punkt nicht unbeabsichtigt ist, ich glaube nicht, dass diese Ausschaltung der Volksanwaltschaft ein unbeabsichtigter Fehler im Rahmen einer solchen Husch-Pfusch-Gesetzgebung ist. Ich meine, dass diese Ausschaltung vielmehr der bewusste politische Wille der Mehrheit in diesem Haus ist, und das hat ja auch die Diskussion im Ausschuss gezeigt. Die Diskussion im Ausschuss hat gezeigt, dass bei der Mehrheit der politische Wille zur Kontrolle durch die Volksanwaltschaft fehlt. Es gäbe ja Möglichkeiten, dass wir gemeinsam nach legistischen Wegen suchen, wie die Volksanwaltschaft für diesen ausgegliederten Bereich zuständig gemacht werden könnte. Es gibt mehrere legistische Vorschläge dazu, aber es war die Mehrheitsfraktion im Ausschuss ja nicht einmal bereit, über solche legistische Möglichkeiten zu diskutieren, und die Mehrheitsfraktion hat im Ausschuss ganz klar zum Ausdruck gebracht, dass diese Ausschaltung der Volksanwaltschaft politisch eigentlich durchaus gewollt ist.

Und, meine Damen und Herren, die betroffene Volksanwaltschaft selber hat ja auch im Begutachtungsverfahren einen solchen legistischen Weg vorgeschlagen, die Volksanwaltschaft selber hat ja ausdrücklich eine Novelle zu unserer Wiener Stadtverfassung hier vorgeschlagen. Sie hat vorgeschlagen, dem § 139a der Wiener Stadtverfassung einen neuen Absatz 2 einzufügen mit der ganz einfachen Formulierung: “Die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft erstreckt sich auch auf die Tätigkeit des Fonds Soziales Wien.“

Und, Frau Stadträtin, beim letzten Bericht der Volksanwaltschaft hier in diesem Haus hat ja auch Herr Volksanwalt Kostelka - und ich erinnere mich noch ganz genau daran - von diesem Pult aus eine solche Bestimmung eingefordert. 

Herr Volksanwalt Kostelka hat von diesem Pult aus erst vor wenigen Wochen kritisiert, dass durch die laufenden Ausgliederungen die Volksanwaltschaft eigentlich in Wien immer mehr ausgeschaltet wird. Und Kostelka hat zielgenau von dieser Stelle aus aufgefordert, eben der Volksanwaltschaft ein Kontrollrecht einzuräumen, und auch die Freiheitliche Fraktion fordert Sie daher hier wieder auf, nehmen Sie diese Ausschaltung der Volksanwaltschaft zurück und respektieren Sie wenigstens die parlamentarischen Kontrollrechte in diesem Landtag. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren, diese Ausgliederung berührt ja auch ganz grundsätzlich das Selbstverständnis dieses Hauses, das Selbstverständnis eines Landtages, denn es erhebt sich ganz grundsätzlich die Frage, wo kann ein Gemeinderat hier sein Informationsrecht, sein Interpellationsrecht bezüglich dieser ausgegliederten Rechtsträger geltend machen. 

Und diese Frage ist ja auch demokratiepolitisch so aktuell, weil die Ausgliederungen ja laufend die Budgethoheit dieses Wiener Landtages immer mehr aushöhlen. Und wenn wir allein auf die letzten fünf Jahre zurückblicken, so sind in diesen fünf Jahren Rechtsträger mit einem Budgetvolumen von 6 Milliarde EUR ausgegliedert worden. 

Die Wiener Stadtwerke 1999, dann Wiener Wohnen im Jahr 2000, 2002 waren es dann die Museen und unsere Spitäler, der Krankenanstaltenverbund, und heuer, 2004, soll eben dieser Fond mit einem gewaltigen Aufgabenbereich im Sozialbereich der Stadt folgen. Und es macht dieses außerbudgetäre Volumen dann insgesamt schon 6 Milliarde EUR aus. Im Vergleich dazu hat das gültige Budget, das wir für dieses Jahr beschlossen haben, das ordentliche Budget der Stadt, noch ein Volumen von 9 Milliarde EUR. Das heißt also nichts anderes, als 6 Milliarde EUR außerbudgetär gegen 9 Milliarde EUR eigentliches Budgetvolumen. Das heißt nichts anderes, als dass bereits 40 Prozent der Tätigkeiten der Stadt außerbudgetär stattfinden. 40 Prozent finden bereits in einem Bereich außerhalb unseres Budgets statt und das bedeutet natürlich, dass die Budgethoheit dieses Landtages durch diese Entwicklung ja ganz gewaltig ausgehöhlt wird. Das heißt nichts anderes, als dass die Budgethoheit dieses Wiener Landtages für 40 Prozent der Tätigkeiten der Stadt überhaupt nicht mehr, oder nur mehr sehr, sehr eingeschränkt existiert. 

Und wir haben daher ja in der letzten Budgetdebatte auch sechs konkrete Beschlussanträge eingebracht. Wir haben in sechs Anträgen eine laufende Berichterstattung aller ausgegliederter Rechtsträger verlangt, eine laufende Berichterstattung an diesen Gemeinderat, an diesen Landtag, etwa durch Quartalsberichte. Und es ist sehr wohl eine solche laufende Berichterstattung ein Mindesterfordernis für die Wahrung der Budgethoheit dieses Hauses und wir hätten mit solchen Quartalsberichten die Möglichkeit, die Budgethoheit dieses Hauses wieder herzustellen, wir hätten die Chance, mit solchen Quartalsberichten die Budgethoheit des Wiener Landtages umfassend wieder herzustellen und umfassend auch im außerbudgetären Bereich für die Zukunft zu garantieren. 

Aber, meine Damen und Herren, wir können uns erinnern, es sind alle diese freiheitlichen Beschlussanträge in der Budgetdebatte abgelehnt worden. Und auch diese Ablehnung hat ja, genauso wie die Debatte jetzt im Ausschuss, genauso wie der Umgang mit der Volksanwaltschaft, gezeigt, dass bei der Mehrheitsfraktion ja eigentlich überhaupt der politische Wille fehlt, die parlamentarischen Kontrollrechte in diesem Haus für die Opposition zu garantieren.

Und, meine Damen und Herren, beim hier zu beschließenden Fonds Soziales Wien wird die Budgethoheit des Landtages komplett ausgeschaltet. Bei diesem Fonds gibt es ja kein Genehmigungsrecht dieses Hauses mehr, etwa für den Wirtschaftsplan, es gibt kein Genehmigungsrecht mehr des Gemeinderates oder des Landtages auch für den Jahresabschluss. 

Es war immer üblich, es war gute Sitte in Wien, dass alle Fraktionen Sitz und Stimmrecht in allen ausgegliederten Fonds eingeräumt bekamen, und zwar genau Sitz und Stimmrecht in dem Gremium, wo auch das Budget des Fonds beschlossen wird. Und es ist daher beim Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds natürlich so, dass selbstverständlich alle Fraktionen im Kuratorium des WAFF vertreten sind, im Kuratorium des WAFF, wo auch das Budget beschlossen wird. 

Anders bei diesem Fonds Soziales Wien. Im Kuratorium des Fonds sind überhaupt nur Vertreter der Stadtregierung und der Beirat, in dem dann die Vertreter der Opposition sitzen dürfen, der zu einem bloßen Diskussionsforum ohne jegliche Kompetenzen degradiert wird. Und wenn man sich die Satzung genau durchliest, dann ist dieser Beirat ja nicht einmal ein Organ des Fonds, denn Organe sind ausschließlich das Präsidium, die Geschäftsführung und das Kuratorium.

Und es zeigt daher, meine Damen und Herren, auch diese Fondssatzung so deutlich, welchen Stellenwert demokratiepolitische Fragen vor allem für die Mehrheitsfraktion noch haben. 

Und, Frau Stadträtin, es ist daher diese Satzung, wie sie vorliegt und beschlossen und von ihnen auch als Fondsbehörde genehmigt wurde, es ist diese Satzung daher ein Anschlag auf die Budgethoheit dieses Hauses. Es ist diese Satzung ein Ausdruck für die Arroganz der absoluten Macht, mit der diese Mehrheit in diesem Haus bereits gebraucht wird. Und wir fordern Sie daher auch ausdrücklich noch einmal auf, nehmen Sie diese Satzung zurück und räumen Sie wenigstens, so wie es bisher in Wien immer gute Sitte war, allen Fraktionen Sitz und Stimmrecht in diesem Kuratorium ein und respektieren sie die Budgethoheit dieses Wiener Landtages.

Meine Damen und Herren, was aber noch viel schwerer wiegt als alle verfassungsrechtlichen Bedenken, was viel schwerer wiegt als die Ausschaltung der Budgethoheit, ist die soziale Dimension einer solchen Ausgliederung, ist der soziale Sprengstoff, der mit dieser Vorgangsweise geschaffen wird. Und was noch viel schwerer wiegt, ist vor allem die Flucht aus der politischen Verantwortung für die Sozialpolitik in dieser Stadt und wir kennen diese Flucht aus der Verantwortung ja spätestens seit der Ausgliederung der Spitäler. Und die gestrige Debatte, Frau Stadträtin, meine Damen und Herren, hat ja gezeigt, dass diese Ausgliederung der Spitäler punktgenau in den Finanzkollaps des Krankenanstaltenverbundes geführt hat. Man hat diesen KAV gegründet, man hat in auf die Reise geschickt, aber man hat ihm eine ordentliche Budgetdotation verwehrt und die Freiheitliche Fraktion hat daher eben schon vor zwei Jahren von dieser Stelle aus gewarnt, dass die Eigenmittel nur zwei Jahre reichen werden, bis zum Jahr 2004. Man wollte diese Warnungen damals nicht wahrhaben, man hat diese Warnungen damals ignoriert, und es hat sich ja gerade in diesen Tagen bestätigt, dass genau diese unsere Prognose jetzt eingetroffen ist. 

Es gibt auch jetzt keine politische Verantwortung mehr für den Pflegenotstand, für den Personalmangel. Jetzt sind plötzlich nur mehr die Manager Schuld. Die Manager sind Schuld, und als Konsequenz wird höchstens vielleicht einmal ein Manager, der kurz vor der Pension steht, suspendiert. Es gibt aber keine politische Verantwortung mehr, keine politische Verantwortung der Gesundheitsstadträtin etwa, des Finanzstadtrates oder des Herrn Bürgermeisters. Und, meine Damen und Herren, genau dieselbe Flucht aus der Verantwortung erfolgt jetzt mit diesem Fonds Soziales Wien. Und es war ja, erinnern wir uns doch zurück, es war ja die Unterbudgetierung dieses Bereiches genau der Anlass für die Gründung dieses Fonds und es ist daher natürlich die Aufgabe dieses Fonds, die fehlenden Mittel auf Kosten der Bedürftigen in Zukunft einzusparen. Und das Ziel der Ausgliederung ist es ja auf der ganzen Welt, den Kostendeckungsgrad dieses Bereiches zu erhöhen. Es haben die sozialen Dienste natürlich einen ganz geringen Kostendeckungsgrad. Wenn man den Kostendeckungsgrad der sozialen Dienste nachrechnet, dann kommt man auf etwa 27 Prozent, und es wird daher mit dieser Ausgliederung natürlich das Ziel verfolgt, diesen Kostendeckungsgrad anzuheben auf mindestens 50, oder besser über 50 Prozent. Aber was heißt denn das für die Betroffenen, was heißt das für die Bedürftigen, für die sozial Schwachen, für die kranken Menschen? 

Das heißt ja nichts anderes, als dass der Fonds seine Preise auf Kosten dieser sozial Bedürftigen in Hinkunft anheben wird müssen. Das heißt nichts anderes, als dass der Fonds seine Leistungen auf Kosten der Betroffenen in Hinkunft jetzt drastisch einschränken wird müssen. 

Und, meine Damen und Herren, Frau Stadträtin, es ist daher gar nicht schwer, heute von dieser Stelle aus die gleiche Prognose zu wagen, wie damals für unser Gesundheitssystem. Es hat sich unsere zwei Jahre alte Prognose für die Spitäler jetzt als völlig richtig herausgestellt, und es wird sich auch diese Prognose in spätestens zwei Jahren wieder als völlig richtig herausstellen. Es wird sich die Prognose als völlig richtig herausstellen, dass der Fonds ja spätestens in zwei Jahren massive Preiserhöhungen und massive Leistungskürzungen durchführen muss. 

Und, meine Damen und Herren, es hat die Bundesregierung ihre budgetären Hausaufgaben bereits gemacht und wir liegen heute in der Bundespolitik mit der Budgetpolitik wieder im guten europäischen Mittelfeld und es hat diese Sanierungsphase natürlich auch den Steuerzahlern viele Jahre sehr große Opfer abverlangt, aber wir haben es jetzt hinter uns. Wir haben die Sanierung jetzt erfolgreich bewältigt und wir können nach dieser Sanierung jetzt wieder eine Sanierungsdividende ausschütten, und es kommen die Österreicher jetzt erstmals in den Genuss dieser erfolgreichen Budgetsanierung. (Abg Johann Driemer: Ich wünsche einen guten Erfolg!) Und es hat diese Entlastungsphase schon begonnen. Es werden kleine Einkommensbezieher in Zukunft überhaupt keine Lohnsteuer mehr bezahlen müssen, (Abg Kurt Wagner: Pensionen wird es keine mehr geben!) es werden aber auch mittlere Einkommen massiv entlastet, es werden die Familien gestärkt und es wird die Senkung der Unternehmenssteuern Österreich zum attraktivsten Wirtschaftsstandort in ganz Europa machen. 

Meine Damen und Herren, wir sind in der Bundespolitik also jetzt am Beginn der Entlastungsphase und ich erwähne das deswegen, und es passt deswegen so wunderschön an genau diese Stelle, es passt, meine Damen und Herren, (Heiterkeit bei der SPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Erklären Sie das der Handelskammer!) Herr Klubobmann Oxonitsch, es passt diese Erklärung so wunderbar an diese Stelle, weil es in Wien umgekehrt ist, weil wir in Wien genau am Beginn einer ganz langen und gewaltigen Belastungsphase stehen, und es hat ja die Mehrheit in diesem Haus bereits 20 Be-lastungen in den letzten Jahren beschlossen, (Abg Kurt Wagner: Das ist, weil Sie in der Regierung sitzen!) wie die Kürzung der Wohnbauförderung, der Wirtschaftsförderung, die Einführung neuer Steuern, der Stromsteuer, der Müllsteuer, Tariferhöhungen bei den Fahrscheinen der WIENER LINIEN, bei den Bäderpreisen, bei den Gaspreisen, sie haben die Kindergartengebühren massiv erhöht, sie haben den Spitalskostenbeitrag, sie haben Ambulanzgebühren und die Rettungsgebühren in den Wiener Spitälern erhöht. 

Und, meine Damen und Herren, es passt, (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt kommen Sie damit!) meine Damen und Herren, (Abg Christian Oxonitsch: Erlauben Sie mir, wieso die Ambulanzgebühren!) meine Damen und Herren, auch die Ambulanzgebühren, (Abg Christian Oxonitsch: Welche!) selbstverständlich, Herr Klubobmann. (Abg Christian Oxonitsch: Und zwar wie hier!) Es hat zum Beispiel Ihre eigene Stadträtin im Begutachtungsverfahren für diese Ambulanzgebühren kritisiert, dass die Gebühren für ambulante Schwangerschaftsabbrüche deutlich erhöht worden sind, es hat jetzt Ihre eigene Stadträtin kritisiert und Sie sollten daher diesen Akt nachlesen und die Belastungen, die Sie mit Ihrer Fraktion beschließen, nicht auf die leichte Schulter nehmen. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Falschheiten bleiben Falschheiten!) Zeig ich Ihnen nachher, aber Herr Klubobmann, es passt auch diese kleine Erinnerung an Ihre Politik der letzten Jahre so haargenau und punktgenau an diese Stelle, weil es ja auch im Sozialbereich, um den es hier geht, bereits massive Einschnitte gegeben hat, massive Einschnitte, etwa schon vor zwei Jahren durch die Kürzung bei der Aktion Essen auf Rädern, aber vor allem dann - und daran möchte ich Sie besonders erinnern - vor allem die massiven Einschnitte im sozialen Bereich in Wien, die es ja in diesem heurigen laufenden Budget gegeben hat: Kürzungen bei den Kindergärten, bei der Familienförderung und vor allem die Kürzung der Behindertenförderung im Budget, Kürzungen beim Freizeitfahrtendienst für die Behinderten, beim Reinigungsdienst, beim Besuchsdienst für behinderte Menschen, Kürzungen bei den Schulen (Abg Christian Oxonitsch: Wo dort!), vor allem auch bei den Investitionen der Betriebsausstattung, und vor allem beim Lehrpersonal für unsere Schulen. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Frau Stadträtin, und vor allem Herr Klubobmann Oxonitsch, es ist daher auch die Prognose nicht schwer, dass alle diese massiven Kürzungen nur die ersten Vorboten weiterer massiver Einschnitte sein werden. Und es wird daher diese unsere Prognose genauso wie bei den Spitälern, Herr Klubobmann, es wird diese unsere Prognose genauso wie sie bei den Spitälern eingetroffen ist, auch hier im Sozialbereich in spätestens zwei Jahren eintreffen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Klubobmann, es werden dies Einschnitte gewaltigen Ausmaßes sein, die im Rahmen des berühmten Pittermannbriefes - sie können sich vielleicht daran erinnern, das war gleich nach ihrem Amtsantritt -, die im Rahmen dieses Pittermannbriefes ja bereits in diesem Haus diskutiert worden sind und, Herr Klubobmann, es wird die Sozialistische Fraktion dann - und es deutet sich ja jetzt schon an bei Ihnen -, es wird Ihre Fraktion dann den Versuch machen, aus der politischen Verantwortung für diese Kürzungen im Fonds zu flüchten, es wird Ihre Fraktion dann den untauglichen Versuch unternehmen, die Verantwortung für diese Kürzungen, die jetzt kommen werden, alle weit weg abzuschieben, nämlich an die verantwortlichen Manager des Fonds, und die SPÖ verabschiedet sich daher in Wahrheit mit diesen Beschlüssen und auch mit dem heutigen Beschluss von ihrem sozialen Gewissen. 

Meine Damen und Herren, in der Bundespolitik sind wir jetzt am Beginn der Entlastungsphase, in Wien ist es genau umgekehrt. In Wien, (Heiterkeit bei der SPÖ. - Zwischenrufe der Abgen Christian Oxonitsch und Mag Sonja Wehsely.) in Wien, Herr Klubobmann, Frau Landtagsabgeordnete, in Wien stehen wir am Beginn einer langen Belastungsphase. (Anhaltende Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie lachen jetzt noch, aber Sie werden sehen, ich werde spätestens in zwei Jahren damit Recht behalten. Es wird dieser heutige Beschluss der Auftakt sein für eine gigantische Belastungslawine in Wien (Abg Christian Oxonitsch: Das haben Sie vor zwei Jahren auch schon erzählt!) und dieser heutige Beschluss ist damit vor allem auch der Grundstein dafür, dass die absolute Mehrheit in diesem Haus endlich wieder beendet wird. (Beifall bei der FPÖ.) Der heutige Beschluss schafft die Voraussetzung, dass wir 2006 diese Mehrheit wieder brechen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Verwirrspiel, das mein Vorredner hier nun zu Ende geführt hat, ja, es zeigt von wirklicher Unwissenheit. Und den vielen unrichtigen Aussagen, die er vorgebracht hat, bis hin zu Kürzungen bei den Lehrern, die die Stadt Wien nicht durchgeführt hat, sondern die vom Bund verursacht worden sind, ist genau so kein Glauben zu schenken wie seinen Prognosen, dass in Zukunft der Bund die Erleichterungen für die Stadt ermöglichen und bringen wird.

Ich möchte aber zum heutigen Gesetz zurück kommen und bin ganz sicher der Meinung, dass der Fonds Soziales Wien ein Instrument der Stadt, ein Teil der Stadt ist, das die Sicherung der Wiener Sozialleistungen ermöglicht, aber auch die Sicherung der Tausenden Arbeitsplätze der Beschäftigten in diesen Bereichen, beginnend vom Fonds bis hin zu den Vereinen, die dann auch für die Umsetzung und Durchführung der Maßnahmen zuständig sind.

Der vorliegende Gesetzesentwurf beinhaltet die Überlassung der Bediensteten an den Fonds Soziales Wien mit 30. Juni. Es ist eindeutig aus dem Entwurf herauszulesen, dass die Finanzierung und die Kernsteuerung bei der Magistratsabteilung 15 verbleiben, und daher auch in der Hand des Gemeinderatsausschusses und des Gemeinderates, denn der Gemeinderat ist das Finanzierungsorgan - und nicht der Landtag - sowie natürlich auch dadurch die Kontrolle beim Kontrollamt bleibt und die Kontrolle durch das Kontrollamt auch für den Fonds Soziales Wien aufrecht bleibt.

Die Zusammenführung der Leistungsangebote im Bereich Pflege, Betreuung älterer Menschen in der Behindertenhilfe und im Bereich der Obdachlosenhilfe werden in Zukunft eine transparentere und wirtschaftliche Gestaltung ermöglichen, die ja von Ihnen allen immer wieder auch eingefordert wurde. 

Mit der neuen Struktur ist es möglich, Synergien besser zu nützen und dem Fonds auch betriebswirtschaftliches Agieren zu ermöglichen. Die größten Vorteile werden aber die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt verspüren können, weil es Ansprechpartner für sämtliche soziale Dienstleistungen im Fonds geben wird und daher auch die Antragsstellung und der Zugang zu den Leistungen wesentlich erleichtert werden.

Im Fonds werden die notwendigen Strukturen nach streng wirtschaftlichen Kriterien aufgebaut werden, und dazu wird es auch notwendig sein, die Erhebung von Daten, genauso wie die Kostenkontrolle, dort einzurichten und die klar definierten Leistungskriterien festzulegen.

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf und der heutigen Beschlussfassung werden die Arbeitsplätze der Mitarbeiter gesichert und die Beibehaltung der Dienst-, Besoldungs- und Pensionsberechtigtenstellung wird weiterhin natürlich für alle Mitarbeiter gesichert. Die Diensthoheit über die Mitarbeiter, die aus der MA 15, aus der MA 12, aus der MA 47 in den Fonds Soziales Wien sozusagen entliehen werden, verbleibt nach wie vor bei der MA 2. Es handelt sich eben um eine Überlassung von Bediensteten und allen diesen Bediensteten ist es auch wieder möglich, in den Bereich der Magistratsabteilungen zurückzukehren und dort auch andere Dienstposten anzunehmen. 

Es wurden viele Stellungnahmen eingeholt. Zu dem Vorwurf, die Arbeiterkammer hätte hier sozusagen Bedenken geäußert, müssen Sie in diesem Gutachten auch die erste Zeilen lesen, wo es heißt, dass keine grundsätzlichen Einwände vorhanden sind, denn das Arbeitnehmerschutzgesetz gilt natürlich genauso für die Arbeitnehmer im privatrechtlichen Bereich wie für die Bediensteten im Bereich des Wiener Arbeitnehmerschutzgesetzes des Magistrats.

Ich ersuche Sie daher, diesem Gesetzesentwurf zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die prinzipielle Kritik der GRÜNEN an der Auslagerung ist formuliert, liegt am Tisch und braucht auch heute nicht noch einmal wiederholt zu werden, denn im Grunde genommen geht es ja bei der aktuellen Arbeit bereits um etwas anderes. Also, so chaotisch der Beginn auch war, und so viele Vernebelungsmaschinen man da auch aufgestellt hat - ich habe ja zuerst geglaubt, Sie wollen vor uns etwas verbergen - dann bin ich darauf gekommen, langsam erst, Sie wollen eigentlich nur verbergen, dass Sie selbst keine Ahnung haben, wie dieser Fonds gestaltet werden soll und wie das alles laufen soll. Das entschuldigt nicht alles, aber doch einiges.

Ich denke mir, es ist jetzt tatsächlich so, dass in den ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist eigentlich schlimm!) Ja, man weiß manchmal nicht, was schlimmer ist, und man kann dann wählen zwischen zwei Unannehmlichkeiten. (Zurufe aus der SPÖ.) Sie mögen das nicht, wenn wir miteinander reden, aber wir reden halt gerne miteinander, da kann man nichts dagegen tun, weil wer immer gerade am Mikrofon ist, kann seine Rede ja kann nach Belieben gestalten.

Wir haben jetzt einen Arbeitskreis, der meiner Meinung nach sehr sinnvoll war, ihn einzurichten und wo es auch möglich ist, Fragen zu stellen und denen dann nachzugehen und man bemüht sich, dass da auch Antworten gegeben werden. Also, ich stehe diesem Arbeitskreis sehr positiv gegenüber und unterstütze diese Arbeit sehr. Ich habe auch überhaupt nicht den Eindruck, dass die Opposition dort sozusagen, wie wir das aus verschiedenen Ausschüssen kennen, in die Wüste geschickt wird mit irgendwelchen Fragen, wo man das Gefühl hat, ob ich ihn das jetzt frage oder nicht, ist aber jetzt so etwas von egal, das gibt es in diesem Arbeitskreis nicht. Es ist wichtig und richtig, die Fragen alle zu formulieren, zu stellen, darüber zu reden, und man bekommt auch eine Antwort. Bestens!

Ich möchte zwei Punkte ansprechen, die mir jetzt aber wichtig sind, und zwar: Der erste Punkt betrifft die vielen Vereine. Ich glaube, unlängst war einmal die Rede von 300 Vereinen, um die es da geht, und die alle neue Verträge erhalten werden im Rahmen der schönen neuen Förderwelt der Stadt Wien, wie das so schön immer heißt, und da möchte ich eines anmerken. Mein Eindruck ist, viele Vereine - ob es die Mehrzahl ist, weiß ich nicht, kann ich nicht beurteilen, aber sehr viele Vereine - wissen noch nicht, worum es geht, was sie erwartet und worauf sie sich einzustellen haben. (Abg Rudolf Hundstorfer: Haben wir einen Dachverband oder keinen Dachverband!) Nun, wir haben das im Arbeitskreis ja, also, es ist nicht so. Sie schütteln den Kopf, dort wird heftig genickt, also, es ist so. Nun, das nützt in dem Fall nichts. Es müssen jetzt 300 Vereine wirklich wissen, was ist. (Abg Rudolf Hundstorfer: So viele sind es ja nicht!) Nun, vielleicht sind es 100, ich weiß es nicht, das letzte Mal war die Rede von 300 Vereinen, so! (Abg Rudolf Hundstorfer: Von 300 Verträgen, bitte!) Gut, also bitte, sind es 100, mir ist es komplett egal, wie viele das jetzt sind, ob 150, 200 oder 300. Es gibt viele Vereine, sagen wir es so, viele, auf viele werden wir uns glaube ich einigen können. So! Es gibt viele Vereine, die in den Bereichen der ehemaligen MA 12 und MA 47 jetzt neue Verträge erhalten werden und mit einer völlig neuen Situation konfrontiert sind. Wir haben das im Arbeitskreis besprochen und es geht darum, dass die Vereine schön langsam sich auskennen lernen und etwas dazulernen, weil die geraten in eine Wettbewerbssituation und die müssen lernen, mit dem umzugehen, und die müssen sich verschiedene Fähigkeiten und Kompetenzen aneignen, die sie brauchen werden, um bestehen zu können, um Rechnung zu legen, um die Verträge zu erfüllen, und vieles mehr. 

Das heißt - und das ist jetzt meine Forderung, die ich auch von hier aus stellen möchte -, die Vereine benötigen viel Information und Schulung. Jetzt kann man sich überlegen, wessen Aufgabe wird das sein, oder was tun wir, damit die geschult werden? Ich bin sicher, man wird sich im Fonds darüber Gedanken machen, wie diese Schulung ausschauen kann, wer sie macht, und wie das finanziert wird. So, das ist das eine, was ich hier deponieren möchte, dann kann niemand nachher sagen, hat uns niemand gesagt, jetzt habe ich es einmal gesagt, so.

Das Zweite ist - auch darüber haben wir im Arbeitskreis bereits gesprochen –, dass nämlich die Volksanwaltschaft, die ja auch eine Stellungnahme zu diesem Gesetz abgegeben hat, feststellt: “Die Volksanwaltschaft hat bereits wiederholt darauf hingewiesen, dass ihre Kontrollzuständigkeit über viele Verwaltungsbereiche durch Ausgliederungen ausgehöhlt oder völlig verloren geht.“ Das können wir nur einfach so zur Kenntnis nehmen, haben wir auch zur Kenntnis genommen. Sie schreibt da, dass im Falle der tatsächlichen Ausgliederungen von Agenden an den Fonds Soziales Wien beziehungsweise an eine seiner Tochtergesellschaften nach der derzeitigen Verfassungsrechtslage eine Zuständigkeit der Volksanwaltschaft nicht mehr gegeben ist. Das haben wir auch zur Kenntnis genommen, das Problem ist uns also bekannt, es wird etwas geschehen. Die Volksanwaltschaft erlaubt sich, ich zitiere wieder, daher einmal mehr anzuregen, die Wiener Stadtverfassung dahin gehend zu ändern und dem § 139a Wiener Stadtverfassung einen Absatz 2 neu mit folgendem Wortlaut anzufügen: “Die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft erstreckt sich auch auf die Tätigkeit des Fonds Soziales Wien.“ Das wäre eigentlich ganz einfach. 

Wir haben jetzt, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, im Arbeitskreis auch, glaube ich, parteiübergreifend festgestellt, dass wir wollen, dass die Volksanwaltschaft weiter ihre Tätigkeit wie bisher ausüben kann. Ich habe jetzt das nicht als Antrag eingebracht, weil hier auch die Rede von anderen Möglichkeiten war, das festzuschreiben. Was ich jetzt - und warum ich mich auch zu Wort gemeldet habe - sagen möchte, ist, und im Namen der Grünen sage ich das, die Volksanwaltschaft muss wie bisher prüfen können. Wo und wie das dann festgeschrieben ist, ist zu überlegen, ja ich will da gar nicht, und ich brauche da auch nichts präjudizieren. Vielleicht gibt es andere Möglichkeiten, aber sobald ab dem Sommer der Fonds Soziales Wien seine Tätigkeit aufnimmt, muss auch sichergestellt sein, dass die Volksanwaltschaft prüfen kann. Das war es auch schon. Ich danke Ihnen schön. (Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Wehsely. 

Abg Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich finde, dass eines grundsätzlich erfreulich ist in der heutigen Debatte - obwohl das eigentlich gar nicht die heutige Gesetzesänderung betrifft -, dass grundsätzlich alle Parteien darin übereinstimmen, wenn ich das jetzt richtig gehört habe, dass es sinnvoll ist, diese Bereiche zusammenzuführen. Das ist eine Frage, die sehr, sehr lange schon diskutiert wird. Dass es aber sinnvoll ist, den Sozialbereich oder Teile des Sozialbereichs, den Pflegebereich und den Bereich der Behindertenbetreuung, sozusagen in einer Hand zu haben, ist gut, ist sinnvoll, und ist auch - so habe ich den Eindruck - eigentlich hier auch außer Streit gestellt. 

Das Ziel dieser Reform in diesem so wichtigen Bereich ist auch schon in einer früheren Sitzung angesprochen worden und klar, dass es einerseits die Sicherung des hohen Standards ist, den wir hier in Wien haben und wir wissen, dass sozusagen die große Herausforderung erst auf uns zukommt, wenn wir - um nur eine Zahl zu nennen - wissen, dass im Jahr 2030 ein Drittel der Wienerinnen und Wiener über 60 Jahre alt sein werden, ich dann auch schon, das ist eine gute Aussicht. (Abg Dr Herbert Madejski: Na geh, das gibt es ja nicht!) Na ja, und Sie? Reden wir nachher. 

Und zweitens geht es natürlich um die Sicherung von Tausenden Arbeitsplätzen. Hier vor allem - und das ist mir schon auch wichtig auszusprechen - Arbeitsplätzen vor allem von Frauen in der Stadt. Und diese Arbeitsplätze sicherzustellen ist eine ganz wichtige Aufgabe. Es ist auch die Struktur grundsätzlich klar, und wir bewegen uns halt hier sozusagen auf der Weiterentwicklung dieses Ziels, nämlich einerseits auf der einen Seite die strategische Planung zu haben im Bereich der Stadt Wien, und im Bereich des Fonds Soziales Wien dieser strategischen Planung auch zum Durchbruch zu verhelfen. Das heißt, dass dort die Steuerung, die konkrete Steuerung stattfindet, dass dort das Vertragsmanagement stattfindet und dass dort das Förderwesen stattfindet, und natürlich auch das Controlling der einzelnen Bereiche. Und ein ganz, ganz wichtiger Punkt, dass es von dort sozusagen auch ein klares Berichtswesen gibt, weil genau dieses klare Berichtswesen wichtig ist, dass wir im hoheitlichen Bereich auch die Sozialplanung so machen können, wie wir das wollen.

Ich möchte jetzt auf einige Punkte meiner Vorrednerinnen und Vorredner, beziehungsweise auf die Kritik eingehen. Also, wir haben das hier schon diskutiert, und es ist heute auch wieder gekommen, dass das alles vernebelt, diffus und untransparent stattfindet. Jetzt glaube ich, dass man eines schon auch wieder feststellen muss - es wurde das zwar schon in einer früheren Sitzung gesagt -, dass es halt auch einen Unterschied in den Aufgaben gibt, die eine Regierung hat und den Aufgaben, die eine Opposition hat. 

Ich möchte nur kurz schon noch einmal Revue passieren lassen, wie der Ablauf dieser Umstrukturierung hier war, auch in der Kommunikation. Vor rund einem Jahr bereits wurde bekannt gegeben, dass diese Umstrukturierung geplant ist. Es gab dann bereits im April des vorigen Jahres eine Mitteilung der damals zuständigen Stadträtin, der Frau Vizebürgermeisterin Laska, wie diese Umstrukturierung in den Grundzügen gestaltet sein soll, und wir haben jetzt auch - und ich brauche das nicht wiederholen, weil es auch schon genannt wurde - einen Arbeitskreis, der, das ist auch mein Eindruck, sehr konstruktiv und sehr gut unter reger Beteiligung aller Parteien hier diese Umstrukturierung auch begleiten wird. 

Also, ich halte das für eine sehr, sehr transparente Vorgangsweise. Ich würde nur wünschen, wenn der Bund nur in einer einzigen der vielen Veränderungen, die in den letzten Jahren stattgefunden haben, die Opposition so früh eingebunden hätte. Es ist nicht passiert, Sie werden keine einzige Ausgliederung finden, wo das so stattgefunden hat. 

Und zum nächsten Punkt, der hier angesprochen wurde, nämlich die Frage der Kontrolle und die Frage der Einflussmöglichkeiten. Also, da würde ich doch auch wirklich bitten, bleiben wir hier doch bei der Wahrheit. Tatsache ist, das Budget für den Fonds Soziales Wien beschließt zuerst der zuständige Ausschuss, nämlich jetzt der Ausschuss, der für Gesundheit und Soziales zuständig ist, und das wird dann hier im Gemeinderat diskutiert und beschlossen oder nicht beschlossen, so wie es halt die Mehrheit im Wiener Gemeinderat will und wie die Mehrheit im Wiener Gemeinderat zusammengesetzt ist. Das sucht sich jetzt hier nicht eine Partei einzeln oder jede für sich aus, das bestimmen die Wienerinnen und Wiener. Und daher wird das Budget des Fonds Soziales Wien nicht vom Fonds Soziales Wien bestimmt, sondern vom Wiener Gemeinderat. Und das ist gut so, und das soll auch so bleiben. 

Die Kontrolle des Kontrollamts ist weiterhin gegeben, also da braucht man sozusagen auch keine Sorgen haben. Und Sie sagen jetzt, der Beirat wird sozusagen zu einem Diskutierverein verkommen. Ich denke, das hängt auch sehr stark vom Engagement der dorthin entsandten Politikerinnen und Politiker ab, auf welcher Ebene dort eine Diskussion stattfindet. Und, wie schon gesagt, muss das Budget des Fonds Soziales Wien jedenfalls hier im Gemeinderat eine Mehrheit finden und das wird nur dann möglich sein, wenn die Mehrheit dieses Hauses von der Arbeit des Fonds Soziales Wien auch überzeugt ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das können Sie nicht erlauben, das wissen wir!) Herr Kollege Pfeiffer, wir sprechen jetzt nicht über die Parkscheibe. 

Aber ich möchte jetzt gerne noch auf einige Punkte eingehen, die in der Diskussion sozusagen jetzt konkret das Gesetz betreffend, an Kritik noch gefallen sind und die meiner Meinung nach sehr leicht auszuräumen sind, auch wenn ich mich nicht dem Glauben hingebe, dass Sie dann vielleicht heute doch noch zustimmen werden. 

Das eine ist die Frage mit den Weisungen, Herr Stadtrat. Da denke ich nämlich, dass sowohl im Zuweisungsgesetz, aber auch in den Satzungen des Fonds Soziales Wien ganz klar sichergestellt ist - aufgrund der Organisationsstruktur, die es dort gibt -, dass der Weisungszusammenhang gegeben ist. Und zwar unter anderem auch auf Grund dessen, dass das Präsidium und das Kuratorium des Fonds Soziales Wien so zusammengesetzt sind, wie Sie es kritisieren. Denn aufgrund der Tatsache, dass das Kuratorium des Fonds Soziales Wien zusammengesetzt ist aus Beamtinnen und Beamten der Stadt, die aus den jeweiligen Geschäftsgruppen von den Stadträten entsandt werden, ist dadurch natürlich 100-prozentig die Durchgriffsmöglichkeit der Stadt Wien und der Politik und des Dienstgebers auch gegeben. Also, diese Frage ist hier sozusagen vollkommen klar. 

Natürlich kann der Geschäftsführer auch abberufen werden, das ist auch klar. Und es ist im Zuweisungsgesetz - wenn Sie sich das angeschaut haben - auch festgelegt, dass die Töchter des Fonds Soziales Wien Kapitalgesellschaften sein müssen und dass in diesen Kapitalgesellschaften entweder der Fonds Soziales Wien oder die Stadt Wien direkt mehr als 50 Prozent des Nennkapitals haben muss. Damit ist der Durchgriff auch hier wieder gegeben. Also, dieses Argument ist, glaube und denke ich, doch in Luft aufgelöst.

Der zweite Punkt, der angesprochen wurde, ist der Bereich der Volksanwaltschaft. Da möchte ich mich einmal dagegen verwehren, Herr Stadtrat Schock, dass Sie sagen, es handle sich um eine Ausschaltung der Volksanwaltschaft. Weil eine Ausschaltung müsste sozusagen hier ein absichtliches Tun unsererseits beinhalten, um die Volksanwaltschaft auszuschalten. Das ist nicht der Fall. Und ich möchte vielleicht kurz, nämlich damit hier nicht eine Mythenbildung stattfindet, die jetzt hier in einer sachlichen Diskussion auch nur von Ihnen gekommen ist, die rechtliche Grundlage darlegen: Das Problem, in dem wir uns befinden, ist nämlich - und ich möchte gleich vorausschicken, dass ich persönlich und auch meine Fraktion überhaupt nichts dagegen haben, dass die Volksanwaltschaft grundsätzlich weiter prüfen kann, wenn wir eine rechtliche Möglichkeit dazu finden - der Artikel 148i der österreichischen Bundesverfassung. Wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe, sieht dieser vor, dass durch die Landesverfassungen der Volksanwaltschaft das Prüfungsrecht eingeräumt werden kann, aber nur für den öffentlichen Bereich der jeweiligen Länder, und es ist natürlich rechtlich problematisch. Diese Umsetzung der Bundesverfassung - und sie haben es auch zitiert - ist im § 139a der Wiener Stadtverfassung erfolgt, daher ist sozusagen die Prüfbefugnis grundsätzlich gegeben. Dass es natürlich rechtlich problematisch ist zu sagen, durch eine Landesverfassung verändern wir die Bundesverfassung, indem wir hier Prüfkompetenzen zusprechen, die nach der Bundesverfassung nicht vorgesehen sind, das muss man schon auch zur Kenntnis nehmen. Ich habe auch den Eindruck, dass das grundsätzlich zur Kenntnis genommen worden ist, nur Sie probieren irgendwie politisches Kleingeld daraus zu machen. Ich weiß auch, und alle, die sich dafür interessieren, wissen es, dass das eine Frage ist, die derzeit auch im Österreichkonvent diskutiert wird, wo es die Bestrebungen der Volksanwaltschaft gibt. Und ich kann nur sagen, dass meine Partei das ja auch mit unterstützt, dass die Prüfungsbefugnisse der Volksanwaltschaft jenen des Rechnungshofes angeglichen werden, wonach dann eine Prüfungskompetenz gegeben wäre. Also, das heißt kurz zusammengefasst, grundsätzlich kein Problem mit dem Prüfungsrecht der Volksanwaltschaft. Juristisch ist es problematisch und man muss schauen, ob man hier für diesen Bereich eine Lösung findet. 

Ein dritter Punkt, der angesprochen wurde, war der Geltungsbereich des Gleichbehandlungsgesetzes und der Wunsch, hier das Zuweisungsgesetz zu ändern. Da muss man schon sagen, Kollegin Vana, und du weißt das auch, dass sozusagen jetzt alle Zuweisungsgesetze, die wir bisher in Wien beschlossen haben, grundsätzlich so ausschauen wie das, was wir heute auch beschließen. Daher kann hier schon auch eine rechtliche Problematik in der Auslegung bestehen, wenn wir jetzt hier in dieses Gesetz bei einer demonstrativen Aufzählung das Gleichbehandlungsgesetz plötzlich dazunehmen, weil man da heraus ja auch schließen könnte - was aber ein falscher Schluss ist -, dass bei den anderen Zuweisungsgesetzen, bei den Stadtwerken oder beim Museum der Stadt Wien, das Gleichbehandlungsgesetz nicht anwendbar wäre, was natürlich falsch ist, ich sage nur, weil vorher gefallen ist, das ist das einzige Gesetz, das hier nicht aufgezählt wird. Das stimmt aber nicht, weil es ist zum Beispiel auch die Anwendbarkeit oder weitreichende Anwendbarkeit des Personalvertretungsgesetzes nicht demonstrativ aufgezählt. Daher, und du weißt es auch, ist das Gleichbehandlungsgesetz selbstverständlich anwendbar, ist auch bei allen bisher geschehenen Ausgliederungen anwendbar, du hast ja auch nur Bundesbeispiele genannt, wo diese Rechtsunsicherheit besteht, nämlich genau deshalb, weil die Rechtsunsicherheit in Wien nicht besteht. Dass das Gleichbehandlungsgesetz natürlich nur gelten kann für die Bediensteten der Stadt Wien, ist auch klar, und es gibt auch die klare politische Aussage der zuständigen Stadträtin. Und ich sage das jetzt hier auch noch einmal, es ist selbstverständlich, dass es eine Betriebsvereinbarung geben soll und geben wird, die, ähnlich wie es auch gelungen ist bei den Wiener Stadtwerken, die Inhalte des Gleichbehandlungsgesetzes auch für die Bediensteten anwendbar macht, die sozusagen nicht Bedienstete der Stadt sind, aber das können wir natürlich hier jetzt so auch nicht beschließen. Das heißt, ich sehe hier keinen Änderungsbedarf und es stimmt nicht, dass alle Gesetze angeführt sind, außer dem Gleichbehandlungsgesetz. 

Ich möchte gerne abschließend vielleicht noch kurz über einen Punkt etwas sagen, den Frau Kollegin Jerusalem vorgebracht hat: Die Problematik der Information der Vereine haben wir das letzte Mal besprochen. Tatsache ist natürlich, dass der Dachverband darüber informiert ist und dass auch sehr, sehr viele Vereine schon darüber informiert sind, aber dass das noch nicht bis zu jedem einzelnen durchgedrungen ist. Es ist aber auch sozusagen so, dass es jetzt in drei Bereichen Arbeitskreise gibt, wo die auch alle eingebunden sind, nämlich im Bereich der Ambulanzen, der stationären Pflege und im Behindertenbereich. Also, ich glaube, dass wir hier sozusagen gut unterwegs sind, alle betroffenen Partnerinnen und Partner auch zu informieren. 

Abschließend möchte ich noch kurz zum Kollegen Schock kommen, wo ich nicht weiß, ob Sie das sozusagen wirklich alles ernst meinen wie Sie das sagen, oder ob Sie sich einen Karl machen. Beides ist legitim, aber sich hier herzustellen als ein Vertreter einer Partei, die seit dem 4. Februar 2000 den ärgsten Sozialabbau der 2. Republik zu verantworten hat und hier Dinge aufzuzählen, worüber kein Mensch etwas weiß, nämlich der Stadt Wien in die Schuhe zu schieben, dass Ambulanzgebühren geschaffen wurden, und hier von einer Belastungswelle zu sprechen als einer, der einer Partei angehört, die verantwortlich ist dafür, dass es in den letzten vier Jahren 87 Erhöhungen gegeben hat, die verantwortlich dafür ist, dass die Unfallrenten besteuert wurden und sich nicht zu komisch dafür ist, dann zu inserieren, “wir haben die Unfallrentenbesteuerung abgeschafft“, die die Ambulanzgebühren eingeführt hat, die den größten Pensionsraub der 2. Republik durchführt und den Bildungsabbau durchführt, da frage ich mich wirklich, ob Sie sich nicht komisch vorkommen, oder sozusagen wie man das eigentlich verkraftet, wenn man sich am Abend wieder in den Spiegel schaut. Aber ich nehme das zur Kenntnis und erwarte von Ihrer Partei auch nichts anderes. (StR DDr Eduard Schock: In zwei Jahren reden wir wieder darüber!) Ich kann Ihnen nur eines ... (Beifall bei der SPÖ.) Ich kann Ihnen nur eines mit absoluter Sicherheit sagen, wenn Sie hier meinen, Sie werden in zwei Jahren sagen, irgendwer verabschiedet sich vom Sozialbereich, ich kann Ihnen nur eines mit 100-prozentiger Sicherheit sagen, gute Sozialpolitik in dieser Stadt hat einen Namen und dieser Name ist SPÖ und dabei wird es auch bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Viele der Punkte, die heute besprochen wurden, sind im Ausschuss schon ausführlich diskutiert worden und ich dachte, auch entsprechend beantwortet, weil sie ganz klar am Tisch liegen. Sie sind hier noch einmal diskutiert worden und ich hoffe, auch noch einmal sehr klargestellt worden. Es ist mir schon klar, dass für Vertreter einer Partei oder zweier Parteien, die in der Regierung sitzen, die für den größten Sozialabbau und die höchste Arbeitslosigkeit seit vielen Jahren verantwortlich ist, (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber jetzt hören Sie auf! – Abg Georg Fuchs: Aber so was!) natürlich schwierig ist, zum Thema Soziales zu diskutieren. Tatsache ist, dass hier die Fragen, die offensichtlich mit Mühe herbeigezogen wurden, um sie wieder anzusprechen, sehr deutlich beantwortet wurden und ich brauche mich jetzt nicht wiederholen. Es wurde völlig klargestellt, wie es ausschaut mit den Fragen des Weisungszusammenhanges, und auch die eine Frage, die die Frau Abg Wehsely noch nicht beantwortet hat, wie und warum es denn keine entsprechende gesetzliche Regelung bei uns gibt, ist klar und wurde auch im Ausschuss schon ganz klar beantwortet: Weil wir eben hier mit einem Gemeinderatsbeschluss ausgliedern, sind auch entsprechende Gemeinderatsbeschlüsse notwendig. 

Es wurde auch ein Thema sehr klar beantwortet, das mir persönlich sehr wichtig ist, weil ich deutlich klarlegen möchte, dass ich es für wichtig halte, dass gerade so ein sensibler Bereich auch entsprechender Kontrolle unterliegt. Die Frage der Volksanwaltschaft ist keine, die wir hier in dieser gesetzlichen Bestimmung regeln können, da müssen andere Regeln gefunden werden. Ich wiederhole das, was ich im Ausschuss gesagt habe: Das, was wir tun können, haben wir getan, und ich glaube, es ist sehr gut. Jetzt ist das Kontrollamt zuständig, es werden die entsprechenden Vergabegesetze zugrundegelegt. Da sind die Dinge sehr eindeutig. Also das, was wir tun können, haben wir getan.

Und noch eine Bemerkung, weil gerade auch ich dafür stehe, dass Gleichbehandlung in dieser Stadt sehr ernst genommen wird und auch in der Praxis umgesetzt wird. Ich denke, es ist lächerlich – es tut mir Leid, wenn ich das so sagen muss, aber anders kann man es nicht sagen –, zu behaupten, dass das Gleichbehandlungsgesetz nicht gelten würde. Das ist so klargestellt! Dieses Gesetz gilt selbstverständlich. Ich habe das auch schon in einer Anfragebeantwortung hier sehr deutlich gesagt und habe auch noch etwas Zweites gesagt – hiermit ergänze ich, was Frau Abg Wehsely schon gesagt hat: Es gibt nicht nur von mir und auch von der fachzuständigen Stadträtin mehrere klare Bekenntnisse dazu, dass selbstverständlich auch für diejenigen, die nicht Gemeindebedienstete sind, entsprechende Maßnahmen im Sinne der Gleichbehandlung gesetzt werden, wir haben auch schon entsprechende Taten gesetzt. Auch das habe ich das letzte Mal schon gesagt. Bei den Wiener Stadtwerken zum Beispiel gibt es eine Betriebsvereinbarung zum Thema Gleichbehandlung, die eine sehr gute ist und die den Frauen, die dort tätig sind, die entsprechenden Möglichkeiten gibt und die entsprechende Unterstützung für Gleichbehandlung. Und das wird selbstverständlich auch in diesem Bereich passieren. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir haben nun die Abstimmung durchzuführen.

Bevor ich über das Gesetz in erster Lesung abstimme, darf ich festhalten, dass es einen Abänderungsantrag betreffend Mindestrechte für neue Bedienstete des FSW, eingebracht von den GRÜNEN, gibt. Er betrifft den § 1 Abs 5. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der GRÜNEN zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN. Das ist daher die Minderheit und abgelehnt.

Wir kommen damit zur Abstimmung über das Gesetz in erster Lesung. 

Wer dem Gesetz in erster Lesung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die SPÖ. Damit ist das mehrstimmig angenommen.

Ich habe nun einen weiteren Antrag abzustimmen. Es ist ein Antrag der GRÜNEN als Beschlussantrag. Er ist vorher referiert worden, und Sie kennen dessen Inhalt. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer den Antrag der GRÜNEN unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, die ÖPV und die FPÖ. Das ist die Minderheit. Somit ist der Antrag nicht angenommen.

Wenn es keinen Widerspruch gibt, lasse ich über das Gesetz sofort auch in zweiter Lesung abstimmen. – Es gibt keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die SPÖ. Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 5 der Tagesordnung. Es betrifft dies die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a B‑VG über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde, das heißt also Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen in Österreich. Es ist eine Grundversorgungsvereinbarung nach dem Art 15a B‑VG. 

Berichterstatterin zu diesem Tagesordnungspunkt ist die Frau amtsf StRin Dr Pittermann. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Danke. – Herr Präsident! Geschätzte Abgeordnete!

Das eben genannte Gesetz beschäftigt sich vor allem mit der Vereinheitlichung der vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde in Bund und Ländern. Es können damit Doppelgleisigkeiten, Parallelstrukturen vermieden werden, und es kann auf regional bedingte Kostenentwicklungen und Gegebenheiten flexibel reagiert werden. Es kommt zu einer einheitlichen Kostenaufteilung zwischen dem Bund und den Ländern mit einem Kostenschlüssel von 60 zu 40. Wien wird ungefähr 8 Prozent der Kosten tragen.

Ich bitte Sie, Herr Präsident, falls Wortmeldungen vorliegen, die Debatte einzuleiten.

Präsident Johann Hatzl: Wortmeldungen gibt es. 

Als Erste hat sich Frau Abg Jerusalem zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich kann es sehr kurz machen, denn die GRÜNEN stimmen hier im Landtag dieser Grundversorgungsvereinbarung genauso zu wie im Ausschuss.

Vielleicht einige Punkte, wo wir sagen, das sollte auch in dieser Vereinbarung eigentlich anders sein, also einige wenige Kritikpunkte. Manche Bestimmungen in dieser Vereinbarung widersprechen nämlich etwas den menschenrechtlichen Grundsätzen, und zwar dort, wo zum Beispiel gesagt wird, dass als hilfsbedürftig gilt, wer nicht für seinen Lebensbedarf sorgen kann oder der keine Unterstützung durch karitative Organisationen hat. 

Also da sind sowohl wir anderer Meinung als aber auch der OGH, der klar sagt, dass sich der Bund hier nicht auf karitative Organisationen ausreden darf, sondern selbst die Verantwortung zu tragen habe. In dieser Vereinbarung wird jetzt aber dieser Irrtum, dieser Rechtsirrtum, im Grunde genommen prolongiert. 

Ein zweiter Punkt betrifft den Beteuerschlüssel von 1 zu 170. Das ist mit Sicherheit zu wenig, worauf ja auch die Caritas relativ eindringlich hingewiesen hat und worauf jetzt im Landtag auch die GRÜNEN hinweisen wollen.

Im Grunde genommen wird mit dieser Vereinbarung auch ein Rechtsanspruch auf Grundversorgung der Asylwerber hinausgeschoben, und es werden vermutlich weitere Gesetzesänderungen vonnöten sein. Nichtsdestotrotz stimmen die GRÜNEN zu.

Der eigentliche Grund, warum ich mich zu Wort melde, besteht einmal mehr darin, dass ich auf die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge hinweisen möchte und festhalten möchte, dass diese jedenfalls – und daran kann sich auch in Zukunft nichts ändern – dem Jugendwohlfahrtsgesetz unterliegen. Es gelten die Bestimmungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes, und die sind eindeutig: Alle bis 18 Jahre sind gleich zu behandeln, unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Religion, ihrer Staatsbürgerschaft und so weiter und so fort. Das heißt, es kann nicht so sein, dass jetzt vielleicht auch die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge in den Bereich Fonds Soziales Wien abgeschoben werden. Ganz sicher nicht! Die Obsorge und die rechtliche Vertretung liegen nach wie vor bei der MA 11, liegen nach wie vor beim Kompetenzzentrum, das – und auch das sei hier jetzt mit allem Nachdruck betont – nicht aufgelöst werden kann und soll, denn dort ist die gesamte Kompetenz, was diesen Bereich anbelangt, konzentriert vorhanden und muss auch in Zukunft genutzt werden und muss auch finanziell ausreichend ausgestattet werden.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch darauf hinweisen, dass im Gemeinderat zwar beschlossen wurde, dass die MA 12 und die MA 47 zum großen Teil in den Fonds Soziales Wien kommen, nicht aber die MA 11. Das heißt, das kann und darf und soll nicht stattfinden. 

Wir haben schon heute einmal über die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes geredet. Und noch einmal: Das sind alle Personen bis 18 Jahre. Da geht es um Gleichbehandlung. Das ist Aufgabe der Jugendwohlfahrt, und so muss das auch bleiben. Das kann nicht in den Fonds abgeschoben werden.

Es war mir wichtig, das noch einmal eindringlich zu sagen. Wir werden sehr genau beobachten, was in diesem Bereich in Zukunft geschieht, und ich hoffe, dass das auch einige SPÖ-Abgeordnete tun werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es ist sehr erfreulich, dass die 15a-Vereinbarung heute mit den Stimmen aller Fraktionen beschlossen werden soll. Ich glaube, mit gutem Recht, denn diese Art 15a-Vereinbarung stellt tatsächlich einen humanitären Meilenstein in der österreichischen Asylpolitik dar. Erstmals wird die Unterbringung und die Betreuung von schutz- und hilfsbedürftigen Fremden und Asylwerbern in Österreich gemeinschaftlich durch Bund und Länder erfolgen. Wir haben nun mit dem neuen Asylgesetz und dieser Vereinbarung ein völlig neues Asylsystem in Österreich, das es ermöglichen wird, dass jeder, der Asyl braucht, es rascher bekommt als bisher, und dass jeder, der hilfs- und schutzbedürftig ist, gemeinschaftlich von Bund und Ländern versorgt und untergebracht wird. 

Sie erinnern sich vielleicht noch an die Debatte im vergangenen Herbst über die Asylgesetz-Novelle 2003. Grund für die Novellierung war eine Verdreifachung der Asylanträge in den Jahren 1998 bis 2002. Das bis dahin bestehende Instrumentarium war nicht mehr geeignet, das Problem zu lösen. Die Verfahren haben zu lange gedauert, und zirka 80 Prozent der Asylverfahren sind negativ verlaufen, was natürlich ein sehr unbefriedigender Zustand ist, nicht nur für die Asylwerber, die abgewiesen werden, sondern auch für die Asylwerber, die berechtigterweise Asyl beantragt haben, weil sie erst viel zu spät in den Genuss dieses Asyls gelangt sind. 

Es ist jetzt also schneller möglich, viel schneller möglich als bisher, zwischen Migration und Asyl zu unterscheiden. Eine Erstabklärung soll die Asylwerber rasch in Kenntnis setzen, wie ihre Chancen tatsächlich aussehen. Es wird in Hinkunft möglich sein, ein eigenes Familienverfahren abzuführen; über Familienangehörige wird mit einem Bescheid entschieden werden. Die Rechtssicherheit wurde verbessert, die Verfahren beschleunigt und der Schutz verbessert. 

Das grundsätzlich Neue bei dem Grundversorgungsmodell nach dieser 15a‑Vereinbarung ist, dass nicht nur Asylwerber umfasst sind, sondern im Prinzip alle hilfs- und schutzbedürftigen Fremden. Umfasst sind daher Asylwerber während ihres Verfahrens, aber auch Asylwerber, deren Antrag abgelehnt worden ist, die aber aus den unterschiedlichsten Gründen – seien es rechtliche oder faktische – nicht abschiebbar sind, aber auch Fremde, die, aus welchem Grund auch immer, gar keinen Asylantrag gestellt haben und ebenfalls aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abschiebbar sind. Dazu gehören auch Fremde mit so genanntem humanitären Aufenthaltsrecht.

Wir erreichen durch diese Vereinbarung, die heute beschlossen wird, eine Verbesserung für die Stadt, wobei ich nicht versäumen möchte zu erwähnen, dass Wien seine Verpflichtung hinsichtlich der Asylplätze nunmehr erfüllt hat, dass da die Stadt Wien sehr erfreulicherweise ihren Beitrag geleistet hat. Ich hoffe, dass alle anderen Bundesländer dieser Verpflichtung auch rechtzeitig nachkommen. Es ist ja schon gelungen, vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2003 die Zahl der Asylplätze von 2 000 auf 9 000 zu erhöhen. Also eine sehr erfreuliche Entwicklung im Sinne der Stadt, im Sinne der Republik. Eine gute Zusammenarbeit zwischen Stadt und Republik ist immer im Sinne der hier lebenden Menschen, aber und vor allem auch im Sinne der hilfs- und schützbedürftigen Fremden in Österreich. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich in der vorigen Debatte streichen lassen, ich kann Ihnen leider nicht den Gefallen tun, so kurz zu bleiben wie Kollegin Jerusalem und Kollege Ulm. Sie können sich gemütlich darauf einrichten, dass wir uns einige Zeit mit diesem Thema beschäftigen werden. (Abg Johann Driemer: Tun Sie sich keinen Zwang an!) Wenn es Sie nicht freut, Kollege Driemer ... (Abg Johann Driemer: Ich habe nur gesagt, tun Sie sich keinen Zwang an!) Es freut Sie? Mich freut es auch! Ich schaue Ihnen gern treuherzig ins Auge. Ich erzähl' Ihnen etwas; wenn Sie mir auch zuhören, ist es schon einmal ein netter Anfang. (Rufe: Zur Sache!)
Zur Sache: Meine Damen und Herren! Diese Vereinbarung zwischen den Ländern und den Bund gemäß Art 15a B‑VG ist durchaus zu begrüßen. Sie ist zu begrüßen, weil der Zweck der Vereinbarung ein notwendiger ist. Es geht darum, die Versorgung zur vereinheitlichen und zu verbessern, die Mitwirkung der Länder an den Kosten sicherzustellen, die Mitwirkung der Länder auch an den Kosten der Schubhaft sicherzustellen – ein Faktum, das nicht jedem immer gefällt – und die Länder in die Ziehung zu nehmen, am Asylverfahren teilzunehmen mit der Informationspflicht.

Der Ausgangspunkt der Vereinbarung ist – der Kollege Ulm hat es gesagt – die Asylgesetz-Novelle vom Herbst des Jahres 2003. Dieses Gesetz, meine Damen und Herren, auch wenn Sie von der SPÖ es im Nationalrat bekämpft haben und auch diese Landesregierung es nun vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen will, diese Asylgesetz-Novelle ist ein Meilenstein, ist ein positiver Fortschritt für alle Asylverfahren. 

Was ist der Zweck dieses Gesetzes, das Grundlage für diese heutige Vereinbarung ist? – Zunächst die Beschleunigung der Verfahren. Viele Verfahren sind noch immer offen, sind nicht abgeschlossen. Das ist ein untragbarer Zustand, für alle Seiten. 

Es geht auch darum, in einem so genannten Erstabklärungsverfahren innerhalb von 48 beziehungsweise 72 Stunden einmal festzulegen, ob der Betroffene überhaupt in ein Asylverfahren in formeller Form eintreten kann oder nicht. 

Es geht darum, jeden – und das entgegen der bisherigen Linie – am Anfang schon in einer Erstaufnahmestelle aufzunehmen und ihm eine Grundbetreuung durch den Bund und die Länder zukommen zu lassen. Und das ist ein Fortschritt. 

Es geht darum, die Drittstaatenregelung festzuhalten, es geht um das Neuerungsverbot, um das Verhindern des Untertauchens in die Illegalität und um die Verbesserung für die Familienangehörigen im Asylverfahren.

Warum ist das notwendig? Sehen wir uns die Verfahren an. Seit 1998, also nach der Asylgesetz-Novelle 1997, hat es in Österreich 160 549 Verfahren nach dem Asylgesetz gegeben. Davon sind 36 448 noch immer offen, aber eine viel größere Zahl, nämlich über 90 000, sind unerledigte Verfahren, unerledigt in dem Sinne, dass mehr als die Hälfte jener, die in ein Asylverfahren eingetreten sind, aus welchen Gründen auch immer, aber auch wegen mangelnder Betreuung, aus dem Asylverfahren verschwunden sind. 

Es ist auch eine Illusion zu glauben, dass bei jährlich zirka 40 000 Asylwerbern und Betreuungsplätzen in der Anzahl von zirka 10 000 tatsächlich vernünftige Asylbetreuung statt finden kann. Da reicht nicht aus, was die Länder tun, was der Bund tut, und auch die privaten Unterkünfte sind keine wirkliche Lösung. 

Aber was macht die SPÖ-Stadtregierung in diesem Zusammenhang, weil Sie so schauen, als hätten Sie damit nichts zu tun? Sie verweigern den Blick auf die Realität. Sie haben – und zwar konkret Teile der Wiener Stadt-SPÖ und der Bundes-SPÖ – die Bundesregierung im Zuge der Asylgesetz-Novelle als unfähig und als unmenschlich bezeichnet, Sie rufen jetzt gegen dieses Gesetzt den VfGH an – mit einer Argumentation, die durchaus skurril ist –, Sie reden gleichzeitig der ungehinderten und ungezügelten Zuwanderung das Wort, treffen aber jetzt diese Vereinbarung. Sie tun dies, obwohl diese Vereinbarung – und das ist für jeden nachlesbar, der die Vereinbarung lesen wollte, sowohl im Text als auch in den Erläuterungen – genauest geradezu auf jene Bestimmungen Bezug nimmt – das sind die §§ 4 und folgende bis 6 –, die Sie mit Beschluss der Stadtregierung vom 23. Jänner dieses Jahres vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen, wobei der Bürgermeister über die Asylgesetz-Novelle gesagt hat, dass sie Rechtsbeschneidung bedeute, ungeheuerlich sei und was noch alles. 

Also das muss mir jetzt einer erklären, warum dieses Land, warum diese Stadtregierung für eine Vereinbarung mit dem Bund ist, unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des § 4 ff im Asylgesetz, eines Gesetzes, das genau in jenen Bestimmungen gleichzeitig von dieser Landesregierung beim Verfassungsgerichtshof bekämpft wird. 

Das heißt jetzt nicht, dass ich gegen die Vereinbarung bin. Ich bin für das Asylgesetz und daher auch für die Vereinbarung, aber wie man für einen Teil sein kann, und zwar unter Hinweis auf bestimmte Bestimmungen im Gesetz, und gleichzeitig diese Bestimmungen vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpft, das ist für mich etwas, was ich überhaupt nicht nachvollziehen kann. So etwas bringt nur diese Stadt-SPÖ zusammen. 

Sie bringen das auch deswegen zusammen, weil Sie sich den Problemen nicht stellen. Sie bekämpfen unter anderem die sichere Drittstaatenregelung im Gesetz. Was heißt denn das konkret? Das heißt konkret im neuen Asylgesetz, dass jemand, der zum Beispiel aus Ungarn kommt, am Grenzübergang identifiziert wird, einen Reisepass hat – man weiß also, woher er kommt – und am Grenzübergang um Asyl ansucht, darauf hingewiesen wird, dass er nach unserem bestehenden Gesetz in Österreich kein Asyl bekommen kann und daher sofort am Grenzübergang zurückgewiesen wird.

Diese logische Bestimmung der Drittstaatenregelung bekämpfen Sie vor dem Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig. Und das, meine Damen und Herren von der SPÖ, versteht niemand. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das versteht auch deswegen niemand, denn was ist denn die logische Konsequenz aus dieser Haltung? – Die logische Konsequenz aus dieser Haltung ist, dass man unseren Nachbarn, die am 1. Mai der EU beitreten, unterstellt, dass sie keine sicheren Drittstaaten wären, keine Rechtsstaaten wären, die ein ordentliches Asylverfahren haben, die daher die Kopenhagener Kriterien des Jahres 1992 nicht erfüllen. 

Was wäre daraus die logische Konsequenz? – Der Nichtbeitritt zur Europäischen Union. Die Kommission hat das aber richtigerweise so entschieden, dass die beitreten, und jetzt sagen Sie und bekämpfen daher diese Bestimmung vor dem Verfassungsgerichtshof: Das ist aber kein sicherer Drittstaat. Da kann man die Leute nicht sofort zurückweisen. Dorthin kann man den, der trotzdem illegal hereinkommt und nachweislich aus Ungarn kommt, nicht zurückschieben und sagen, es mangelt am Rechtsstaat. – Meine Damen und Herren, das versteht niemand. 

Das Gegenteil ist der Fall. Das Asylgesetz 2003, auf das sich diese Vereinbarung, die wir heute beschließen, bezieht, befindet sich auf dem absoluten Boden der Rechtsstaatlichkeit, und wir Freiheitlichen stehen daher zu diesem Gesetz und zu diesen Bestimmungen. 

Lassen Sie mich an einigen Beispielen des Gesetzes darlegen, weshalb das wirklich so widersprüchlich ist, dass Sie zwar für die Vereinbarung sind, aber gegen die Gesetzesbestimmungen. Sehen wir uns zum Beispiel den § 4 Abs 2 des neuen Asylgesetzes 2003 an. Überschrift "Unzulässige Asylanträge wegen Drittstaatensicherheit". Sie bekämpfen konkret mit Beschluss der Stadtregierung vom 23. Jänner – ich wiederhole das – diesen Paragraphen, diesen Absatz. Was steht da drinnen? Unzulässiger Antrag wegen Drittstaatssicherheit, Abs 2: "Sofern nicht besondere in der Person des Asylwerbers gelegene Umstände ausnahmsweise für eine gegenteilige Annahme sprechen, ist Drittstaatensicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben." 

Was sagt die SPÖ-Stadtregierung mit ihrer Anfechtung vor dem Verfassungsgerichtshof? – Liechtenstein und die Schweiz – kein sicherer Drittstaat, kein Rechtsstaat, indem die Rechtsordnung gilt, kein Staat, der die Menschenrechtskonventionen unterschrieben hat, kein Staat, in dem es ein ordentliches Asylverfahren gibt. 

Aber Sie bekämpfen nicht nur diese Bestimmung, sondern in eventualiter noch dazu eine Sondernorm im Detail, nämlich den Satz "in der Person des Asylwerbers gelegene Umstände". Jetzt habe ich darüber nachgedacht: Kann es eine bestimmte Person geben, die aus Liechtenstein einreist und die dort wirklich kein ordentliches rechtsstaatliches Verfahren hat. Es ist mir nur einer eingefallen aus der Heimatgemeinde meiner Frau: Der Pfarrer. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nein, lass mich erzählen, Herbert. Der Pfarrer von Engelhartstetten – das ist die Heimatgemeinde meiner Frau – ist ein österreichischer Adeliger, der sich das Privileg herausgenommen hat, nicht unter unsere Rechtsordnung kommen zu wollen, weil er der Meinung ist, er hat immer noch seine Adelsprivilegien, und ist daher Staatsbürger von Liechtenstein. Also wenn Sie diesen Satz bekämpfen, dann haben Sie vielleicht die Überlegung im Hintergrund, dass der Pfarrer von Engelhartstetten, weil er Liechtensteiner ist und nicht auf sein Adelsprädikat verzichten wollte, unter jene Personen fällt, die nicht aus Liechtenstein einreisen dürfen und daher vielleicht doch in Österreich in ein Asylverfahren kommen sollten. 

Diese Überlegung ist natürlich hanebüchen, daher ist die Überlegung hanebüchen, diesen Teil dieses Satzes, dieses Absatzes zu bekämpfen. Und niemand, wirklich niemand versteht, warum die Stadtregierung diese Bestimmung vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen will. 

Lassen Sie mich noch ein anderes Beispiel nehmen, den § 32 Abs 8 des neuen Asylgesetzes, eine wirklich vernünftige Bestimmung. Worum geht es? Es geht um die Frage, dass jemand, dessen Asylantrag bereits vor zwölf Monaten rechtskräftig abgelehnt wurde – wo immer er ihn auch gestellt hat, in einer österreichischen Vertretungsbehörde, wo auch immer –, heute, wenn er wieder an die Staatsgrenze kommt, nicht das Recht hat, einen neuerlichen Asylantrag zu stellen, sondern sofort zurückgewiesen wird, weil klar ist, a) er kommt aus einem sicheren Drittstaat, b) er kommt aufgrund eines aufrechten, rechtskräftigen Bescheides aus einem Staat, der auch als so sicher gilt, dass man gar nicht um Asyl ansuchen kann in Österreich.

Und diese Bestimmung bekämpfen Sie ebenfalls beim Verfassungsgerichtshof. Und wieder, meine Damen und Herren: Das versteht keiner! 

Warum sind diese Bestimmungen notwendig? Sie sind notwendig, weil natürlich Asylsuchende die Behörden täuschen, weil sie versuchen, illegal in den Asylstatus zu kommen, weil sie, bevor sie die Grenze übertreten, ihre Papiere wegschmeißen nach dem Grundsatz: Die wissen nicht, woher ich komme, die wissen nicht, wer ich bin. Ich komme automatisch ins Asyl. 

Aber dazu gibt es im neuen Gesetz auch wieder eine vernünftige Maßnahme, nämlich den § 18 Abs 3 mit dem Zweck, alle Gegenstände, die der Asylwerber bei sich hat – es heißt im Gesetz "seine Kleidung und seine Behältnisse" –, zu durchsuchen, ob darin irgendetwas ist, was Aufschluss darüber gibt, woher er kommt, und zwar tatsächlich, und welchen Weg er gewählt hat. Findet man zum Beispiel ungarische Zigaretten, kann man fragen: Waren Sie vielleicht in Ungarn? Wir haben Sie zwar gesehen, wie Sie bei Parndorf oder sonst irgendwo über die Grenze gekommen sind, aber Sie sagen, Sie sind nicht aus Ungarn gekommen: Wo kommen denn die ungarischen Tschik her? Oder die rumänische Fahrkarte, oder was immer der einstecken hat. 

Und was macht die Stadtregierung mit Beschluss vom 23. Jänner dieses Jahres? Sie bekämpft diese Bestimmung des Asylgesetzes. Sie sagt, nein, die Behörde soll nicht nachschauen dürfen, woher der kommt. Das ist ja wohl ein Witz! Wenn die Behörde versucht, einem, der illegal die Grenze überschreitet, der seine Dokumente weggeschmissen hat, damit man nicht weiß, woher er kommt, das nachzuweisen, dann soll sie das nicht dürfen? – Meine Damen und Herren, das versteht zur Abwechslung wieder einmal keiner. 

Ich erspare Ihnen die Verlesung anderer Bestimmungen, die Sie bekämpfen, die so vernünftig sind, dass es vernünftiger gar nicht geht, und schreite weiter zu den Fragestellungen, die sich noch damit beschäftigen. 

Zum Beispiel zur Frage Abschiebung, Zurückweisung oder Abweisung. Da geht es um Personen, die, wenn dieser Vorgang nicht passiert, in ein Asylverfahren kommen, das oft mit einem negativen Ende ausgeht – ich werde noch einige Länder darstellen, wo das so ist –, und die daher in ihrem Aufenthalt viel Geld kosten. Das ist jedoch gar nicht das Hauptargument, aber diese Menschen zuerst in ein Asylverfahren zu bringen, das ziemlich unausweichlich mit der Abschiebung enden muss, ist eigentlich inhuman. Es ist viel humaner, ihnen binnen 48 oder 72 Stunden zu sagen, dass eine Zurückweisung, eine Abschiebung oder was auch immer stattfindet, und sie nicht in ein jahrelanges Asylverfahren zu bringen, an dessen Ende sie abgeschoben werden, nachdem sie schon zwei oder drei Jahre in Bundesbetreuung waren. Das ist nämlich in Wahrheit viel inhumaner. 

Und es wäre auch unbillig, sich dann nur an den abschiebenden Organen, sprich den Sicherheitsbehörden, die Schuhe abzustreifen. Denn das ist es, was heute passiert. Wenn jene, die nach jahrelangen sinnlosen Asylverfahren abgewiesen, zurückgewiesen, abgeschoben, was auch immer, werden müssen, wird am Schluss nur die vollziehende Behörde in die Ziehung genommen. Da streift man sich am Beamten die Schuhe ab, anstatt dass man sich vorher überlegt, ein vernünftiges Gesetz zu machen. (Zwischenruf der Abg Inge Zankl.)

Dazu gibt es auch einige Zahlen, die Ihnen das verdeutlichen sollen. Frau Kollegin, wenn Sie es nicht glauben, diese Argumente sind nicht nur von mir. Lesen Sie die entscheidenden Dokumente, lesen Sie den Rechnungshofbericht zu dieser Frage, der eindeutig darlegt, dass zum Beispiel 42 Prozent aller Asylwerber, die bei uns in ein Asylverfahren kommen, während des Verfahrens einfach verschwinden, aus der Bundesbetreuung und auch aus der Nichtbetreuung verschwinden, U‑Boote werden, illegal werden, leider der Kriminalität anheim fallen (Zwischenruf der Abg Marianne Klicka), weil sie weder Aufenthaltstitel noch Arbeitsbewilligung haben, irgendwohin abwandern und wenn sie dann doch aufgegriffen werden, Kollegin Klicka, zu Recht abgeschoben werden. 

Ist das human, dass man die Leute zuerst in die Kriminalität zwingt, in die Illegalität zwingt, weil man ihnen nicht von Anfang sagt, dass sie eigentlich hier kein Anrecht auf Asyl haben, und sie dann nach Jahren, in denen sie schon da waren, abschiebt? Beim Abschiebeverfahren sagt man dann aber: Damit wollen wir nichts zu tun haben, das sind nur die vollziehenden Beamten. 

Das ist ein Rechtsstaat, das ist eine Humanität, der wir uns nicht verpflichtet fühlen, und daher stehen wir hinter dem neuen Gesetz und der Grundvereinbarung. (Beifall bei der FPÖ.) Denn besser als jede Zurückschiebung nach Jahren ist die Abweisung an der Grenze. (Abg Ing Zankl: Das sind wir die falsche Adresse!) Was sagen Sie? (Abg Inge Zankl: Wir sind die falsche Adresse!) Ich sage das an die falsche Adresse? Nein, Sie sind die richtige Adresse. Sie sind die richtige Adresse, denn erstens – ich erkläre es Ihnen noch einmal, falls Sie es nicht verstehen –bekämpfen Sie ... (Abg Inge Zankl: Das hat damit nichts zu tun!) Natürlich hat das damit etwas zu tun. 

In der heutigen Vereinbarung, die wir da beschließen, beziehen wir uns im Text und in den Erläuterungen auf die Bestimmungen – Sie haben am Anfang nicht zugehört oder Sie waren nicht da – die §§ 4 ff des neuen Asylgesetzes 2003. Und womit beschäftigt sich dieses Gesetz? Es beschäftigt sich – ich habe es Ihnen gerade vorgelesen – mit diesen Bestimmungen, mit Zurückschiebung, Abschiebung, Verweisung et cetera. (Abg Inge Zankl: Sie wissen, was ich meine!) Sie sagen, die Grundvereinbarung ist in Ordnung, aber im selben Atemzug – ich wiederhole es, falls Sie es nicht verstehen – beschließt die Landesregierung dieses Landes am 23. Jänner, genau diese Bestimmungen beim Verfassungsgerichtshof wegen Verfassungswidrigkeit zu bekämpfen. Diesen Widerspruch muss ich Ihnen so lange erklären, bis Sie ihn verstehen und entweder einsehen oder überhaupt schweigen und sonst irgendetwas. (Abg Inge Zankl: Ist schon recht!) Aber Sie werden mich durch Ihre Zwischenrufe nicht dazu bringen, von meinem Standpunkt abzuweichen. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)
Damit Sie es noch ein bisserl deutlicher sehen, sage ich Ihnen noch ein paar Bestimmungen aus der Grundvereinbarung direkt, damit Sie sehen, weshalb Sie und dieses Land an Zurück- und Abschiebungen mitarbeiten, von denen Sie da sagen, dass Sie nichts damit zu tun haben wollen oder die falsche Adresse sind.

Was steht im dem § 4 Abs 1 Z 7 der Vereinbarung? Die Mitwirkungspflicht des Landes, die Unterstützung des Bundesasylamtes bei genau jenen Verfahren, nämlich darauf hinzuweisen, dass derjenige – ich habe Ihnen zuerst die Zahlen genannt – nicht aus der Bundesbetreuung verschwindet und sein Verfahren offen bleibt. Der Rechnungshof sagt, bis zu 42 Prozent sind es im Durchschnitt, in manchen Jahren sogar 50 Prozent.

Wozu verpflichtet sich das Land in § 4 Abs 1 Z 9? Es verpflichtet sich dazu, die Asylwerber, nämlich jene, die sich freiwillig aus der Bundesbetreuung entfernen, um als U‑Boote zu verschwinden oder was auch immer, der Behörde zu melden. Das ist die erste Mitwirkungshandlung daran, dass die Behörde überhaupt tätig werden kann, den aufzugreifen, um ihn dann abzuschieben, wenn er sich vorher aus dem Verfahren entzieht. Denn das ist nun mittlerweile zum Glück möglich. 

Und Sie sagen, damit haben wir nichts zu tun. Das bekämpfen wir beim Verfassungsgerichtshof. Das wollen wir nicht. Das ist inhuman. Das ist verfassungswidrig. Ich weiß nicht, was alles. Aber gleichzeitig beschließen Sie in dieser Vereinbarung mit, dass Sie dafür sind, nein, im Gegenteil, Sie unterstützen dieses Verwaltungshandeln noch. 

Das werden Sie einem irgendwie logisch begabten Menschen erklären müssen. Entweder sind Sie für das Verwaltungshandeln oder dagegen. Für eine von den zwei Sachen müssen Sie sich jetzt endlich entscheiden.

Denn nach dem Prinzip, melden ja, aufgreifen ja, Schubhaft nein, Abschieben nein, das wird nicht funktionieren. Das geht in einem Rechtsstaat nicht. Wer A sagt, muss bekanntlich auch B sagen. Nur die SPÖ will das nicht hören. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Vereinbarung sonst ist in Ordnung, aber ich sage das deswegen, weil Vertreter dieser Stadtregierung, Vertreter der SPÖ Wien das Asylgesetz des Jahres 2003 in seinen Grundzügen in polemischer Art und Weise herabqualifiziert haben und daher jetzt auch logischerweise – aus ihrer Sicht logischerweise – vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen. Aber dann dürfen Sie auch die Grundvereinbarung nicht abschließen. Dann dürfen Sie nicht ein bisserl human sein, da müssen Sie ordentlich human sein und zu dem ganzen Gesetz stehen.

Sie haben das ja auch konkret vorgeworfen – die Kollegin Novak hat das damals gesagt, ich kann mich noch erinnern, ich habe nachgesehen –, dass mit dem neuen Gesetz die Menschen auf die Straße gesetzt werden. Das Gegenteil ist der Fall. Erstmalig gibt es die Erstaufnahmestellen, erstmalig gibt es die Verpflichtung, jeden dort sofort zu betreuen. Diese Grundversorgungsvereinbarung verfolgt genau diesen Zweck. Also das Gegenteil von dem, was Sie damals im November, Dezember 2003 gesagt haben, ist eingetreten. Das neue Gesetz regelt das positiv und die Grundvereinbarung, die sich darauf bezieht, auch. 

Ich muss Ihnen das leider sagen. Vor allem auch deswegen, weil Sie versucht haben, Wien als so positiv herauszustreichen. Ich sage Ihnen die Zahl aus dem November 2003. Von den Betreuungsplätzen, die für Wien vereinbart waren, fehlten damals 287, das waren 17 Prozent. Sie schütteln den Kopf. Die Zahlen sind nicht von mir, das ist die offizielle Statistik. (Abg Anica Matzka-Dojder: Nach welchen Kriterien ist das berechnet, Kollege?) Anica, rege dich nicht so auf. Es ist so! 287 Plätze fehlen, 17 Prozent, November 2003, Stadt und Land Wien. 

Da darf man sich nicht so aufregen, dass der Bund das angeblich nicht macht, sondern das sind jene Plätze, die ihr damals schon hättet einrichten sollen und für die ihr vorsorgen hättet sollen, was ihr nicht getan habt. Ich gebe zu, es ist besser geworden, es sind heute nur mehr minus 1,54 Prozent, statt minus 17 Prozent. Das ist eine wirkliche Verbesserung in drei Monaten. Aber vorher den Bund anschütten und selbst mit 17 Prozent im Minus sein, das geht halt bei jemandem nicht hinein, der sich die Sachen anschaut und der sich das durchliest. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Anscheinend nicht!) 
Kollege Oxonitsch, der Asylexperte! Beweisen Sie mir das Gegenteil. Sagen Sie mir, dass es keine 287 Plätze waren und keine 17 Prozent. (Abg Christian Oxonitsch: Sie wissen doch genau, welche zusätzlichen Einrichtungen geschaffen wurden. – Abg Anica Matzka-Dojder: Wer hat das gemacht?) Das habe ich ja gesagt, heute sind es nur mehr minus 1,54 Prozent, aber vor drei oder vier Monaten waren es noch minus 17 Prozent. Damals habt ihr die Bundesregierung angeschüttet, nicht ich. (Abg Christian Oxonitsch: Das sagen Sie, der großartige Asylexperte!) Aha, das ist das richtige Stichwort: Der große Asylexperte. Ich verstehe schon wieder einmal nichts davon, ich kenne mich nicht aus. (Abg Christian Oxonitsch: Sie haben das gesagt!) Das habe ich nicht gesagt. Ich habe gesagt, Sie sind offenbar der große Asylexperte, wenn Sie sagen, dass meine Zahlen nicht stimmen, die ich einfach aus der offiziellen Statistik habe. 

Aber ich höre mir das gerne von Ihnen an. Vielleicht kommen Sie dann heraus und beweisen einmal das Gegenteil. Das ist aber nicht der Fall, sondern Sie verschanzen sich da hinter Ihrem neuen Gerät, glauben, alles zu wissen, und schreien dann heraus. Darauf muss ich reagieren, da bleibt mir nichts anderes übrig. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Ich verschanze mich überhaupt nicht! Ich rede ja mit Ihnen! Oder nicht?)
Ich werde Ihnen noch ein paar andere Bestimmungen sagen, damit Sie ein bisserl in sich gehen können. Was bekämpfen Sie noch alles vor dem Verfassungsgerichtshof unter dem Deckmantel der Rechtsstaatlichkeit? Sie bekämpfen vor dem Verfassungsgerichtshof, dass der Asylwerber dann, wenn er einen formlosen Antrag gestellt hat – oft sind diese Menschen weder unserer Rechtsordnung noch unserer Sprache mächtig; das ist nachvollziehbar –, diesen erstens in Form ausgehändigt bekommt, zweitens die Behörde auf eigene Kosten, was ja logisch ist, eine amtliche Übersetzung in seiner Muttersprache anfertigt und ihm aushändigt. Das bekämpfen Sie vor dem Verfassungsgerichtshof! Unter dem Stichwort Rechtsstaatlichkeit, Humanismus oder sonst etwas gehen Sie zum Verfassungsgerichtshof und sagen: Bitte, lieber Verfassungsgerichtshof, hebe den § 24 des Asylgesetzes 2003 auf, mit dem geregelt wird, dass der formlose Antrag in einen formellen umgewandelt wird, damit der Mann oder die Frau auch ein Recht hat, und dass er zweitens in seine Sprache übersetzt wird, damit er es auch lesen kann. 

Das bekämpfen Sie vor dem Verfassungsgerichtshof? Das versteht ja keiner! Wer soll das verstehen? Wo ist da die Rechtsstaatlichkeit? Wo ist da das humane Verfahren?

Oder die Aktenabschrift. Das gibt es jetzt neu nach § 24a Asylgesetz. Er bekommt zum ersten Mal endlich eine Aktenabschrift im Vorverfahren. Eine positive Maßnahme für den Asylwerber. Was ist? Wer bekämpft sie vor dem Verfassungsgerichtshof? Dreimal darf man raten: Die SPÖ-Stadtregierung. 

Aber nein, die Humanität wird noch weiter getrieben. Sie bekämpfen sogar die positiven Bestimmungen für die Asylwerber einer Familie. Bis dato hatte jeder in der Familie den Antrag selbstständig zu stellen, und es wurde für jeden einzeln abgesprochen. Was ist die positive Erneuerung? Es wird über alle gemeinsam abgesprochen, es gibt keine Aufteilung der Familien mehr bei der Abschiebung mit dann elternlosen Kindern. Da gibt es alles nicht mehr, weil mit dem Gesetz jeder das gleiche Recht bekommt. Im Gegenteil: Wenn einer nur positiv bewertet wird, werden alle Familienmitglieder positiv bewertet. 

Was macht die SPÖ-Stadtregierung? – Dreimal raten, Kollege Oxonitsch. Sie bekämpfen es beim Verfassungsgerichtshof. Sie sagen, das ist nicht schön, das ist nicht verfassungskonform, das ist rechtsstaatlich bedenklich. Wo kommen wir da hin, wenn die Familien auf einmal abgesprochen werden, wenn es positive Rechte für Kinder gibt, die früher auf einmal allein dagesessen sind, weil wir die Eltern abgeschoben haben. 

Das bekämpfen Sie vor dem Verfassungsgerichtshof? Ich verstehe es einfach nicht. Das ist das Problem. Wenn Sie nachher herauskommen und es mir erläutern, warum Sie all diese Dinge vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen, dann bin ich auch bereit herauszukommen und meine Meinung zu ändern, zurückzuziehen und Ihnen Abbitte zu tun. Ich glaube nur, dass Sie das nicht können. Ich glaube nur, dass Sie selber nicht einmal wissen, was in dieser Schrift steht, die Sie dem Verfassungsgerichtshof vorgelegt haben. Und das ist leider das Problem. 

Damit sind wir aber bei einem anderen Punkt. Wir sind bei der Frage: Wer bekommt denn überhaupt ein Asylverfahren? Wer stellt Anträge? Sind diese berechtigt oder nicht? Ein Blick wieder in die Herkunftsstatistik. Ich habe sie nicht aufgestellt, sondern das Bundesministerium für Inneres. Sie ist schon mehrfach zitiert worden. An erster Stelle im Jahr 2003 standen Asylwerber aus der Russischen Förderation: 6 713, zweitens Türkei: 2 843, drittens Indien: 2 823, viertens Serbien und Montenegro: 2 521, fünftens Afghanistan: 2 360. 

Wir schauen uns die Anerkennungsquoten an. Russische Förderation: 75 Prozent, in Ordnung; Türkei: 14 Prozent, Indien: 0 Prozent, Serbien, Montenegro: 14 Prozent, Afghanistan: 65 Prozent. 

Was ist das Ergebnis dieser Statistik? Das Ergebnis ist natürlich die Feststellung, dass es Länder gibt, aus denen man zu Recht kommt, um um Asyl anzusuchen, und andere, wo es in den überwiegenden Fällen nicht der Fall ist. 

Was war der Nachteil am alten Gesetz? Jeder ist in ein unendlich langes Verfahren gekommen, mit allen Nachteilen, und zwar für ihn, für den Rechtsstaat, für die restliche Bevölkerung, und mit den bekannten Effekten – ich habe sie genannt – Verschwinden, U-Boot, Kriminalität, was auch immer. 

Was gibt es heute? Das Vorverfahren, in dem man das schon abklärt, in dem man jenen restlichen 86 Prozent Türken erklärt, dass für sie das Asylverfahren sinn- und hoffnungslos ist. Und man richtet dann auch neu die Möglichkeit ein, dass er daraufhin seinen Antrag zurückziehen und sagen kann: Ich will gar nicht in das Asylverfahren. 

Was macht die SPÖ? – Sie bekämpft diese Bestimmung beim Verfassungsgerichtshof. Aus welchen Gründen auch immer. 

Ich halte es aber nicht für human, diese Menschen in ein Verfahren kommen zu lassen, das für sie lange dauert, an dessen Ende ihre Abschiebung steht, nachdem sie sich eingewöhnt haben, und ich halte es auch nicht für human, wie sie bisher betreut worden sind. Das war nicht immer positiv. Das wird jetzt durch die Grundvereinbarung besser. Ich halte die Privatisierung, die der Bundesminister Strasser da im Hintergrund macht, auch nicht für sehr positiv. Über die wird man sich den Kopf zerbrechen müssen. 

Aber Sie werden sich in dieser Stadt auch den Kopf darüber zerbrechen müssen, für welche Asylpolitik Sie stehen und ob Sie in Ihrer Fremdenpolitik bereit sind, über das hinwegzuspringen, was heute die Stadtgrenze, die Staatsgrenze oder die EU-Grenze ist, um mehr positive und präventive Maßnahmen in jenen Räumen zu setzen, in denen die großen Flüchtlingsströme entstehen. (Abg Günter Kenesei: Genau!) Habe ich das richtig verstanden, Kenesei? War das ein "genau"? (Abg Günter Kenesei: Ja!) Danke! (Abg Günter Kenesei: Ein zynisches!) Ein zynisches? Weshalb? (Abg Günter Kenesei: Weil ich Ihren Ausführungen nur mit großer körperlicher Anstrengung folgen kann! So einen Blödsinn, wie Sie erzählen, habe ich schon lange nicht gehört! – Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Also ich halte das aus. Ich halte das aus, Kollege Kenesei. (Abg Günter Kenesei: Es bleibt Ihnen auch nichts anderes übrig!) Ich halte es ohnehin aus. Das ist ja auch kein Problem. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Womit ich besser leben könnte, wäre, wenn Sie neben der Bezeichnung "Blödsinn" dann selbstständig darlegen könnten, warum Sie es für falsch halten oder was Sie für richtig halten. (Beifall bei der FPÖ. – StR DDr Eduard Schock: Da müsste er darüber nachdenken!) 
Es geht ja hier gerade um eine Frage, bei der ich eigentlich von den Grünen nicht erwartet hätte, dass sie da anderer Meinung sein können. Also dass die Grünen erstmalig der Meinung sind ... (Abg Günter Kenesei: Human ist zum Beispiel ein Gefängnisbau in Rumänien!) Nein, vom Gefängnisbau in Rumänien habe ich da nichts dabei. (Abg Dr Herbert Madejski: Er hat ja keine Ahnung!) Sie motivieren mich nicht einmal dazu, etwas zu sagen. Ich wollte etwas sagen über Entwicklungszusammenarbeit, wirtschaftliche, politische und diplomatische Verstärkung von Beziehungen. Ich wollte etwas sagen über fairen Handel. Ich wollte etwas sagen über, über, über. Lauter Dinge, die üblicherweise bei den Grünen einen hohen Stellenwert haben. Ich nehme zur Kenntnis, wenn es heute bei Ihnen keinen Stellenwert hat, oder ich nehme zur Kenntnis, wenn Sie jetzt vielleicht vorschnell geurteilt haben, weil Sie die eine Minute nicht abwarten konnten, bis ich vom fairen Handel, von der Entwicklungszusammenarbeit, von der Nationenbildung rede. (Abg Godwin Schuster: Er kann doch nicht das beurteilen, was Sie im Kopf haben, sondern das, was Sie hier sagen!) Wenn Sie das alles nicht aushalten, weil Sie keine Geduld haben, kann ich damit leben. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Günter Kenesei: Wenn ich mir Ihre Aktivitäten auf Bundesebene anschaue, kann ich mir faires Handeln nicht vorstellen!) 

Kollege Kenesei, ich weiß nicht, was Sie mit der Bundesebene meinen. Wenn Sie allgemein die Bundesebene ansprechen, dann kann ich ja damit leben, wenn Sie mich persönlich meinen, muss ich Ihnen sagen: Zu dem Zeitpunkt, wo ich auf der Bundesebene etwas zu verantworten habe, habe ich, glaube ich, dazu beigetragen, dass diese Republik sich dafür einsetzt, mehr in der Krisenprävention zu tun und mehr Menschen zu helfen. Ich habe das da schon einmal gesagt, vielleicht haben Sie nicht zugehört. Im Gegensatz zu Ihnen: Ich war schon in Afghanistan: Ich weiß, wie die Menschen dort leben. Ich habe versucht, ihnen zu helfen. Ich brauche das normal nicht darzulegen, aber wenn Sie jetzt "Blödsinn" zu mir sagen, sage ich ein bisschen was über mich selber.

Ich gehe heute am Abend zu einer Veranstaltung, die dem Zweck dient, Frauen in Afghanistan in ihrer Situation zu helfen. Ich weiß das – ich brauche mich da nicht zu loben, aber wenn Sie so einen Blödsinn sagen, erzähle ich es Ihnen –, weil ich dazu mit meinen kleinen bescheidenen Mitteln, auch meinen persönlichen Mitteln, die ich habe, dazu beigetragen habe, einen Kindergarten im Frauengefängnis von Kabul zu finanzieren, zu errichten und zu betreiben. Eine durchaus positive Maßnahme, die vielen Menschen dort hilft. Wenn Sie das ablehnen, nehme ich das zur Kenntnis. Der Staatspräsident Karzai lehnt es nicht ab. Ich habe mir das mitgenommen, weil Sie es mir sonst nicht glauben. (Der Redner hält eine Mütze in die Höhe.) Viel haben die dort nicht. Das ist die Mütze, die ich dafür bekommen habe. Das ist das Einzige, was die einem dort schenken können, sonst haben sie nicht viel. Das ist meine Afghanenmütze. Ich setze sie auf. Ich trage sie gerne. Das ist der Dank dafür, dass ich ein bisschen was beigetragen habe. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Heinz Hufnagl: Setz' sie einmal auf!) Ich soll sie einmal aufsetzen? (Abg Günter Kenesei: Setz' sie lieber nicht auf!)

Aber Sie wollten ja nicht so lange warten, bis ich bei der Entwicklungszusammenarbeit, beim fairen Handel und bei der Krisenprävention bin. Sie wollten vorher schon "Blödsinn" herausschreien. Es tut mir Leid, Sie sind selber schuld. Aber wenn Sie das alles negieren, weil Sie glauben, Asylpolitik beginnt an der Staatsgrenze, an der EU-Grenze oder wo auch immer, oder weil Sie glauben, mit so einer kleinen Grundvereinbarung sind die Probleme der Welt, die auf diese Stadt zukommen, gelöst, dann tun Sie mir Leid. 

Ich habe einen anderen Ansatz. Ich glaube, dass man mehr in der Prävention tun müsste, auch seitens dieser Stadt, dass die Stadt mehr Mittel in den Krisenregionen für positive Maßnahmen aufwenden sollte, und ich hätte erwartet, dass die Grünen auch dafür sind. Dass Sie nicht dafür sind, weil Sie die eine Minute nicht warten konnten, bis ich es noch gesagt habe, das war jetzt Ihr eigenes Problem. Aber diese Mütze schenke ich Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matzka-Dojder.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In formeller Hinsicht haben wir heute schon einiges über diese Grundversorgungsvereinbarung gehört, wir haben aber eben auch sehr, sehr viel Zynismus vom Kollegen Barnet gehört. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Was war da Zynismus?) Ich repliziere ein bisschen später darauf. Das gehört natürlich zu Ihrer Grundhaltung, und es hat mich absolut nicht überrascht. (Zahlreiche Zwischenrufe bei der FPÖ.) Und ich glaube, kaum jemand anderen in diesem Raum, der eine andere Meinung teilt, haben diese Ausführungen heute überrascht. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Herbert Madejski: Unglaublich! – StRin Karin Landauer: Haben Sie zugehört, was gesagt wurde? – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich habe zugehört, und es war wirklich an der physischen Grenze eines anständigen Menschen, da zuhören zu können. (StRin Karin Landauer: Das ist ja unglaublich!) Mit welchem Zynismus Sie die Menschen hier definieren, ist wirklich grenzenlos. (StRin Karin Landauer: Sie sind grenzenlos!). 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, hier geht es um eine ganz wesentliche Vereinbarung und wesentliche Elemente dieser Vereinbarung. Ich stelle fest, dass der Bund und die Länder hier zum ersten Mal an einem Strang ziehen. Hier geht es um eine partnerschaftliche Zusammenarbeit, um einheitliche Standards in der Versorgung dieser Menschen zu definieren.

Sie haben heute auch Lob von der Opposition gehört, und das ist auch gut so. Dass diese Vereinbarung zustande gekommen ist – das kann ich wirklich nicht unbegründet und mit Stolz sagen –, ist auch dem Wiener Bürgermeister zu verdanken, der diese Vereinbarung vorangetrieben hat. Letztendlich ist es aufgrund seines persönlichen Engagements zu dieser Vereinbarung gekommen, und diese Vereinbarung können wir wirklich als einen Meilenstein bezeichnen. Das hat aber an sich mit dem Asylgesetz nichts zu tun. Dazu komme ich später noch. 

Es ist nicht sehr lange her – wir erinnern uns alle daran –, dass Bundesminister Strasser schutzlose Menschen, darunter Frauen und Kinder, buchstäblich in die Kälte auf die Straße gesetzt hat. Ich helfe allen Abgeordneten hier in diesem Raum ein bisschen, sich daran zu erinnern. Hier war es eben der Wiener Bürgermeister, der sofort mehrere hundert Notquartiere suchen ließ, der Bürgermeister Häupl, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Er tat dies, um eben diesen Menschen, die ohnehin schon sehr viel Ungerechtigkeit in ihrem Schicksal erfahren haben, Schutz und Grundversorgung zu garantieren. Damit hat er eben die politische Fahne in die Hand genommen, um eine politische und bundeseinheitliche Lösung voranzutreiben. Er hat hier von Anfang an eine klare Position eingenommen und hat auch in den Verhandlungen nicht herumtaktiert wie zum Beispiel manche andere Bundesländer, die nicht so klare Positionen bezogen haben, in der Hoffnung vielleicht, dass Wien ohnehin bereits große Strukturen geschaffen hat, sodass sie sich hier mehr oder weniger leicht der Verantwortung entziehen können. 

Wir haben von den Betroffenen nicht erst einmal gehört – und ich glaube, dass ich weiß, wovon ich rede, weil ich mit diesen betroffenen Gruppen wirklich in meiner Freizeit schon viel gearbeitet habe –, dass manchmal sogar mancher Bürgermeister, anstatt die erbetene Hilfe zu gewähren, den Betroffenen einen Fahrschein nach Wien in die Hand gedrückt hat. Das kann ja wirklich auch nicht die Lösung sein, obwohl wir uns hier in Wien wirklich nicht – wie so behauptet wird – unserer Verantwortung entziehen wollen. Im Gegenteil! 

Aufgrund dieses Engagements wurde letztendlich ein gemeinsames Ergebnis erzielt, weil es eben dem Wiener Bürgermeister hier mehr um die Sache gegangen ist als um irgendwelche Verhandlungspositionen. Die Grundhaltung des Bürgermeisters Häupl bei diesen Verhandlungen war von Anfang an so, dass er alle schutz- und hilfsbedürftigen Gruppen dieser Menschen in der Grundversorgung erfasst sehen wollte. Und da geht es nicht nur um eine Beschleunigung des Asylverfahrens, sondern hier geht es um Menschen, die oft schon viele Ungerechtigkeiten in ihrem Leben erfahren haben. Er hat die Verhandlungen auch dann nicht abgebrochen, als es um die Proportionen der Kostenübernahme ging. Die haben natürlich nicht unseren Vorstellungen entsprochen, aber hier ging es ihm eben um die Sache. Wir sind jedoch nach wie vor der Meinung, dass Bundesminister Strasser eine Verantwortung des Bundes auf die Länder abgewälzt hat. 

Bei dem Ganzen, was in diesen Verhandlungen herausgeschaut hat, wären wir auch glücklicher damit, wenn die Einzelsätze etwas höher ausgefallen wären, aber ein Kompromiss hat leider auch einen Preis. Wir haben aber wesentliche Forderungen in dieser Vereinbarung durchgesetzt. Die Kostenübernahme teilt sich zwischen Bund und Ländern im Verhältnis 60 zu 40 – 60 Prozent trägt der Bund, 40 Prozent die Länder –, womit wenigstens im Prinzip die Hauptverantwortung des Bundes in dieser Sache ein bisschen durchscheint. 

Eine sehr wichtige Forderung unserer Seite war weiters, dass alle ab dem ersten Tag, an dem sie in dieses Versorgungskonzept hineingenommen werden, auch nach dem ASVG sozialversichert sind. Das ist deswegen wichtig, weil wir ganz genau wissen, dass diese Menschen auf ihrer Flucht sehr oft psychische und körperliche Schäden erleiden, sodass sie eine fundierte Gesundheitsversorgung brauchen und es nicht so sein kann wie bis jetzt beim Bund, dass das dem Zufallsprinzip überlassen wird. 

Wir haben uns natürlich auch für einen zahlenmäßigen Verteilungsschlüssel stark gemacht. Wien ist übrigens das einzige Bundesland, das tatsächlich bereits jetzt schon einen Großteil dieser Versorgungsplätze mit den nötigen Standards zur Verfügung stellt. Niederösterreich hat es nur annähernd, aber nur aufgrund dessen, weil die 1 800 Plätze in Traiskirchen haben. Das ist wirklich nicht mit dieser Versorgung zu vergleichen, die wir in Wien den Menschen bieten. 

Darüber hinaus hat aufgrund dieser Vereinbarung die Administration von uns einen klaren politischen Auftrag, ab dem 1. Mai 2004 Versorgungsplätze mit den vorgesehenen Standards in Wien zu sichern. Die Zahl der Plätze ergibt sich aus den vorhandenen Daten, aus denen errechnet wird, wie viele Menschen der betroffenen Zielgruppen im Verhältnis zur Wohnbevölkerung für die einzelnen Länder anfallen.

Mein Vorredner hat über irgendwelche Zahlen gesprochen, wie viele Menschen aufzunehmen sind. Anhand welcher Basisdaten er diese Berechnungen gemacht hat, ist mir unklar, denn bis jetzt gab es vom Bund keine erfassten Daten, wie Sie sie auch nach außen differenziert kommuniziert haben. Wenn diese Vereinbarung ab dem Mai 2004 in Kraft tritt, dann werden eben zum ersten Mal auch differenzierte Daten erfasst werden. Diese Daten dienen nicht nur dazu, irgendwelche Kriminalitätsstatistiken zu errechnen und Analysen anzustellen, diese Daten dienen eben auch dazu, eine effiziente Versorgung zu sichern. 

Mit dieser Vereinbarung, meine Damen und Herren, wird eine für Österreich wichtige Aufgabe gerecht aufgeteilt; gerechter als bisher. Nach der neuen Regelung entfallen auf Wien etwa 20 Prozent aller Aufgaben und Verantwortlichkeiten, wie das der Größe Wiens in der Relation zu anderen Ländern fairerweise entspricht. In der Vergangenheit war das anders. So wurden zum Beispiel etwa drei Viertel aller unbegleiteten minderjährigen Menschen in Wien betreut, weil die Zuständigkeit einfach abgewälzt wurde, da die entsprechenden Versorgungsangebote sowie die Versorgungsbereitschaft anderer Bundesländer nicht vorhanden war. Man kann hier nicht nur von der Sogwirkung einer Großstadt reden, wenn man den Betroffenen einen Fahrschein in die Hand drückt und keine Versorgungsangebote macht. 

Wir wissen auch alle, wie lange Bundesminister Strasser sich Zeit gelassen hat, um die notwendigen Einrichtungen für diese unbegleiteten Jugendlichen zu schaffen. Wir haben in der Zwischenzeit aber auf diese Probleme reagiert und in der MA 11 das Kompetenzzentrum eingerichtet, das in dieser Frage alle Aufgaben des Bundes den Jugendlichen gegenüber übernommen hat. Diese Aufgaben werden ab jetzt auf die neun Landesstellen und die Erstaufnahmestellen verteilt. Das sind natürlich neu geschaffene Strukturen, die diese Aufgaben in Zukunft aufgeteilt übernehmen werden. Die sich daraus ergebenden Veränderungen werden von uns in einem Veränderungsprozess professionell begleitet und umgesetzt, damit es in Hinkunft zu keinen Verschlechterungen und neuen Ungerechtigkeiten kommen kann. 

Ein weiterer Punkt bei der Umsetzung dieser Vereinbarung sind die einheitlichen Standards im Betreuungsangebot, die – wie der Bürgermeister heute in der Aktuellen Stunde schon gesagt hat – gemeinsam mit den erfahrenen NGO-Organisationen umgesetzt werden. Und hier, meine Damen und Herren, werden wir darauf achten, dass es zu keinen großen Versorgungseinheiten mit 1 000 Plätzen, mit 1 800 Plätzen kommt, wie es vom Bund betrieben wird. Es soll keine Versorgungsghettos in einem Ort geben, sondern eine gute regionale Verteilung.

Darüber hinaus wird es aber sehr wichtig sein, dass wir eine soziale Akzeptanz in diesem Bereich und für diese Aufgabe schaffen, dass wir einen Bezug mit den Nachbarn dort schaffen, damit es an den Standorten zu einer guten Kommunikation mit der Bevölkerung und zu einer Information aller Betroffenen kommt. Außerdem werden wir natürlich auch eine Landesbeiratsstelle für Asylwerber einrichten.

Bei all diesen Vorhaben, nicht nur in Wien, sondern in den anderen Bundesländern, war es natürlich nicht früchtetragend, als im Dezember der Bundesminister Strasser seine Aussage getätigt hat, dass die neuen Versorgungseinrichtungen in den Bundesländern nur mit Zustimmung der jeweiligen Bürgermeister errichtet werden können. Das hat die Schaffung dieser neuen Möglichkeiten natürlich nicht gerade vereinfacht und beschleunigt. 

Uns in Wien ist diese politische und soziale Verantwortung aber sehr wichtig, und wir werden uns auch weiterhin dieser Verpflichtung stellen. Wir werden die Situation langsam verändern und anpassen und in einem begleitenden Prozess evaluieren.

Gerade die Gruppe – Frau Kollegin Jerusalem ist jetzt nicht da – der unbegleiteten Minderjährigen ist uns in diesen Aufgaben sehr wichtig. Bei den unbegleiteten Minderjährigen wird die Landesleitstelle gemeinsam mit der Magistratsabteilung 11 sehr genau darauf achten, dass die Jugendlichen analog dieser festgelegten Standards betreut werden. Wir werden sicher keine Zwangsverlegungen und Kindertransporte in die Bundesländer veranstalten. Wir haben klare politische Aufträge an die verantwortlichen Stellen, den Fonds Soziales Wien und die MA 15, erteilt. Das Umsetzungskonzept ist gerade im Erstellen und wird demnächst auch im zuständigen Ausschuss behandelt. 

Natürlich gilt für diese Jugendlichen nach wie vor auch das Jugendwohlfahrtsgesetz. Hier werden eben die vorhandenen Strukturen mit neu geschaffenen Strukturen ineinander greifen und für den Schutz und die Betreuung dieser Jugendlichen Sorge tragen.

Meine Damen und Herren! Ich habe mich im Ausschuss – und ich hoffe, ich kann es auch für die Abstimmung heute hier sagen – wirklich sehr gefreut, dass es Einstimmigkeit gegeben hat bei dieser Verordnung. Für mich war es ein wirklich besonderes Zeichen für eine richtige Entwicklung, dass es in dieser Sache endlich ein gemeinsames Selbstverständnis gibt und dass auch Wien ohne parteipolitisches Schielen auf irgendwelche Vorteile seine Verantwortung übernimmt. 

Das ist wieder eine Bestätigung mehr, dass Wien, wie wir das heute und auch in den wissenschaftlichen Berichten lesen konnten, zu Recht das Prädikat einer der lebenswertesten Städte dieser Welt erhalten hat.

Wir werden dieser Vereinbarung gerne zustimmen und haben uns dafür eingesetzt, aber unabhängig von dieser Zustimmung und im Interesse der Betroffenen ist es doch notwendig, einige Anmerkungen zum Asylgesetz zu treffen.

Es ist sehr wichtig zu betonen, dass diese Vereinbarung absolut nichts, aber schon absolut nichts mit dem auch in Kraft getretenen Asylgesetz zu tun hat. Wir haben schon mehrmals unsere Stellung dazu bekundet, weil wir das eben im Interesse dieser Menschen machen, dass wir eine soziale Grundversorgung in einem funktionsfähigen und tragfähigen Kompromisskonzept sicherstellen. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es war für mich sehr erfreulich, dass sowohl in der Landesregierung wie auch im Ausschuss Zustimmung zu dieser 15a-Vereinbarung gegeben worden ist. Ich finde es sehr wichtig, dass man gerade eine so wichtige 15a-Vereinbarung einvernehmlich beschließt, über alle Weltanschauungen hinweg. Es gibt Rechtssicherheit für die Menschen, die in dieses Land kommen, es gibt Hilfestellung, es gibt Hilfestellung für die Jugendlichen und Kinder, die weiterhin zur Jugendwohlfahrt gehören. Es war eine mehrjährige Verhandlung, es gab etliche oberstgerichtliche Entscheidungen, doch im Dezember konnte dieser Vertrag ausgearbeitet werden.

Ich möchte noch sagen, dass ich es demokratiepolitisch wichtig finde, dass man, wenn man verschiedener Meinung ist, durchaus auch ein Höchstgericht anruft und sich diese Entscheidung dann ansieht und damit für sich selbst Rechtssicherheit hat. Ich glaube, es ist das gute Recht jedes Menschen und jeder Partei, eine oberstgerichtliche oder höchstgerichtliche Entscheidung zu erhalten.

Ich bin froh, dass trotz einer kontroversiellen Debatte die Abstimmung doch eine Einheitlichkeit bringen wird, und danke Ihnen dafür schon jetzt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke schön. Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a B‑VG, mit der die Vereinbarung über zivilrechtliche Bestimmungen betreffend den Verkehr mit Baugrundstücken geändert wird.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf ausdrücklichen Wunsch in aller Kürze: Ich bitte, diesem Vorschlag zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch einstimmig be-

schlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (16. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (22. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (17. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995) und das Wiener Personalvertretungsgesetz (7. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) geändert werden sowie das Gesetz über die Fortzahlung der Dienstbezüge an Bedienstete der Gemeinde Wien während freiwilliger Waffenübungen aufgehoben wird.

Frau Berichterstatterin, ich bitte Sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte, auch den schon beschriebenen Gesetzesveränderungen zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. – Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung Ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolg nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche noch einen angenehmen Nachmittag.

(Schluss um 15.11 Uhr.)
